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Die Konsumausgaben der privaten 
Haushalte, ihre Ausstattung mit Ge-
brauchsgütern sowie die Art und Weise 
der Internetnutzung vermitteln einen 
Eindruck der Lebenssituat ion der 
Haushalte in Deutschland. Das folgen-
de Kapitel beschreibt, wofür die Haus-
halte ihr Geld ausgeben und wie sich 
die Ausgabenstrukturen verschiedener 
Haushaltsgruppen unterscheiden (Ab-
schnitt 5.1.1). Darüber hinaus wird auf-
gezeigt, welche traditionellen und neu-
en technischen Gebrauchsgüter in den 

Haushalten vorhanden sind (Abschnitt 
5.1.2). Die Internetaktivitäten der un-
terschiedlichen Personengruppen wer-
den schließlich in Abschnitt 5.1.3 be-
schrieben. u Info 1

Datenbasis für die Angaben in den 
Abschnitten 5.1.1 und 5.1.2 sind die Er-
gebnisse der Laufenden Wirtschaftsrech-
nungen (LWR). Abschnitt 5.1.3 zur Inter-
netnutzung basiert auf den Ergebnissen 
der Erhebung von Informations- und 
Kommunikationstechnologien in priva-
ten Haushalten (IKT). u Info 2 
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 X Info 1  
Was sind private Haushalte?

Als Privathaushalt gelten Personen, die zusammenwohnen und gemeinsam wirtschaften, die in der  
Regel ihren Lebensunterhalt gemeinsam finanzieren beziehungsweise die Ausgaben für den Haushalt teilen. 
Zu einem Privathaushalt gehören auch die vorübergehend abwesenden Personen, beispielsweise Berufs
pendlerinnen und -pendler, Studierende, Auszubildende, Personen im Krankenhaus und im Urlaub.  
Entscheidend ist, dass die Person nur vorübergehend abwesend ist und normalerweise im Haushalt wohnt 
und lebt beziehungsweise mit ihrem ersten Wohnsitz an der Adresse des Haushalts gemeldet ist.  
Personen, die in einem Haushalt nur für sich selbst wirtschaften (Alleinlebende oder Wohngemeinschaften 
ohne gemeinsame Haushaltsführung), gelten als eigenständige Privathaushalte. Untermieterinnen und 
Untermieter, Gäste und Hausangestellte gehören nicht zum Haushalt. 

Die Ergebnisse werden standardmäßig für unterschiedliche Haushaltsgruppen dargestellt. Die Gruppierung 
der Haushalte erfolgt dabei beispielsweise nach Haushaltstyp (Alleinlebende, Alleinerziehende, Paare ohne 
oder mit Kind[ern], sonstige Haushalte), monatlichem Haushaltsnettoeinkommen, Haushaltsgröße (Anzahl 
der Personen im Haushalt) sowie Alter der Haupteinkommensperson, also derjenigen Person, die den 
größten Beitrag zum Haushaltsnettoeinkommen beisteuert. Als Kinder zählen alle ledigen Kinder unter 
18 Jahren (auch Adoptiv- und Pflegekinder) der Haupteinkommenspersonen oder deren (Ehe-)Partnerinnen 
und (Ehe-)Partner beziehungsweise gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerinnen und -partner. Gehören voll- 
jährige Kinder oder andere Personen ab 18 Jahren zum Haushalt, dann zählt dieser Haushalt zu den so-
genannten sonstigen Haushalten. Einige der Merkmale (zum Beispiel das Alter) sind personengebunden und 
beziehen sich auf die Haupteinkommensperson. Dabei ist zu beachten, dass die Ergebnisse dennoch immer 
für den Haushalt als Ganzes und nicht für die Einzelperson ausgewiesen werden.
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Ein weiteres Thema dieses Kapitels ist 
die private Überschuldung (Abschnitt 
5.1.4). Hier liefert die amtliche Statistik In-
formationen zur Situation privater Schuld-
nerinnen und Schuldner, die ein Insolvenz
verfahren oder die Hilfestellung einer 
Schuldnerberatungsstelle in Anspruch 
nehmen. Die Daten beruhen auf den Aus-
künften der Insolvenzgerichte und den 
Angaben der Schuldnerberatungsstellen. 

5.1.1 Konsumausgaben
Die Konsumausgaben privater Haushalte 
lagen 2022 bei durchschnittlich 2 846 Euro 
im Monat. Die Konsumquote, das ist der 
Anteil der Konsumausgaben am verfügba-
ren Einkommen, betrug dabei 69 %. 

Den größten Teil ihrer Konsumausga-
ben (36 % beziehungsweise 1 025 Euro mo-
natlich) gaben die Haushalte für Wohnen, 
Energie und Wohnungsinstandhaltung 
aus. An zweiter Stelle lagen die Ausgaben 
für Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwa-
ren und Ähnliches mit 15 % (417 Euro mo-
natlich). Die Ausgaben für Verkehr – dazu 
zählen beispielsweise die Ausgaben für 
Autos, Kraft- und Fahrräder sowie deren 
Reparaturen und die Nutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel – machten mit 347 Euro im 
Monat einen Anteil von 12 % an den ge-
samten Konsumausgaben aus. Die Auf-
wendungen für Freizeit, Sport und Kultur 
lagen anteilig bei 9 % (245 Euro monat-
lich). Für Kleidung und Schuhe gaben die 
Privathaushalte 4 % (103 Euro monatlich) 
aus. Die Ausgaben für das Bildungswesen 
betrugen weniger als 1 % (19 Euro monat-
lich). u Abb 1

Konsumausgaben im Zeitvergleich
Im Jahr 2017 gaben die privaten Haushal-
te durchschnittlich 2 517 Euro im Monat 
für ihren Konsum aus. Im Jahr 2022 wa-
ren es 13 % mehr (2 846 Euro). Die Struk-
tur der Konsumausgaben, also die »Rang-
folge« der einzelnen Ausgabenbereiche, 
hat sich in diesem Zeitraum nicht verän-
dert. Allerdings sind die absoluten Ausga-
ben in einigen Bereichen stärker angestie-
gen als in anderen: So sind beispielsweise 
2022 die Ausgaben für das Wohnen um 
14 % (+ 128 Euro) gegenüber 2017 gestiegen. 

 X Info 2  
Laufende Wirtschaftsrechnungen 

Datengrundlage für die Konsumausgaben und die Ausstattung privater Haushalte sind die Lau-
fenden Wirtschaftsrechnungen (LWR), eine freiwillige, tagebuchgestützte Befragung von Haus-
halten. Haushalte aus den unterschiedlichsten sozialen Schichten nehmen an den LWR teil.  
In die LWR werden nach den gesetzlichen Vorgaben Haushalte von Selbstständigen (Gewerbe-
treibende und selbstständige Landwirte und Landwirtinnen sowie freiberuflich Tätige) nicht ein-
bezogen. Ergebnisse für Haushalte, deren regelmäßiges monatliches Nettoeinkommen 18 000 Euro 
und mehr beträgt, bleiben in den LWR unberücksichtigt, da diese in zu geringer Zahl an der  
Erhebung teilnehmen. Seit dem Erhebungsjahr 2022 findet die Systematik der Einnahmen und 
Ausgaben der privaten Haushalte (SEA) 2021 Anwendung. Im Vergleich zur SEA 2013, die bei 
den LWR 2014 bis 2021 angewendet wurde, gab es bei der SEA 2021 einige größere Änderungen 
in einzelnen Ausgabebereichen. Von 2005 bis 2022 wurden rund 8 000 private Haushalte jähr-
lich unter anderem zu ihren Einnahmen und Ausgaben sowie zu ihrer Ausstattung mit Gebrauchs-
gütern befragt. 

Erhebung über die private Nutzung von Informations- und  
Kommunikationstechnologien (IKT)

Die IKT-Erhebung bei privaten Haushalten ist die EU-weit vergleichbare Datenquelle zur Nutzung 
von Informations- und Kommunikationstechnologien in privaten Haushalten. Für diese Statistik 
gelten in allen EU-Mitgliedstaaten einheitliche Definitionen sowie methodische Mindeststandards. 
Die amtliche Erhebung, deren Durchführung und Aufbereitung den Mitgliedstaaten obliegt, 
wurde in Deutschland bis zum Erhebungsjahr 2020 als eigenständige Erhebung durchgeführt. 
Seit dem Erhebungsjahr 2021 ist sie als freiwillige Unterstichprobe in den Mikrozensus integ-
riert. Für die IKT-Erhebung werden jährlich in Deutschland rund 10 000 Haushalte mit rund 
14 000 Personen im Alter von 16 bis 74 Jahren befragt. Durch das neue Stichprobendesign ist 
die Repräsentativität der IKT-Erhebung gestiegen, sodass die Ergebnisse die digitale Gesell-
schaft in Deutschland realistischer abbilden, als dies in den Vorjahren der Fall war. Aufgrund 
dieser weitreichenden methodischen Änderungen ist ein Vergleich der Ergebnisse des Jahres 
2021 mit den Vorjahren nur sehr eingeschränkt möglich (Zeitreihenbruch). 

 X Abb 1  Struktur der Konsumausgaben privater Haushalte 2022 — in Prozent

Datenbasis: Laufende Wirtschaftsrechnungen
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Auch für Nahrungsmittel, Getränke und 
Tabakwaren (+ 69 Euro) gaben die Haus-
halte 20 % mehr aus als fünf Jahre zuvor. 
Die Ausgaben für Verkehr dagegen waren 
2022 mit 347 Euro etwa genauso hoch wie 
2017 (348 Euro). Die Konsumquote betrug 
damals 73 % und lag damit 4 Prozent-
punkte über der Konsumquote von 2022 
(69 %). u Abb 2 

Konsumausgaben nach 
Haushaltstyp
Deutliche Unterschiede in Niveau und 
Struktur zeigen sich bei den Konsumaus-
gaben ausgewählter Haushaltstypen. Die 
höchsten monatlichen Konsumausgaben 
tätigten im Jahr 2022 Paarhaushalte mit 
Kind(ern) mit durchschnittlich 4 029 Euro, 
gefolgt von den Paaren ohne Kind mit 
3 372 Euro. Die Konsumausgaben der Haus-
halte von Alleinerziehenden (2 417 Euro) 
und Alleinlebenden (1 833 Euro) lagen 
weit unter dem Bundesdurchschnitt von 
2 846 Euro im Monat. Die sonstigen Haus-
halte kamen 2022 auf Konsumausgaben in 
Höhe von 3 917 Euro. Durchschnittlich 
lebten 2022 in einem Alleinerziehenden-
haushalt 2,5 Personen, in Paarhaushalten 
mit Kind(ern) 3,8 Personen und in einem 
sonstigen Haushalt 3,2 Personen. u Tab 1

In der anteilsmäßigen Zusammenset-
zung der Ausgabenbereiche Wohnen, Er-
nährung und Bekleidung weisen die einzel-
nen Haushaltstypen folgende Unterschiede 

 X Abb 2  Struktur der monatlichen Konsumausgaben  
privater Haushalte 2017 und 2022 

 X Tab 1  Konsumausgaben privater Haushalte nach ausgewählten Haushaltstypen 2022

1	 Wertebruch wegen neuer SEA 2021, siehe Info 2.
2	� Gastronomie- und Beherbergungsdienstleistungen, Innenausstattung, Haushaltsgeräte und -gegenstände, Information  

und Kommunikation, Gesundheit, andere Waren und Dienstleistungen, Bildungsdienstleistungen sowie Versicherungs-  
und Finanzdienstleistungen; Wertebruch wegen neuer SEA 2021, siehe Info 2.

Datenbasis: Laufende Wirtschaftsrechnungen

1	 Beispielsweise Haushalte mit Kind(ern) über 18 Jahren, Mehrgenerationenhaushalte, Wohngemeinschaften.
2	� Gastronomie- und Beherbergungsdienstleistungen, Innenausstattung, Haushaltsgeräte und -gegenstände, Information und Kommunikation, Gesundheit, andere Waren und Dienstleistungen,  

Bildungsdienstleistungen sowie Versicherungs- und Finanzdienstleistungen.
Datenbasis: Laufende Wirtschaftsrechnungen

Haushalte 
insgesamt Alleinlebende Allein- 

erziehende
Paare Sonstige 

Haushalte¹ohne Kind mit Kind(ern)

je Haushalt und Monat in Euro
Private Konsumausgaben 2 846 1 833 2 417 3 372 4 029 3 917

in %
Wohnen, Energie, Wohnungsinstandhaltung 36 41 36 35 33 34
Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren  
und Ähnliches 15 13 17 14 16 16

Verkehr 12 11 10 12 12 14
Freizeit, Sport, Kultur 9 8 9 9 9 8
Bekleidung, Schuhe 4 3 5 3 4 4
Sonstige² 25 23 23 26 26 25
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54

monatliches 
Haushaltsnettoeinkommen 

von … bis unter … Euro

Alleinerziehenden mit 36 % und den Paa-
ren ohne Kind mit anteiligen 35 %. Paar-
haushalte mit Kind(ern) hatten einen 
Wohnkostenanteil von 33 %. 

Für den Ausgabenbereich Verkehr 
verwendeten Paarhaushalte mit und ohne 
Kinder anteilig jeweils 12 %. Alleinleben-
de und Alleinerziehende wendeten antei-
lig (11 beziehungsweise 10 %) am wenigs-
ten für Verkehr auf. Die Ausgabenanteile 
für den Bereich Freizeit, Sport und Kultur 
waren bei den einzelnen Haushaltstypen 

auf: Anteilig gaben Haushalte, in denen 
Kinder leben, mehr Geld für Ernährung 
aus als Haushalte, in denen keine Kinder 
leben. Während Paarhaushalte mit 
Kind(ern) 16 % und Alleinerziehende 17 % 
ihres gesamten Konsums für Nahrungs-
mittel, Getränke, Tabakwaren und Ähnli-
ches ausgaben, waren es bei den Paaren 
ohne Kind anteilig 14 % und bei den Al-
leinlebenden 13 %. Alleinlebende hatten 
dagegen mit 41 % den höchsten Ausga-
benanteil für Wohnen, gefolgt von den 

ähnlich hoch: Alleinlebende sowie sons-
tige Haushalte wendeten dafür jeweils 
8 % auf, bei den anderen Haushaltstypen 
waren es etwa 9 %.

Konsumausgaben nach 
Haushaltsnettoeinkommen
Je mehr Geld den Haushalten monatlich 
zum Ausgeben zur Verfügung steht, 
umso höher sind auch deren Konsum-
ausgaben. Haushalte mit einem monatli-
chen Net toein kommen von u nter 
1 250  Euro gaben im Jahr 2022 durch-
schnittlich 1 066 Euro im Monat für den 
privaten Konsum aus. Mehr als viermal 
so viel (4 634 Euro) wendeten Haushalte 
mit einem monatlichen Nettoeinkom-
men von 5 000 Euro und mehr für ihren 
Konsum auf. u Tab 2

Für Wohnen, Ernährung und Beklei-
dung gaben die Haushalte mit einem mo-
natlichen Einkommen unter 1 250 Euro 
im Durchschnitt 777 Euro monatlich aus; 
das waren 73 % ihrer gesamten Konsum-
ausgaben. Haushalte mit Einkommen 
über 5 000 Euro wendeten dafür mit 
2 238 Euro zwar fast dreimal so viel auf. 
Anteilig machten die Ausgaben dafür 
aber weniger als die Hälfte (48 %) ihrer 
gesamten Konsumausgaben aus. Im 
Durchschnitt gaben die privaten Haus-
halte etwas mehr als die Hälfte (54 %) ih-
rer Konsumausgaben für Wohnen, Er-
nährung und Bekleidung aus. u Abb 3

Monatliches Haushaltsnettoeinkommen von … bis unter … Euro

unter 1 250 1 250 – 2 500 2 500 – 3 500 3 500 – 5 000 5 000 und mehr¹

je Haushalt und Monat in Euro
Private Konsumausgaben 1 066 1 643 2 368 3 089 4 634

in %
Wohnen, Energie, Wohnungsinstandhaltung 51 43 40 37 31
Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren  
und Ähnliches 19 17 16 15 13

Verkehr 5 9 11 11 15

Freizeit, Sport, Kultur 4 7 8 9 10

Bekleidung, Schuhe 3 3 4 4 4

Sonstige² 17 21 23 25 28

 X Tab 2  Konsumausgaben privater Haushalte nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen 2022

 X Abb 3  Ausgaben privater Haushalte für den Bereich Wohnen, Ernährung  
und Bekleidung nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen 2022 —  
Anteil an den Konsumausgaben in Prozent

1	� Haushalte, deren monatliches Nettoeinkommen 18 000 Euro und mehr beträgt, wurden nur berücksichtigt, wenn sie ausnahmsweise (zum Beispiel durch Einmalzahlungen oder Ähnliches im Berichtsquartal)  
über dieser Einkommensgrenze lagen.

2	� Gastronomie- und Beherbergungsdienstleistungen, Innenausstattung, Haushaltsgeräte und -gegenstände, Information und Kommunikation, Gesundheit, andere Waren und Dienstleistungen,  
Bildungsdienstleistungen sowie Versicherungs- und Finanzdienstleistungen.

Datenbasis: Laufende Wirtschaftsrechnungen

1	� Haushalte, deren monatliches Nettoeinkommen 18 000 Euro und mehr beträgt, wurden nur berücksichtigt,  
wenn sie ausnahmsweise (zum Beispiel durch Einmalzahlungen oder Ähnliches im Berichtsquartal) über dieser  
Einkommensgrenze lagen.

Datenbasis: Laufende Wirtschaftsrechnungen
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Verbraucherpreisindex für Deutschland

Der Verbraucherpreisindex für Deutsch-
land misst die durchschnittliche Preis-
entwicklung aller Waren und Dienst-
leistungen, die private Haushalte für 
Konsumzwecke kaufen. Darunter fallen 
zum Beispiel Nahrungsmittel, Beklei-
dung und Kraftfahrzeuge ebenso wie 
Mieten, Reinigungsdienstleistungen 
oder Reparaturen. Es werden alle Aus-
gaben berücksichtigt, die in Deutsch-
land getätigt werden, das heißt neben 
den Ausgaben von beispielsweise Single
haushalten, (Rentner-)Ehepaaren oder 
Familien auch die Ausgaben ausländi-
scher Touristinnen und Touristen. Die 
Veränderung des Verbraucherpreisindex 
zum Vorjahresmonat beziehungsweise 
zum Vorjahr wird als Teuerungsrate 
oder auch als Inflationsrate bezeichnet.

Im Jahresdurchschnitt 2023 erhöh-
ten sich die Preise aller Waren und 
Dienstleistungen für den privaten Ver-
brauch in Deutschland um 5,9 % gegen-
über dem Vorjahr und damit etwas ge-
ringer als im Jahr 2022 (+ 6,9 %).

Die Preisentwicklung für das Jahr 
2023 wurde wie im Jahr 2022 von den 
Auswirkungen der Kriegs- und Krisen-
situationen beeinf lusst. Nach einem 
enormen Anstieg um 29,7 % im Jahr 
2022 verteuerten sich die Energiepro-
dukte 2023 gegenüber dem Vorjahr mit 
5,3 % vergleichsweise moderat. Aller-
dings wiesen die einzelnen Energiepro-
dukte sehr unterschiedliche Preisent-
wicklungen auf. So verbilligte sich leich-
tes Heizöl um 22,2 %, Kraftstoffe waren 
im Jahresdurchschnitt 2023 um 5,8 % 
günstiger. 2022 waren die Preise für 
leichtes Heizöl jedoch um 87,3 % gegen-
über dem Vorjahr gestiegen, die Kraft-
stoffpreise um 26,2 %. Erdgas (hier in 
der Abgrenzung »ohne Betriebskosten«) 
verteuerte sich 2023 um 14,7 % (2022: 
+ 63,6 %) und Strom um 12,7 % (2022: 
+ 19,2 %).

Die Preise für Nahrungsmittel er-
höhten sich 2023 gegenüber 2022 mit 
+ 12,4 % erneut spürbar. Bereits 2022 
hatte die Preiserhöhung bei Nah-

rungsmitteln mit + 13,4 % deutlich 
über der Gesamtteuerung gelegen. Be-
sonders stark verteuerten sich 2023 
beispielsweise Brot und Getreideer-
zeugnisse (+ 16,4 %), Molkereiproduk-
te und Eier sowie Zucker, Marmelade, 
Honig und andere Süßwaren (jeweils: 
+ 15,7 %). Günstiger als im Vorjahr 
waren lediglich Speisefette und Spei-
seöle mit – 3,5 %.

Die Preisentwicklungen einzelner 
Güterarten sind im »Preismonitor« des 
Statistischen Bundesamts veranschau-
licht. Der Preismonitor stellt beispiel-
haft die Entwicklung der Verbraucher-
preise für ausgewählte häufig gekaufte 
Waren und Dienstleistungen dar. Die 
Grafiken zeigen, um wie viel Prozent 
die Preise im jeweiligen Monat höher 
oder niedriger lagen als im Jahres-
durchschnitt 2020: www.destatis.de  > 
Themen > Wirtschaft > Preise > Ver-
braucherpreisindex und Inflationsrate > 
Statistik visualisiert.

Verbraucherpreisindex für Deutschland insgesamt und  
für ausgewählte Produkte  
— 2020 = 100

Inflationsrate gemessen am Verbraucherpreisindex  
für Deutschland  
— Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent
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Anteile der anderen Konsumbereiche mit 
steigendem Einkommen zu. Besonders 
deutlich ist dies bei den Verkehrsausga-
ben: Mit 685 Euro im Monat (15 %) wen-
deten die Haushalte der höchsten Ein-
kommensgruppe mehr als das Zwölffache 
der Haushalte der niedrigsten Einkom-
mensgruppe auf (57 Euro, 5 %). Für Frei-
zeit, Sport und Kultur gaben die Haus-
halte mit dem höchsten monatlichen 
Nettoeinkommen knapp das Zehnfache 

Auch wenn die Ausgaben für Wohnen 
und Kleidung mit zunehmenden Einkom-
men stark ansteigen, verringern sich deren 
Anteile an den gesamten Konsumaus
gaben: Machte 2022 der Anteil der Wohn-
ausgaben in Haushalten mit einem Netto-
einkommen von unter 1 250 Euro anteilig 
gut die Hälfte (51 %) der Konsumausgaben 
aus, so liegt dieser in Haushalten mit ei-
nem Nettoeinkommen von 5 000  Euro 
und mehr bei 31 %. Dafür nehmen die  

(438 Euro beziehungsweise 9 %) dessen aus, 
was die Haushalte mit einem Einkommen 
unter 1 250 Euro monatlich dafür aufwen-
deten (46 Euro beziehungsweise 4 %). 

5.1.2 Ausstattung privater Haushalte 
mit Gebrauchsgütern
Aus der Verfügbarkeit ausgewählter Ge-
brauchsgüter in den privaten Haushalten 
Deutschlands lassen sich in gewisser 
Weise auch Aussagen über den materiel-
len Lebensstandard dieser Haushalte tref-
fen. Egal um welches Gebrauchsgut es 
sich handelt – Haushalte, in denen Kin-
der leben, sind bis auf wenige Ausnah-
men häufiger mit diesen ausgestattet als 
Haushalte von Alleinlebenden und Paare 
ohne Kind. Zu den erfragten Gebrauchs-
gütern gehören (Elektro-/Hybrid-)Fahr-
zeuge, Haushaltsgeräte, Güter der Unter-
haltungselektronik sowie Gegenstände 
der Informations- und Kommunikati-
onstechnik wie Mobiltelefone und Perso-
nal Computer (PC). u Info 3

Fahrzeuge
In den Laufenden Wirtschaftsrechnun-
gen machen die Haushalte Angaben über 
ihre Ausstattung mit Personenkraftwa-
gen (Pkw) und Fahrrädern. Elektronische 
Fahrzeuge werden seit 2014 (Elektrofahr-
räder) beziehungsweise 2022 (Elektro
autos und Plug-in-Hybride) erfragt. 

Auto ja oder nein? Neu oder ge-
braucht? Verbrenner oder Elektro? An-
fang 2022 hatten 78 % der privaten 
Haushalte in Deutschland mindestens 
ein Auto. Anfang 2022 besaßen 3 % der 
Privathaushalte Elektroautos oder Plug-
in-Hybride. Fast die Hälfte (49 %) aller 
Privathaushalte besaß Anfang 2022 
mindestens ein Auto, das sie gebraucht 
gekauft hatten. Ein Drittel (33 %) der 
Haushalte hatte mindestens ein Auto, 
das zum Zeitpunkt des Kaufs fabrikneu 
war. Der Anteil der Haushalte mit ge-
leasten Pkw lag bei 6 %. u Tab 3

Die Entscheidung zwischen »neu« 
oder »gebraucht« beim Kauf eines Pkw ist 
unter anderem abhängig von der Höhe 
des monatlichen Haushaltsnettoeinkom-
mens. Haushalte mit hohem Einkommen 

 X Info 3  
Ausstattungsgrad und Ausstattungsbestand 

Der Ausstattungsgrad ist das statistische Maß dafür, wie viele Haushalte ein bestimmtes  
Gebrauchsgut besitzen. Beispielsweise bedeutet ein Ausstattungsgrad von 98 % für Mobil
telefone, dass 98 von 100 Haushalten mindestens ein Mobiltelefon haben. Rechnerisch  
wird der Ausstattungsgrad ermittelt durch die Zahl der Haushalte mit einem entsprechenden 
Gebrauchsgut, bezogen auf die Zahl der hochgerechneten Haushalte multipliziert mit 100.

Der Ausstattungsbestand zeigt, wie viele Gebrauchsgüter in 100 Haushalten vorhanden sind. 
Beispielsweise bedeutet ein Ausstattungsbestand von 188 Mobiltelefonen je 100 Haushalte, 
dass einige Haushalte mehr als ein Handy besitzen. Rechnerisch wird der Ausstattungsbe-
stand ermittelt durch die Zahl des in den Haushalten vorhandenen jeweiligen Gebrauchsguts, 
bezogen auf die Zahl der hochgerechneten Haushalte multipliziert mit 100.

Personen
kraftwagen

Darunter

neu gekauft gebraucht gekauft geleast

Monatliches Haushaltsnettoein-
kommen von … bis unter … Euro

Ausstattungsgrad in %

unter 1 250 38 (10) 29 /

1 250 – 1 750 63 21 41 /

1 750 – 2 500 79 34 46 (3)

2 500 – 3 500 88 41 53 (5)

3 500 – 5 000 96 42 64 11

5 000 – 18 000 97 52 62 15

Insgesamt 78 33 49 6

Ausstattungsbestand je 100 Haushalte 

unter 1 250 40 (10) 30 /

1 250 – 1 750 68 22 44 /

1 750 – 2 500 91 36 53 (3)

2 500 – 3 500 121 46 70 (5)

3 500 – 5 000 158 51 94 13

5 000 – 18 000 185 72 96 17

Insgesamt 109 39 64 6

 X Tab 3  Ausstattung privater Haushalte mit Personenkraftwagen  
nach Haushaltsnettoeinkommen 2022

/	 Keine Angabe, da Zahlenwert nicht sicher genug.
( )	 Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist.
Datenbasis: Laufende Wirtschaftsrechnungen
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Kühlschrank , Kühl- und
 Gefrierkombination

Kaffeemaschine (insgesamt)

⋅ Filterkaffeemaschine

⋅ Pad- oder Kapselmaschine

⋅ Kaffeevollautomat

Geschirrspülmaschine

Gefrierschrank, Gefriertruhe

Heimtrainer

100

82

51

29

24

75

49

27

darunter 8,4 Millionen Pedelecs (E-Bike ohne Führerscheinpflicht)

Fahrrad Pkw  Kraftrad¹

darunter 1,4 Millionen Elektroautos, Plug-in-Hybride

darunter 0,8 Millionen E-Roller und E-Bike mit Führerscheinpflicht

69

42

6

werden. Kühlschränke beziehungsweise 
Kühl- und Gefrierkombinationen gab es 
Anfang 2022 praktisch in jedem Haushalt 
(100 %). Geschirrspülmaschinen gab es in 
drei Viertel aller Haushalte (75 %). u Abb 5 

besaßen häufiger Neuwagen als Haushal-
te mit geringerem Einkommen. Bei einem 
monatlichen Haushaltsnettoeinkommen 
von 5 000 bis unter 18 000 Euro lag der 
Ausstattungsgrad mit Neuwagen mit 52 % 
weit über dem Durchschnittswert aller 
privaten Haushalte (33 %). Dagegen lag 
der Neuwagenanteil in Haushalten der 
beiden untersten Einkommensklassen 
(unter 1 250 Euro sowie 1 250 bis unter 
1 750 Euro) mit 10 beziehungsweise 21 % 
unter dem Durchschnittswert.

Ein Blick auf die Zahl der Pkw in den 
privaten Haushalten zeigt die einkommens
abhängigen Unterschiede noch deutlicher: 
In 100 Haushalten der untersten Netto
einkommensklasse fanden sich 40  Pkw, 
die Haushalte der höchsten Einkommens-
klasse besaßen mit 185 Pkw je 100 Haus-
halte mehr als viermal so viele Autos. 

Elektroautos und Plug-in-Hybride wa-
ren 2022 immerhin in 12 % der Haushalte 
der höchsten Einkommensklasse (monat-
lich 5 000 Euro und mehr) vorhanden. 
Nur 3 % der Haushalte mit einem monat-
lichen Haushaltsnettoeinkommen von 
2 500 bis 3 500 Euro und 4 % der Haushal-
te in der Einkommensklasse 3 500 bis 
5 000 Euro hatten ein solches Auto. In 
Haushalten mit einem Einkommen bis 
2 500 Euro spielen diese kaum eine Rolle. 

Genauso hoch wie der Anteil der 
Haushalte mit Autos ist der Anteil mit 
Fahrädern: Mehr als drei Viertel (78 %) 
aller privaten Haushalte besaßen Anfang 
2022 ein oder mehrere Fahrräder. Insge-
samt gab es 69 Millionen Fahrräder in 
rund 38 Millionen privaten Haushalten 
in Deutschland. Hatten Anfang 2017 erst 
6 % aller Haushalte Elektrofahrräder 
ohne Führerscheinpflicht (Pedelecs), so 
waren es fünf Jahre später 16 %. Gleich-
zeitig hat sich die Gesamtzahl der Pede-
lecs in privaten Haushalten in diesem 
Zeitraum von 3,1 Millionen auf rund 
8,4 Millionen erhöht. u Abb 4

Haushalts- und Sportgeräte 
Elektrische beziehungsweise elektronische 
Haushaltsgeräte zählen zu den klassischen 
Ausstattungsgütern, die im Rahmen der 
Laufenden Wirtschaftsrechnungen erfragt 

Anfang 2022 besaßen 82 % aller Haus-
halte eine oder mehrere Kaffeemaschinen: 
Am häufigsten verfügten die Haushalte 
über »traditionelle« Filterkaffeemaschinen 
(51 %). Pad- oder Kapselmaschinen gab es 

 X Abb 4  Ausstattung privater Haushalte mit Fahrzeugen am 1.1.2022  
— in Millionen

 X Abb 5  Ausstattungsgrad privater Haushalte mit ausgewählten Haushalts-  
und Sportgeräten 2022 — in Prozent

1	 Auch Mofa und Roller sowie E-Bike mit Führerscheinpflicht.
Datenbasis: Laufende Wirtschaftsrechnungen

Datenbasis: Laufende Wirtschaftsrechnungen
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etwa doppelt so hoch. Paarhaushalte mit 
Kind(ern) lagen mit einem Ausstattungs-
grad von 42 % weit über dem Durchschnitt. 

Anfang 2022 verfügten 27 % aller Pri-
vathaushalte über Heimtrainer, beispiels-
weise Ergometer, Laufband, Crosstrainer 
oder Kraftbank. u Tab 4 

in 29 % der Haushalte. Die in der Anschaf-
fung vergleichsweise teuren Kaffeevollauto-
maten standen durchschnittlich in 24 % der 
privaten Haushalte. Während diese nur in 
knapp 14 % der Haushalte von Alleinleben-
den standen, war der Anteil der Paarhaus-
halte mit Kaffeevollautomaten mit 28 % 

Güter der Unterhaltungselektronik
Fast jeder Haushalt (97 %) verfügte Anfang 
2022 über mindestens einen Fernsehappa-
rat; seit 2017 (98 %) gab es praktisch keine 
Veränderung mehr. Geringe Zuwächse 
gab es von 2017 bis 2022 bei der Ausstat-
tung der Privathaushalte mit Spielkonsolen 
(2017: 26 %; 2022: 29 %), Blu-ray-Geräten 
(2017: 22 %; 2022: 25 %) und Pay-TV-Re-
ceivern (2017: 19 %; 2022: 21 %). u Abb 6

Bei der Art des Fernsehempfangs 
konnten folgende Veränderungen festge-
stellt werden: Die Anteile von Satelliten- 
und Kabel-TV-Anschlüssen sind im Ver-
gleich zu 2017 leicht zurückgegangen 
(2022: 44 beziehungsweise 43 %; jeweils 

– 3 Prozentpunkte). Der Anteil der Haus-
halte, die TV über DSL (IPTV) nutzen, ist 
demgegenüber von 15 % Anfang 2019 auf 
21 % Anfang 2022 gestiegen. Antennen-
TV-Anschlüsse (DVB-T2 HD) waren An-
fang 2022 nur noch in 8 % der Haushalte 
vorhanden. Damit hat sich der Anteil von 
15 % Anfang 2017 nahezu halbiert. 

Telefon und PC
Anfang 2022 gab es in nahezu jedem pri-
vaten Haushalt (98 %) mindestens ein 
Mobiltelefon. 2017 lag der Ausstattungs-
grad bei 96 %. Die Gesamtzahl der in den 
Privathaushalten vorhandenen Mobiltele-
fone stieg von 67 Millionen Anfang 2017 
auf rund 71 Millionen Anfang 2022. Mit 
zunehmender Ausstattung der Haushalte 

Haushalte 
insgesamt

Nach dem Haushaltstyp

Alleinlebende Allein- 
erziehende¹

Paare sonstige 
Haushalte³ohne Kind mit Kind(ern)²

Kühlschrank, Kühl- und Gefrierkombination   100 100 100 100 100 100
Gefrierschrank, Gefriertruhe           49 34 (30) 62 55 64
Geschirrspülmaschine                   75 56 79 87 94 87
Kaffeemaschine                         82 73 76 89 90 91
  Filterkaffeemaschine                 51 47 36 60 46 57
  Pad- oder Kapselmaschine             29 26 35 28 33 35
  Kaffeevollautomat                    24 14 (18) 28 42 33
Heimtrainer (Ergometer, Laufband, Crosstrainer, Kraftbank) 27 19 (22) 35 29 36

 X Tab 4  Ausstattungsgrad privater Haushalte mit Haushalts- und Sportgeräten nach ausgewählten Haushaltstypen 2022 — in Prozent

 X Abb 6  Ausstattungsgrad privater Haushalte mit ausgewählten Geräten  
der Unterhaltungselektronik und TV-Anschlüssen — in Prozent

1	 Mit ledigem Kind/ledigen Kindern unter 18 Jahren.
2	 Ledige(s) Kind(er) unter 18 Jahren der Haupteinkommenspersonen oder der Ehe- beziehungsweise Lebenspartner/-innen.
3	 Unter anderem Haushalte mit Kind(ern) über 18 Jahren, Mehrgenerationenhaushalte, Wohngemeinschaften.
( )	 Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist.
Datenbasis: Laufende Wirtschaftsrechnungen

Keine LWR-Erhebung im Jahr 2018.
1	 Erst ab 2019 abgefragt.
Datenbasis: Laufende Wirtschaftsrechnungen

186

5 /  Private Haushalte – Einkommen, Konsum und Zeitverwendung  5.1 /  Konsumausgaben, Ausstattung und Internetnutzung privater Haushalte, Überschuldung



2017 2019 2020 2021 2022
0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

PC insgesamt
PC stationär
PC mobil insgesamt
Laptop/Notebook, Netbook

Tablet
Internetzugang stationär (zum Beispiel DSL oder Kabel)
Internetzugang mobil

Computer, so waren es 2022 anteilig 
43 %. Der Anteil der Haushalte mit mo-
bilen PC ist von 79 % im Jahr 2017 auf 
85 % im Jahr 2022 angestiegen. Drei 
Viertel (76 %) der privaten Haushalte 
verfügten über mindestens ein Laptop/
Notebook oder Netbook und mehr als 

mit Mobiltelefonen hat der Anteil der 
Festnetztelefone zwischen 2017 (91 %) 
und 2022 (83 %) abgenommen: Anfang 
2017 kamen auf 100 Haushalte durch-
schnittlich 123 Festnetztelefone und An-
fang 2022 durchschnittlich 103 Festnetz-
telefone. Die Anzahl der Mobiltelefone ist 
im gleichen Zeitraum von 179 Mobiltele-
fone (2017) auf 188 Mobiltelefone (2022) 
je 100 Haushalte angestiegen. 

Das Alter spielt bei der Ausstattung 
mit Mobiltelefonen kaum noch eine Rol-
le: Praktisch alle Haushalte (100 %) mit 
einer Haupteinkommensperson von 
18  bis 54 Jahren hatten 2022 ein oder 
mehrere Mobiltelefone. In den Alters-
klassen der 45- bis 79-Jährigen betrugen 
die Ausstattungsgrade zwischen 97 und 
99 %. Immerhin 89 % der Haushalte von 
80-Jährigen und Älteren hatten Mobilte-
lefone. Bei der Ausstattung mit Fest-
netztelefonen gibt es dagegen deutliche 
Unterschiede: Verfügten in der höchsten 
Altersklasse (80 und mehr Jahre) 93 % 
der Haushalte über Festnetztelefone, 
waren es bei den 35- bis 44-jährigen 
75 % und bei den 25- bis 34-Jährigen nur 
etwas mehr als die Hälfte (52 %) der 
Haushalte. u Tab 5

In den vergangenen Jahren hat sich 
der Trend vom stationären PC hin zum 
mobilen PC (Laptop/Notebook, Netbook, 
Tablet) weiter verstärkt. Hatten Anfang 
2017 noch 49 % der Haushalte stationäre 

die Hälfte der Haushalte (55 %) hatten 
ein oder mehrere Tablets. u Abb 7

Anfang 2022 verfügten 89 % aller Pri-
vathaushalte über einen stationären In-
ternetanschluss, zum Beispiel per DSL 
oder Kabel. Mobiles Internet nutzten 
63 % der Haushalte. 

 X Tab 5  Ausstattung privater Haushalte mit Festnetz- und Mobiltelefon nach Alter 2022

 X Abb 7  Ausstattungsgrad privater Haushalte mit Personal Computern (PC)  
und Internetzugang — in Prozent

( )	 Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist.
/	 Keine Angabe, da Zahlenwert nicht sicher genug.
Datenbasis: Laufende Wirtschaftsrechnungen

Keine LWR-Erhebung im Jahr 2018.
Datenbasis: Laufende Wirtschaftsrechnungen

Ausstattungsgrad in % Ausstattungsbestand je 100 
Haushalte Anzahl in Millionen

Festnetztelefon Mobiltelefon Festnetztelefon Mobiltelefon Festnetztelefon Mobiltelefon
Insgesamt 83 98 103 188 39,0 71,4
Alter der Haupteinkommensperson von … bis … Jahre
18 – 24 / (100) / (165) / (0,5)
25 – 34 52 100 58 183 1,7 5,4
35 – 44 75 100 94 222 5,3 12,5
45 – 54 86 99 110 234 7,4 15,7
55 – 64 88 99 108 183 12,3 20,8
65 – 69 87 98 113 156 4,4 6,0
70 – 79 91 97 113 155 5,7 7,8
80 und älter 93 89 105 127 2,3 2,7
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Smart Home
Anfang 2022 gaben die Haushalte erst-
mals an, welche smarten Haushaltsgeräte 
und Systeme – also untereinander oder 
mit dem Internet vernetzte Geräte – sie 
besitzen. Mehr als die Hälfte aller Haus-
halte (59 %) verfügte über Smart TV und 
15 % der Haushalte über Smart Speaker 
(intelligente WLAN-Lautsprecher). Smar-
te Haushaltsgeräte wie Saugroboter, 
Kühlschränke oder Waschmaschinen gab 
es bereits in 13 % aller Privathaushalte. 
Smarte Energiemanagementsysteme, bei-
spielsweise Beleuchtung oder Heizungs-
thermostate, fanden sich in 10 % der 
Haushalte. Auch smarte Sicherheitssyste-
me, wie Alarmanlagen und Überwa-
chungskameras, gab es in 10 % der Haus-
halte. u Abb 8 

5.1.3 Internetnutzung
Wie sehr prägt die Digitalisierung das 
Leben der privaten Haushalte? Vom Ein-
kauf über die Informationsbeschaffung 
bis hin zur Unterhaltung: Immer mehr 
alltägliche Aktivitäten finden über das 
Internet statt. Ob Terminvereinbarun-
gen, Ticketbuchungen oder Überweisun-
gen – viele Dienstleistungen werden fast 
nur noch online angeboten. Das Netz ist 
integraler Bestandteil der Lebenswelt 
von fast allen Menschen in Deutschland. 
Darüber, wie die Menschen das Internet 
nutzen, informiert jährlich die amtliche 
Erhebung über die private Nutzung von 
Informations- und Kommunikations-
technologien (IKT). 

Im Jahr 2023 hatten 92 % der priva-
ten Haushalte in Deutschland einen In-
ternetzugang – das waren knapp 33 Mil-
lionen Haushalte. Während Einperso-
nenhaushalte mit einem Anteil von 86 % 
etwas seltener über Internet verfügten, 
betrug der Anteil bei Haushalten von 
zwei Erwachsenen ohne Kind 92 %. Bei 
den Haushalten mit Kindern unter 
16 Jahren war nahezu Vollausstattung er-
reicht. u Abb 9

Deutschland ist online – 95 % aller 
Personen von 16 bis 74 Jahren nutzten 
2023 das Internet. Vor allem die Generati-
on 65 plus hat in den vergangenen Jahren 

 X Abb 8  Ausstattungsgrad privater Haushalte mit smarten Geräten und  
Systemen 2022 — in Prozent

 X Abb 9  Haushalte mit Internetzugang 2023 — in Prozent

Datenbasis: Laufende Wirtschaftsrechnungen

Personen von 16 bis 74 Jahren.  
Datenbasis: Private Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien
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sowie das Telefonieren via Internet wur-
den eher von den jüngeren Personen bis 
44 Jahre genutzt. Online-Banking wurde 
am stärksten von der Altersgruppe von 
25 bis 64 Jahren genutzt. u Tab 7 

weiter aufgeholt: Im Jahr 2023 waren 
85 % der älteren Menschen online, zwei 
Jahre zuvor waren es in dieser Alters-
gruppe noch 79 %. u Tab 6 

Aktivitäten im Netz
Die Internetaktivitäten reichten von In-
formationsbeschaffung, Kommunikation 
und Unterhaltung bis hin zum Einkaufen 
im Netz und zur Online-Erledigung von 
Behördenangelegenheiten und Bankge-
schäften. Hier sind die Anteile der einzel-
nen Aktivitäten im Vergleich zu 2021 na-
hezu ausnahmslos gestiegen. Besonders 
stark war der Anstieg beim Telefonieren 
via Internet: 64 % der Bevölkerung von 
16  bis 74 Jahren telefonierte im ersten 
Quartal 2023 über das Internet. Im Jahr 
2021 waren es 56 %. Auch der Anteil der-
jenigen, die ihre Bankgeschäfte online er-
ledigten, stieg von 50 % im ersten Quar-
tal 2021 auf 57 % im Jahr 2023. Einzig die 
Informationsbeschaffung über Waren 
und Dienstleistungen verzeichnete einen 
starken Rückgang von 61 % Anfang 2021 
auf nur noch 42 % Anfang 2023. Dieser 
Rückgang bestätigt die bestehende Krise 
des Online-Handels. Während die On-
line-Käufe während der Coronapande-
mie stark zugenommen hatten, waren sie 
mit Ablauf der Pandemie stark rückläufig. 
Auch die steigende Inflation könnte das 
Verbraucherverhalten diesbezüglich er-
heblich beeinflusst haben. u Abb 10 

Der Austausch via E-Mail sowie die 
Suche nach Informationen über Waren 
und Dienstleistungen war bei allen Al-
tersgruppen gleichermaßen stark beliebt. 
Die Teilnahme an sozialen Netzwerken 

Online-Einkäufe
Online-Shopping ist inzwischen sehr ver-
breitet: Gut 82 % der Bevölkerung im Al-
ter von 16 bis 74 Jahren gaben 2023 an, in 
der Vergangenheit schon einmal etwas im 

 X Abb 10  Internetaktivitäten zu privaten Zwecken — in Prozent

 X Tab 7  Internetaktivitäten im 1. Quartal 2023

Bevölkerung von 16 bis 74 Jahren im ersten Quartal des Jahres.
Datenbasis: Private Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien

Falls Personen keine Angabe gemacht haben, wurden sie der »Insgesamt«-Kategorie zugewiesen.  
Datenbasis: Private Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien

2023 2021

Insgesamt 95 94
16 – 24 Jahre 98 98
25 – 44 Jahre 98 98
45 – 64 Jahre 95 94
65 – 74 Jahre 85 79

 X Tab 6  Internetnutzung von Personen  
nach Alter — in Prozent

Falls Personen keine Angabe gemacht haben, wurden sie der 
»Insgesamt«-Kategorie zugewiesen.  
Datenbasis: Private Nutzung von Informations- und  
Kommunikationstechnologien

Personen 
von 16 bis 
74 Jahren

Im Alter von … bis … Jahren

16 – 24 25 – 44 45 – 64 65 – 74

in 1 000 

Insgesamt  62 036  7 578  21 355  23 706  9 396

in %

Versand / Empfang von E-Mails 83 87 91 82 66

Teilnahme an sozialen Netzwerken 49 73 65 39 17

Telefonieren über Internet 64 77 74 59 43

Suche nach Informationen über Waren 
und Dienstleistungen 42 37 50 40 31

Online-Banking 57 55 69 55 37

Verkauf von Waren und Dienstleistungen 17 19 25 13 8
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als jede vierte Person (28 %) tätigte Ter-
minvereinbarungen oder Reservierungen 
über die entsprechenden Webseiten oder 
Apps der Behörden. Jede fünfte Person 
(20 %) hat aktiv Mitteilungen oder Doku-
mente durch Online-Zugriff auf das eige-
ne Konto von Behörden abgerufen.

Internet gekauft zu haben. Das waren et-
was mehr als zwei Jahre zuvor, als der An-
teil noch bei 80 % lag. Vor allem in der Al-
tersgruppe der 65- bis 74-Jährigen haben 
Online-Einkäufe an Beliebtheit gewon-
nen: Hier stieg der Anteil derer, die online 
eingekauft hatten, von 55 % im Jahr 2021 
auf 62 % zwei Jahre später. u Abb 11

Für das erste Quartal 2023 gaben 51 % 
der Bevölkerung im Alter von 16 bis 
74  ahren an, Kleidung und Sportartikel 
über das Internet gekauft zu haben. Filme 
und Musik hatten 30 %,  Eintrittskarten 
für Sport-Events, Konzerte, Kino- und 
Theatervorstellungen oder andere Veran-
staltungen hatten 23 % online gekauft. 
Ebenfalls 23 % kauften Lebensmittel und 
Güter des täglichen Bedarfs online ein. 
Bücher und Zeitschriften einschließlich E-
Books und digitale Zeitschriftenausgaben 
hatten 21 % über das Internet gekauft. An-
fang 2023 hatten zudem 22 % der Bevölke-
rung zwischen 16 und 74 Jahren Urlaubs-
unterkünfte über das Internet gebucht, 
und 15 % hatten Transport- und Reise-
dienstleistungen online gekauft. u Abb 12

Das Internet ist nicht nur der Markt-
platz für den Kauf von Waren und Dienst-
leistungen von kommerziellen Anbietern, 
sondern auch ein Ort, an dem Waren und 
Dienstleistungen von privater Seite veräu-
ßert werden. Rund 17 % der Personen im 
Alter von 16 bis 74 Jahren nutzten im ers-
ten Quartal 2023 das Internet als Verkaufs-
plattform für Waren und Dienstleistungen.

Behördenkontakte über Internet
Auch viele Behördenangelegenheiten 
(zum Beispiel bei An- und Abmeldung 
des Wohnsitzes, Beantragen von Doku-
menten oder Sozialleistungen) können 
online geregelt werden, sofern entspre-
chende Online-Angebote auch tatsächlich 
verfügbar sind. Im ersten Quartal 2023 
hatte jede zweite Person (50 %) zwischen 
16 und 74 Jahren Online-Kontakte mit Be-
hörden und öffentlichen Institutionen. 
Zumeist ging es dabei um die Informati-
onssuche auf den entsprechenden Behör-
den-Webseiten und -Apps (34 %) sowie 
um das Herunterladen oder Ausdrucken 
von amtlichen Formularen (31 %). Mehr 

Hassreden und Fake News
Im Internet findet sich vermehrt soge-
nannte Hassrede oder »Hatespeech«. Das 
sind Informationen oder Kommentare, 
die feindselig oder erniedrigend gegenüber 
Personengruppen oder Einzelpersonen 
sind. Gut ein Viertel (27 %) derjenigen, die 

 X Abb 11  Jemals Internetkäufe getätigt nach Alter — in Prozent

 X Abb 12  Käufe über das Internet 2023 — in Prozent

Bevölkerung von 16 bis 74 Jahren.
Datenbasis: Private Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien

Bevölkerung von 16 bis 74 Jahren im ersten Quartal des Jahres.
Datenbasis: Private Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien
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nahmen 54 % wahr. Darüber hinaus wur-
de Hassrede auch der Religion oder Welt-
anschauung (47 %), dem biologischen Ge-
schlecht (38 %) oder einer Behinderung 
(23 %) zugeordnet. Mehrfachnennungen 
waren dabei möglich.

Beim Surfen im Internet stoßen Inter-
netnutzende nicht nur auf Hassrede, son-
dern auch auf Falschinformationen, soge-
nannte Fake News. Im 1. Quartal 2023 
fand fast die Hälfte der Internetnutzen-
den (48 % beziehungsweise 27,8 Millio-
nen Personen von 16 bis 74 Jahren) auf 
Webseiten oder Social-Media-Plattfor-
men Informationen vor, die nach eigener 
Einschätzung unwahr oder unglaubwür-
dig waren. 

5.1.4 Überschuldung und 
Privatinsolvenz
Überschuldung ist mehr als ein gesell-
schaftliches Randphänomen. Bei Perso-
nen, die als absolut überschuldet gelten, 
sind die Zahlungsrückstände so gravie-
rend, dass als letzter Ausweg nur die Pri-
vatinsolvenz bleibt. Die Insolvenzordnung 
eröffnet Privatpersonen seit 1999 die Mög-
lichkeit, nach einer sogenannten Wohlver-
haltensphase von ihren Restschulden be-
freit zu werden. Die Insolvenzgerichte lie-
fern Daten zur absoluten Überschuldung 
von Privatpersonen – nicht Haushalten –, 
die das Insolvenzverfahren in Anspruch 
nehmen. Darüber hinaus stellt die Über-

das Internet nutzen, hat nach eigener 
Einschätzung im 1. Quartal 2023 auf 
Webseiten oder in den sozialen Medien 
Beiträge im Zusammenhang mit Hassre-
de wahrgenommen. Damit waren rund 
15,8 Millionen Internetnutzende im Alter 
von 16 bis 74 Jahren mit Hatespeech-Bei-
trägen konfrontiert – unabhängig davon, 
ob die als Hassrede wahrgenommenen 
Beiträge gegen die eigene Person oder an-
dere gerichtet waren. 

Jüngere Internetnutzende nahmen 
häufiger Hatespeech im Netz wahr als äl-
tere. So beobachteten mehr als ein Drittel 
(36 %) der Internetnutzenden im Alter von 
16 bis 44 Jahren Hatespeech-Beiträge. Von 
den Internetnutzenden im Alter von 
45  bis 64 Jahren stieß dagegen lediglich 
ein Fünftel (20 %) auf Hassrede im Netz. 
In der Altersgruppe von 65 bis 74 Jahren 
lag der Anteil bei etwa einem Siebtel (14 %).

Feindselige oder erniedrigende Bei-
träge und Kommentare können aufgrund 
unterschiedlicher Eigenschaften oder 
Ansichten der angegriffenen Person oder 
Personengruppe verfasst werden. 79 % 
der Internetnutzenden, die Hatespeech 
wahrgenommen haben, gaben an, dass 
die Angriffe aufgrund politischer oder 
gesellschaftlicher Ansichten erfolgten. 
Angriffe wegen der ethnischen Herkunft 
beziehungsweise rassistische Äußerun-
gen beobachteten 58 %. Angriffe wegen 
der sexuellen Orientierung von Personen 

schuldungsstatistik Informationen zu den 
sozioökonomischen Strukturen über-
schuldeter Personen bereit und gibt einen 
Überblick über die Auslöser der finanziel-
len Notlage sowie über die Art und Zahl 
der Hauptgläubiger. Die Daten hierzu be-
ruhen auf den Angaben der Schuldnerbe-
ratungsstellen. Ein Blick in den Schuldner-
beratungsatlas (schuldnerberatungsatlas.  
destatis.de) zeigt, wo diese in Deutschland 
zu finden sind. 

Privatpersonen, die als Verbraucherin 
oder Verbraucher in eine Notlage geraten 
sind, können in einem Verbraucherinsol-
venzverfahren von ihren Schulden befreit 
werden. Diese Möglichkeit nutzten seit 
Einführung der neuen Insolvenzordnung 
im Jahr 1999 bis Ende 2022 rund 1,64 Mil-
lionen Privatpersonen. Durch das Schei-
tern einer selbstständigen Tätigkeit wur-
den in diesem Zeitraum weitere rund 
700 500 Personen zahlungsunfähig. Sie 
gelten in diesem Fall ebenfalls als absolut 
überschuldet und haben die Möglichkeit, 
ihre Schulden gerichtlich regulieren zu 
lassen. Mit Ausnahme von 2008 stieg die 
Zahl der Privatinsolvenzen bis 2010 von 
Jahr zu Jahr an; ab 2011 sank sie jedes 
Jahr. u Abb 13 

Im Jahr 2020 gab es knapp 41 800 Ver-
braucherinsolvenzen. Im darauffolgenden 
Jahr 2021 stieg die Zahl der Verbraucherin-
solvenzen auf rund 79 600 Insolvenzver-
fahren. Dies war darauf zurückzuführen, 

 X Abb 13  Entwicklung der Verbraucherinsolvenzen — in Tausend

Ohne ehemals selbstständig Tätige.
Datenbasis: Insolvenzstatistik
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Arbeitslosigkeit

Erkrankung, Sucht,
Unfall

unwirtschaftliche
 Haushaltsführung

Trennung, Scheidung,
Tod des Partners/

der Partnerin

längerfristiges
Niedrigeinkommen

gescheiterte
Selbstständigkeit

19,2

17,4

15,3

12,1

10,1

8,4

20,0

13,5

9,4

12,5

3,4

8,1

2022 2015

Paare mit Kind(ern)

Paare ohne Kind

Alleinerziehende

Alleinlebende

insgesamt
30 940

32 031

46 907

24 596

28 965

in der Gegenwart liegen, sondern kann 
viele Jahre zurückreichen.

Die gerichtlichen Akten informieren 
zwar vollständig über die Zahl der Pri-
vatinsolvenzen, nicht jedoch über die Ge-
samtzahl aller überschuldeten Personen. 
Sie enthalten auch keine Informationen 
zum Personenkreis und zu den Umstän-
den, die zur Überschuldung geführt ha-
ben. Um Aussagen zu den sozioökonomi-
schen Strukturen der überschuldeten 

das Ende 2020 ein Gesetz zur schrittwei-
sen Verkürzung von Restschuldbefrei-
ungsverfahren von sechs auf drei Jahre 
beschlossen wurde. Um von dieser Neu-
regelung zu profitieren, hielten sich viele 
Verbraucherinnen und Verbraucher zu-
nächst zurück und stellten vermehrt In-
solvenzanträge im Jahr 2021. Im Jahr 
2022 wurden rund 66 400 Verbraucherin-
solvenzverfahren gemeldet. Dabei muss 
der Auslöser für die Überschuldung nicht 

Personen treffen zu können sowie die Ur-
sachen und Hauptgläubiger statistisch zu 
belegen, werden seit dem Jahr 2006 zu-
sätzlich Schuldnerberatungsstellen nach 
ihren Klientinnen und Klienten in Bera-
tung befragt. Mit dieser freiwilligen Er-
hebung kann über die Insolvenzstatistik 
hinaus ein wesentlicher Beitrag zur Dar-
stellung der Schuldensituation von Pri-
vatpersonen geleistet werden.

Schuldnerberatungsstellen haben die 
Aufgabe, den Menschen, die in wirt-
schaftliche oder existenzielle Not geraten 
sind oder zu geraten drohen, eine ange-
messene Hilfestellung zu leisten. Ziel ist 
es, die wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Betroffenen zu sanieren. Darüber hinaus 
gehört auch das Erörtern von Präventi-
onsmaßnahmen zum Beratungsangebot. 
Durch ihre Tätigkeit verfügen die Bera-
tungsstellen über einen großen Datenpool 
zur Überschuldungssituation, der sich 
auch für statistische Zwecke nutzen lässt. 
Für das Jahr 2022 übermittelten 665 der 
rund 1 380 Beratungsstellen, die haupt-
sächlich unter der Trägerschaft der Ver-
braucher- und Wohlfahrtsverbände sowie 
der Kommunen stehen, Daten von über 
160 000 Personen. Allerdings müssen die-
se Personen nicht zwangsläufig über-
schuldet sein: Teilweise ist auch nur eine 
vorübergehende Zahlungsstörung einge-
treten oder die Folgen einer Zahlungsun-
willigkeit sollen ausgeräumt werden.

Menschen, die – verschuldet oder un-
verschuldet – in finanzielle Not geraten, 
verlieren häufig ihren sozialen Status. 
Nicht selten kommt es zur gesellschaftli-
chen Ausgrenzung, denn Arbeitslosigkeit 
und unerwartete gravierende Änderungen 
der Lebensumstände stellen für sich ge-
nommen schon eine schwere Belastung 
dar, auch ohne die damit verbundenen fi-
nanziellen Folgen. Auslöser der Misere wa-
ren bei über einem Viertel (30 %) der über-
schuldeten Personen, die im Jahr 2022 die 
Hilfe einer Beratungsstelle in Anspruch 
genommen hatten, kritische Lebensereig-
nisse wie eine Scheidung, der Tod der Part-
nerin oder des Partners, eine Krankheit 
oder ein Unfall. Sieben Jahre zuvor, im 
Jahr 2015, war dies für 26 % der beratenen 

 X Abb 14  Beratene Personen nach dem Hauptauslöser der Überschuldung  
— in Prozent

 X Abb 15  Durchschnittliche Schulden 2022 nach Haushaltstyp — in Euro

Datenbasis: Überschuldungsstatistik 2022

Datenbasis: Überschuldungsstatistik 2022
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Personen Hauptauslöser der Überschul-
dung. Zahlungsschwierigkeiten wegen un-
wirtschaftlicher Haushaltsführung oder ge-
scheiterter Selbstständigkeit waren bei 
knapp 24 % der beratenen Personen aus-
schlaggebend für die Inanspruchnahme der 
Hilfe einer Beratungsstelle. Im Jahr 2015 
lag dieser Anteil bei knapp 18 %. Arbeitslo-
sigkeit nannte im Jahr 2015 ein Fünftel 
der beratenen Personen (20 %)  als Haupt-
grund für ihre finanziellen Schwierigkei-
ten. Im Jahr 2022 lag dieser Hauptauslöser 
mit 19 % leicht darunter. Bei rund 10 % der 
beratenen Personen lag die Überschuldung 
2022 hauptsächlich an einem längerfristi-
gen Niedrigeinkommen (2015: 3 %). u Abb 14

Die Schulden aller Personen in Bera-
tung beliefen sich 2022 durchschnittlich 
auf 30 940 Euro. Besonders hoch waren 
die Verbindlichkeiten bei Paaren ohne 
Kind mit 46 907 Euro, bei Paaren mit 
Kind(ern) betrugen sie 32 031 Euro. Bei 
diesen beiden Haushaltstypen beliefen 
sich die Schulden auf das 41- beziehungs-
weise 23-Fache des durchschnittlichen 
monatlichen Nettoeinkommens. Bei Al-
leinerziehenden reichte durchschnittlich 
eine Schuldenhöhe von 24 596 Euro aus, 
um die finanzielle Lage ins Ungleichge-
wicht zu bringen: Hier machen die Schul-
den das 18-Fache des Monatseinkom-
mens aus. u Abb 15
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Die UN-Nachhaltigkeitsstrategie »Agenda 
2030« enthält globale Zukunftsziele für 
eine nachhaltige Entwicklung. Das erste 
der 17 sogenannten Sustainable Develop-
ment Goals (SDGs) ist die Beendigung der 
Armut in allen ihren Formen und überall 
(siehe Kapitel 12.2, Seite 399). Für die Mes-
sung der Zielerreichung wurde sowohl auf 
europäischer als auch auf nationaler Ebe-
ne ein Indikatorenset erstellt. Die einzel-
nen Sozialindikatoren zur Messung der 
Armutsgefährdung, der materiellen Ent-
behrung und der sozialen Ausgrenzung 
haben dabei eine besondere Bedeutung. 
Das Statistische Amt der Europäischen 
Union (Eurostat) ermittelt diese und wei-
tere Kennzahlen auf der Grundlage der 
Europäischen Gemeinschaftsstatistik über 
Einkommen und Lebensbedingungen der 
Bevölkerung (European Union Statistics 
on Income and Living Conditions – 
EU-SILC). Im vorliegenden Kapitel wer-
den die wichtigsten Sozialindikatoren zur 
Messung der Armutsgefährdung, der 
materiellen Entbehrung und der sozialen 
Ausgrenzung auf Basis der EU-SILC-
Erhebung 2023 vorgestellt. u Info 1

5.2.1 Einkommen und 
Einkommensverteilung
Das Einkommen sowie dessen Verteilung 
ist ein wichtiges Merkmal zur Beschrei-
bung der Lebenssituation der Bevölke-
rung in Deutschland. Grundlage dafür 
ist die umfassende, detaillierte Messung 
des Einkommens der privaten Haushalte 
im Rahmen der Erhebung EU-SILC. Be-
zugszeitraum für die Einkommensmes-
sung in EU-SILC ist das gesamte der Er-
hebung vorangegangene Kalenderjahr 
(Einkommensreferenzjahr). Neben den 
regelmäßigen monatlichen Einkünften 
werden so auch jene Einkünfte berück-
sichtigt, die unregelmäßig oder nur ein-
mal im Jahr (wie Weihnachtsgeld oder 
Urlaubsgeld) gezahlt werden. Alle Ein-
kommensarten werden in der Erhebung 
detailliert erfasst. Das gesamte Haus-
haltseinkommen gibt somit Aufschluss 
über die allgemeine finanzielle Situation 
des Haushalts. u Info 2

In der Erhebung 2023 wurde das 
durchschnittliche Bruttoeinkommen der 
privaten Haushalte in Deutschland mit 
62 485 Euro für das Einkommensreferenz-

5.2  
Einkommen, 
Armutsgefähr-
dung, materielle 
und soziale 	
Entbehrung
Kristina Kott

Statistisches Bundesamt  
(Destatis)

 X Info 1  
Erhebung über Einkommen und Lebensbedingungen EU-SILC

Die europäische Erhebung EU-SILC (European Union Statistics on Income and Living Conditions) ist die 
EU-weit vergleichbare Datenquelle für Einkommen, Armut und Lebensbedingungen in Europa. Themen 
der Befragung sind neben dem Einkommen weitere wichtige Lebensbereiche wie die Wohnsituation, 
die materielle Entbehrung und soziale Teilhabe sowie die Gesundheit. Um die Vergleichbarkeit der 
Ergebnisse zu gewährleisten, werden EU-weit die gleichen Merkmale erhoben. Dabei gelten in allen EU-
Mitgliedstaaten einheitliche Definitionen sowie methodische Mindeststandards. EU-SILC ist die amtliche 
Hauptdatenquelle für die Messung von Armutsgefährdung und Lebensbedingungen in Deutschland.

Die Erhebung, deren Durchführung und Aufbereitung den EU-Mitgliedstaaten obliegt, wird seit 
2005 in allen EU-Mitgliedstaaten durchgeführt. In Deutschland wurde die Befragung bis 2019 unter 
der Bezeichnung »Leben in Europa« als eigenständige Erhebung durchgeführt. Die zunehmenden 
Anforderungen an die Daten durch Eurostat hinsichtlich der Aktualität und Bereitstellung tiefer regio
naler Ergebnisse konnten mit dem damaligen System nicht mehr erfüllt werden. Seit dem Erhe-
bungsjahr 2020 ist die EU-SILC-Erhebung als Unterstichprobe in den Mikrozensus integriert. Die In-
tegration von EU-SILC in den Mikrozensus ermöglicht eine deutlich größere Stichprobe als bisher. 
Seit 2020 werden für EU-SILC jedes Jahr in Deutschland rund 40 000 Haushalte befragt (bis 2019 
waren es rund 14 000 Haushalte). Entsprechend liegen neben den Ergebnissen auf Bundesebene 
auch Ergebnisse für Bundesländer sowie in noch tieferer regionaler Gliederung (Regierungsbezirke) 
vor. Die Haushalte werden in vier aufeinanderfolgenden Jahren befragt, was eine Auswertung der 
Ergebnisse im Längsschnitt erlaubt. Für die Erhebung besteht Auskunftspflicht. EU-SILC ist repräsen-
tativ für die gesamte Bevölkerung Deutschlands. Aufgrund der methodischen Änderungen ist ein 
inhaltlicher Vergleich der Ergebnisse des Jahres 2020 mit den Vorjahren nicht möglich (Zeitreihen-
bruch). Da die Ergebnisse im Umstiegsjahr 2020 noch nicht so stabil waren, werden im vorliegenden 
Text Zeitvergleiche der Ergebnisse der Jahre 2021 bis 2023 betrachtet. 
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 X Info 2  
Haushaltsnettoeinkommen

Grundlage für Einkommens- und Armutsanalysen aus EU-SILC ist das verfügbare Haushaltsnetto
einkommen aus dem Jahr vor der Erhebung (Einkommensbezugsjahr). Es ergibt sich aus dem 
Bruttoeinkommen eines Haushalts nach Abzug von:

	‧ Steuern,
	‧ Sozialversicherungsbeiträgen,
	‧ regelmäßigen Vermögensteuern und
	‧ regelmäßig zwischen Privathaushalten geleisteten Zahlungen.

Das Einkommen eines Haushalts besteht aus haushalts- und personenbezogenen Komponenten. 

Zum haushaltsbezogenen Einkommen zählen:

	‧ Einkommen aus Vermietung und Verpachtung,
	‧ Familienleistungen (Kindergeld, Elterngeld) und Wohnungsbeihilfen,
	‧ Sozialgeld, Sozialhilfe, bedarfsorientierte Grundsicherung,
	‧ regelmäßig empfangene Geldtransfers zwischen privaten Haushalten  

(zum Beispiel Unterhaltszahlungen),
	‧ Zinsen, Dividenden und Gewinne aus Kapitalanlagen,
	‧ Einkünfte von Haushaltsmitgliedern unter 16 Jahren.

Hinweis: Schätzwerte für unterstellte Mieten bei selbst genutztem Wohneigentum (sogenannte 
Eigentümermietwerte) werden hier, anders als in anderen amtlichen Statistiken, nicht zum 
verfügbaren Haushaltseinkommen hinzugerechnet.

Zum personenbezogenen Einkommen zählen:

	‧ Bruttoeinkommen aus nicht selbstständiger Tätigkeit in Form von Geld oder geldwerten  
Sachleistungen und/oder Sachleistungen (wie Firmenwagen),

	‧ Bruttogewinne und -verluste aus selbstständiger Tätigkeit in Form von Geldleistungen  
(einschließlich Lizenzgebühren),

	‧ Arbeitslosengeld I, Bürgergeld (ehemals Arbeitslosengeld II), Leistungen der Arbeitsförderung,
	‧ Alters- und Hinterbliebenenleistungen,
	‧ Krankengeld und Invaliditätsleistungen,
	‧ familienbezogene Leistungen, zum Beispiel Elterngeld, Mutterschaftsgeld,
	‧ ausbildungsbezogene Leistungen.

 X Tab 1  Jahreseinkommen privater Haushalte nach Haushaltstyp 2023  
— Durchschnitt in Euro

Einkommensreferenzjahr ist das Vorjahr der Erhebung.  
Kinder sind hier definiert als Personen im Alter von unter 18 Jahren sowie Personen im Alter von 18 bis einschließlich 24 Jahren,  
sofern sie ökonomisch abhängig sind.  
Datenbasis: EU-SILC

jahr 2022 angegeben (2022: 58 470 Euro 
für das Referenzjahr 2021). Nach Abzug 
von Steuern, Sozialversicherungsbeiträgen 
und regelmäßigen Zahlungen an andere 
Privathaushalte blieb ein durchschnitt
liches Haushaltsnettoeinkommen von 
43 795 Euro (2022: 41 390 Euro). Das waren 
70 % des Bruttoeinkommensniveaus. Die 
Höhen der Haushaltseinkommen sind in 
Ost und West unterschiedlich: Die Haus-
halte im früheren Bundesgebiet (ohne 
Berlin) verfügten 2023 über ein Jahres-
bruttoeinkommen von 64 858 Euro, den 
Haushalten in den neuen Ländern (ein-
schließlich Berlin) standen mit 53 210 
Euro 82 % des Westniveaus zur Verfü-
gung. Beim durchschnittlichen Haus-
haltsnettoeinkommen ist das Verhältnis 
ähnlich. Hier standen den Haushalten im 
Osten mit 38 238 Euro knapp 85 % des 
Nettoeinkommens im Westen (45 217 Euro) 
zur Verfügung.

Die Höhe der durchschnittlichen Brut-
toeinkommen privater Haushalte unter-
scheidet sich je nach Haushaltstyp. Ge-
mäß der Erhebung 2023 hatten Haushal-
te mit Kind(ern) mit durchschnittlich 
90 905 Euro ein höheres Bruttoeinkom-
men als Haushalte ohne Kind mit 53 669 
Euro. Das niedrigste Einkommen hatten 
Haushalte von Alleinlebenden mit durch-
schnittlich 35 067 Euro. Alleinerziehende 
verfügten über ein Haushaltsbruttoein-
kommen von durchschnittlich 45 288 
Euro. Beim Haushaltsnettoeinkommen 
ergibt sich für die einzelnen Haushaltsty-
pen ein analoges Bild, jedoch auf einem 
um rund 30 % niedrigeren Niveau. u Tab 1 

Für Aussagen zur Einkommensvertei-
lung in der Bevölkerung werden die Ein-
kommen auf Personenebene betrachtet. 
Dazu wird das Haushaltsnettoeinkommen 
für ein Kalenderjahr in ein gewichtetes 

Jahresbruttoeinkommen Jahresnettoeinkommen

Haushalte insgesamt 62 485 43 795
Haushalte ohne Kind 53 669 38 043

Alleinlebende 35 067 25 403
zwei Erwachsene ohne Kind 71 726 50 234
drei oder mehr Erwachsene ohne Kind 102 329 71 675

Haushalte mit Kind(ern) 90 905 62 336
Alleinerziehende 45 288 35 559
zwei Erwachsene mit Kind(ern) 98 866 66 518
drei oder mehr Erwachsene mit Kind(ern) 113 963 79 929
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Pro-Kopf-Einkommen, das sogenannte 
Nettoäquivalenzeinkommen, umgewan-
delt. Bei dieser Berechnung wird ange-
nommen, dass
·	 alle Haushaltsmitglieder ihre Einkünf-

te dem gesamten Haushalt zur Verfü-
gung stellen,

·	 alle Haushaltsmitglieder das gleiche 
Wohlfahrtsniveau erreichen,

·	 Mehrpersonenhaushalte gegenüber 
Einpersonenhaushalten Einspareffekte 
aufgrund des gemeinsamen Wirtschaf-
tens haben. u Info 3

Wie hoch ist das mittlere Einkommen 
und wie ist das Einkommen in der Bevöl-
kerung verteilt? Laut der Erhebung 2023 
betrug der Median des jährlichen Netto-
äquivalenzeinkommens in Deutschland 
26 274 Euro. Das bedeutet, dass der einen 
Hälfte der Bevölkerung mindestens 26 274 
Euro pro Kopf zur Verfügung standen, 
der anderen Hälfte weniger. Das durch-
schnittliche Nettoäquivalenzeinkommen 
belief sich dagegen auf 30 308 Euro. Im 
Jahr 2021 hatte das Medianeinkommen 
24 946 Euro und das Durchschnittsein-
kommen 29 106 Euro betragen. u Info 4

Auf europäischer Ebene werden als 
Maß für die Einkommensungleichheit in 
der Bevölkerung die S80/S20-Rate und 
der Gini-Koeffizient verwendet. Nach der 
S80/S20-Rate stand den reichsten 20 % 
der Bevölkerung im Jahr 2023 in der 
Summe 4,4-mal so viel Einkommen zur 
Verfügung wie den ärmsten 20 % der Be-
völkerung (2021: 5,0). Der Gini-Koeffizient 
wies für Deutschland im Jahr 2023 einen 
Wert von 0,29 auf (2021: 0,31). Die Un-
gleichheit in der Einkommensverteilung 
ist damit im Vergleich zu 2021 leicht ge-
sunken. u Info 5, Tab 2

 X Info 4  
Medianeinkommen und Durchschnittswert

Das mittlere Einkommen in der Bevölkerung wird in der Regel mithilfe des Medianeinkommens  
oder des Durchschnittswerts dargestellt. Bei der Ermittlung des Medianeinkommens werden die 
Einkommen der Personen der Höhe nach angeordnet. Das Medianeinkommen repräsentiert hierbei 
den Einkommensbetrag, der die Bevölkerung in zwei Hälften teilt: Die untere Hälfte der Bevölkerung 
verfügt über weniger als das Medianeinkommen, während der oberen Hälfte mehr als das 
Medianeinkommen zur Verfügung steht.

Bei der Ermittlung des Durchschnittswerts (arithmetisches Mittel) wird die Summe der Einkommen 
von allen Personen gebildet. Diese Summe wird anschließend durch die Anzahl der Personen geteilt.

 X Info 3  
Nettoäquivalenzeinkommen

Das Nettoäquivalenzeinkommen ist ein Pro-Kopf-Einkommen, das berücksichtigt, in welcher Art 
von Haushalt die Menschen leben, um das Wohlstandsniveau von Haushalten unterschiedlicher 
Größe und Zusammensetzung vergleichbar zu machen.

Es ist eine fiktive Rechengröße, die aus der Haushaltszusammensetzung und dem Haushalts
nettoeinkommen abgeleitet wird. Dazu wird das Haushaltsnettoeinkommen nicht durch die Zahl  
der Personen im Haushalt geteilt, sondern durch einen kleineren Wert. Es wird unterstellt, dass 
Einspareffekte durch das gemeinsame Wirtschaften entstehen (zum Beispiel durch gemeinsame 
Nutzung von Wohnraum oder Haushaltsgeräten).

Beispielsweise benötigt ein Zweipersonenhaushalt weniger als das doppelte Einkommen, um 
gegenüber einem Einpersonenhaushalt einen vergleichbaren Lebensstandard zu erzielen. 

Für die Äquivalenzgewichtung muss eine Annahme darüber getroffen werden, wie groß die Einspar-
effekte durch das gemeinsame Wirtschaften sind. Nach EU-Konvention wird die modifizierte 
OECD-Skala zur Äquivalenzgewichtung herangezogen. Diese nimmt für die erste erwachsene Person 
im Haushalt ein Bedarfsgewicht von 1,0 an und für jede weitere Person im Alter ab 14 Jahren ein 
Bedarfsgewicht von 0,5 sowie für Haushaltsmitglieder unter 14 Jahren ein Bedarfsgewicht von 0,3. 
Das Haushaltsnettoeinkommen wird durch die Summe der Bedarfsgewichte (Gesamtbedarfsge-
wicht) geteilt und der sich daraus ergebende Betrag jedem Haushaltsmitglied als sein persönliches 
Nettoäquivalenzeinkommen beziehungsweise Pro-Kopf-Einkommen zugewiesen. Durch diese 
Äquivalenzgewichtung ist die Einkommenssituation einer Person aus einem Einpersonenhaushalt 
nun direkt vergleichbar mit der Einkommenssituation einer Person aus einem Mehrpersonenhaus-
halt. Zugleich kann die Einkommensverteilung in der Gesamtbevölkerung betrachtet werden.

Ein Beispiel: Zwei Erwachsene mit zwei Kindern unter 14 Jahren erhalten ein Gesamtbedarfs
gewicht von 2,1 (1,0 + 0,5 + 0,3 + 0,3). Beläuft sich das verfügbare Nettoeinkommen eines solchen 
Haushalts auf 2 000 Euro monatlich, so ergibt sich ein Nettoäquivalenzeinkommen von 952,38 Euro 
monatlich (= 2 000 Euro geteilt durch 2,1), das jedem Haushaltsmitglied zugewiesen wird. Der 
Vier-Personen-Beispielhaushalt benötigt bei der Berechnung also nicht das 4-Fache, sondern nur 
das 2,1-Fache des Einkommens eines Einpersonenhaushalts, um das gleiche Wohlstandsniveau 
wie der Einpersonenhaushalt zu erreichen.
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 X Info 5  
Quintile, S80/S20-Verhältnis und 
Gini-Koeffizient

Um den relativen Einkommensabstand zwi-
schen dem oberen und unteren Rand der 
Einkommensverteilung (das sogenannte S80/
S20-Verhältnis) zu beschreiben, wird das 
Nettoäquivalenzeinkommen der Personen 
der Höhe nach geordnet und in Quintile (fünf 
gleich große Teile) geteilt. Das unterste Quintil 
repräsentiert dabei das Fünftel der Bevölke-
rung mit den niedrigsten Einkommen, das 
oberste Quintil das Fünftel der Bevölkerung 
mit den höchsten Einkommen. Die Summe 
der Einkommen aus dem obersten Quintil, di-
vidiert durch die Summe der Einkommen aus 
dem untersten Quintil, ergibt dann den Wert 
für das S80/S20-Verhältnis. Dieser Wert be-
schreibt, um wie viel höher das Einkommen 
des obersten Fünftels im Vergleich zum un-
tersten Fünftel ist. Allerdings ist diese 
Darstellung empfindlich gegenüber Ausreißern, 
weil hier nicht die Quintilsgrenzen, sondern 
die Summe der Einkommen aus dem unters-
ten Quintil mit der Summe der Einkommen 
aus dem obersten Quintil verglichen wird. Die 
Angaben einer einzelnen Person können die 
jeweilige Summe und damit das Ergebnis 
stark beeinflussen.

Ein anderes, häufig benutztes Verteilungs
maß ist der Gini-Koeffizient oder Gini-Index. 
Er ist ein Maß für die relative Konzentration 
beziehungsweise Ungleichheit. Auf Ein
kommensdaten angewendet zeigt der Gini-
Koeffizient beziehungsweise Gini-Index,  
wie gleich oder ungleich Einkommen über 
eine Personengruppe verteilt sind. Bei der 
Berechnung wird die Ungleichheit in der Ein-
kommensverteilung auf Basis aller indivi
duellen Nettoäquivalenzeinkommen einer 
Personengruppe ermittelt. Dieses Verteilungs-
maß kann einen Wert zwischen 0 und 1  
(Gini-Koeffizient) beziehungsweise skaliert 
von 0 bis 100 (Gini-Index) annehmen.  
Je näher der Wert an 1 beziehungsweise  
100 liegt, desto größer ist die Ungleichheit  
in der Einkommensverteilung.

 X Tab 2  Einkommensverteilung

Datenbasis: EU-SILC

2021 2022 2023

Median des Nettoäquivalenzeinkommens in Euro  24 946  24 925  26 274

Arithmetisches Mittel des Nettoäquivalenzeinkommens in Euro  29 106  28 569  30 308

S80/S20-Rate 5,0 4,4 4,4

Gini-Koeffizient 0,31 0,29 0,29

Einkommen über 1 Million Euro 
Im Jahr 2020 hatten gut 29 300 der in 
Deutschland erfassten Lohn- und 
Einkommensteuerpf lichtigen Ein-
künfte von mindestens einer Million 
Euro. Das waren gut 1 900 Steuer-
pflichtige mehr als noch 2019. Das 
Durchschnittseinkommen dieser 
Gruppe betrug 2,6 Millionen Euro. 
Dies sind Ergebnisse der Lohn- und 
Einkommensteuerstatistik 2020, die 
aufgrund der langen Fristen zur 
Steuerveranlagung erst etwa dreiein-
halb Jahre nach Ende des Veranla-
gungsjahres verfügbar ist.
In Deutschland wird ein progressiver 
Steuersatz angewendet, das heißt, der 

Steuersatz steigt mit zunehmendem 
Einkommen an. Dadurch werden die 
Steuerpf lichtigen unterschiedlich 
stark belastet. Im Jahr 2020 wurden 
Einkommen ab 270 501 Euro (bezie-
hungsweise ab 541 002 Euro bei ge-
meinsam veranlagten Personen) mit 
45 % besteuert. Die rund 119 500 
Steuerpf lichtigen, bei denen dieser 
sogenannte Reichensteuersatz zum 
Tragen kam, erzielten mit 126 Milli-
arden Euro 6,8 % der gesamten Ein-
künfte und beteiligten sich mit  
45 Milliarden Euro zu 13,6 % an der 
an der Summe der insgesamt gezahl-
ten Einkommensteuer.

Erbe und Schenkung 
Im Jahr 2022 haben die Finanzver-
waltungen in Deutschland Vermö-
gensübertragungen von Erbschaften 
und Schenkungen in Höhe von 101,4 
Milliarden Euro veranlagt. Damit 
sank das steuerlich berücksichtigte 
geerbte und geschenkte Vermögen 
um 14,0 % gegenüber dem Vorjahr, 
in dem es den Höchstwert seit 2009 
erreicht hatte.
Die veranlagten Vermögensübertra-
gungen aus Erbschaften und Ver-
mächtnissen beliefen sich im Jahr 
2022 auf 59,7 Milliarden Euro. Nach-
dem das geerbte Vermögen vier Jahre 
in Folge gestiegen war, sank es 2022 

im Vergleich zum Vorjahr um 5,8 %. 
Durch Schenkungen wurde im Jahr 
2022 Vermögen von 41,7 Milliarden 
Euro übertragen. Das waren 23,6 % 
weniger als im Vorjahr. 
Das insgesamt übertragene Volumen 
dürfte aber um einiges höher aus
fallen, da ein großer Teil der Vermö-
gensübergänge wegen hoher persön-
licher Freibeträge innerhalb der 
Kernfamilie, weiteren sachlichen 
Steuerbefreiungen und besonderen 
Verschonungsregelungen für be-
stimmte Vermögensarten steuerfrei 
bleibt und daher in den Steuerstatis-
tiken nicht enthalten ist.
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von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Bevölkerung (AROPE-Indikator)
Armutsgefährdungsquote¹
von erheblicher materieller und sozialer Entbehrung betroffene Bevölkerung
Personen² in einem Haushalt mit sehr niedriger Erwerbsbeteiligung

Alleinerziehenden mit 23,7 % als auch 
Alleinlebende mit einem Anteil von 
26,4 % weit überdurchschnittlich von Ar-
mut bedroht waren. Insgesamt betrachtet 
hatten Personen in Haushalten ohne 
Kind mit 15,5 % eine höhere Armutsge-
fährdungsquote als Personen in Haushal-
ten mit Kind(ern) (12,9 %). 

Der Erwerbsstatus von Personen wird 
in der EU-SILC-Erhebung im Rahmen 
einer Selbsteinschätzung erfragt. Dort 
geben die Personen an, welcher überwie-
gende Erwerbsstatus beziehungsweise 
welche überwiegende Lebenssituation im 
Vorjahr auf sie zutraf. Die Analyse nach 
dem Merkmal Erwerbsstatus von Per
sonen ab 18 Jahren zeigt, dass 6,6 % der 
erwerbstätigen Personen im Jahr 2023 
armutsgefährdet waren. Bei Arbeitslosen 
waren 46,5 % von Armutsgefährdung be-

troffen. Von den Personen im Ruhestand 
galten 18,3 % als armutsgefährdet.

Da bei dieser Betrachtung der Er-
werbsstatus der anderen erwachsenen 
und somit potenziell erwerbsfähigen 
Haushaltsmitglieder unberücksichtigt 
bleibt, ist es sinnvoll, zusätzlich auch die 
Arbeitsmarktbeteiligung beziehungsweise 
Erwerbsbeteiligung (»work intensity«) des 
gesamten Haushalts zu betrachten. u Info 6

Danach waren 52,5 % der Personen 
unter 65 Jahren in Haushalten mit einer 
sehr geringen Erwerbsbeteiligung (weni-
ger als 20 %) im Jahr 2023 armutsgefähr-
det. Lag die Arbeitsmarktbeteiligung des 
Haushalts insgesamt höher, aber noch 
unter 45 % (geringe Erwerbsbeteiligung), 
so betrug die Armutsgefährdungsquote 
der Personen unter 65 Jahren in diesen 
Haushalten 27,9 %. Wie erwartet wiesen 

 X Abb 1  Ausgewählte Indikatoren zur Messung von Armut sowie materieller  
und sozialer Entbehrung — in Prozent

1	 Einkommensreferenzjahr ist das Vorjahr der Erhebung.  
2	 Personen im Alter von 0 bis 64 Jahren.
Datenbasis: EU-SILC

5.2.2 Armutsgefährdung
Die Messung der Armutsgefährdung in 
der europäischen Sozialberichterstattung 
orientiert sich an einer relativen Definiti-
on von Armut. Sie folgt damit einem 
Ratsbeschluss der Europäischen Union 
von 1984 über gezielte Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Armut auf Gemein-
schaftsebene. Danach gelten Personen als 
»verarmt«, »wenn sie über so geringe 
(materielle, kulturelle und soziale) Mittel 
verfügen, dass sie von der Lebensweise 
ausgeschlossen sind, die in dem Mitglied-
staat, in dem sie leben, als Minimum an-
nehmbar ist«. Ausgehend von dieser 
Sichtweise gilt in EU-SILC eine Person 
als armutsgefährdet, wenn ihr Netto-
äquivalenzeinkommen (siehe Info 3) we-
niger als 60 % des nationalen Medianein-
kommens beträgt.

Bei einem Medianwert für das Netto-
äquivalenzeinkommen von 26 274 Euro 
gemäß der Erhebung 2023 lag der 
Schwellenwert für die Armutsgefährdung 
bei 15 765 Euro (60 % des Medianein
kommens) für Alleinlebende. Umgerech-
net auf das monatliche Einkommen be-
deutet dies, dass eine Person als armuts-
gefährdet galt, wenn sie ein Einkommen 
von weniger als 1 314 Euro im Monat hat-
te (2021: 1 247 Euro). Gemäß der Erhe-
bung 2023 lag das Nettoäquivalenzein-
kommen für 14,4 % der Bevölkerung in 
Deutschland unter dem Schwellenwert. 
Bei der Erhebung 2021 lag dieser Wert bei 
16,0 %. u Abb 1 

Mit 24,6 % waren 2023 die jungen Er-
wachsenen im Alter von 18 bis 24 Jahren 
am stärksten armutsgefährdet. Im Gegen-
satz dazu wiesen die 25- bis 54-Jährigen 
mit 11,5 % die niedrigste Armutsgefähr-
dungsquote auf. Frauen waren 2023 mit 
15,1 % stärker armutsgefährdet als Män-
ner (13,7 %). Das betraf nahezu alle Alters-
gruppen. Lediglich die Kinder und Ju-
gendlichen unter 18 Jahren wiesen mit ei-
ner Armutsgefährdungsquote von 14,1 % 
(männlich) und 14,0 % (weiblich) nahezu 
keinen geschlechtsspezifischen Unter-
schied auf. u Tab 3

Beim Vergleich unterschiedlicher 
Haushaltstypen zeigt sich, dass im Jahr 
2023 sowohl Personen in Haushalten von 
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2021 2022 2023

Schwellenwert für Armutsgefährdung in Euro je Jahr  14 968  14 955  15 765

Armutsgefährdungsquote in %

Insgesamt 16,0 14,8 14,4

Geschlecht und Altersgruppen

männlich 15,4 14,0 13,7

weiblich 16,6 15,5 15,1

Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren 16,4 15,0 14,0

    männlich 16,7 15,0 14,1

    weiblich 16,1 15,0 14,0

18–24 Jahre 25,6 23,8 24,6

    Männer 24,2 22,6 23,2

    Frauen 27,2 25,0 26,0

25–54 Jahre 12,8 11,7 11,5

    Männer 12,7 11,6 11,7

    Frauen 12,9 11,8 11,3

55–64 Jahre 14,4 13,1 11,9

    Männer 13,7 12,4 11,4

    Frauen 15,0 13,8 12,4

65 Jahre oder älter 19,4 18,3 18,4

    Männer 17,5 15,9 15,7

    Frauen 20,9 20,2 20,6

Haushaltstyp

Haushalte ohne Kind¹ 16,6 15,6 15,5

    Alleinlebende 26,8 25,7 26,4

    zwei Erwachsene ohne Kind 11,6 10,8 10,3

Haushalte mit Kind(ern) 15,2 13,6 12,9

    Alleinerziehende 26,8 25,2 23,7

    zwei Erwachsene mit Kind(ern) 13,3 12,1 11,4

Überwiegender Erwerbsstatus im Vorjahr²

erwerbstätig 8,7 7,2 6,6

nicht erwerbstätig 25,5 24,6 25,0

arbeitslos 48,1 42,4 46,5

im Ruhestand 19,3 18,2 18,3

sonstige Nichterwerbstätige 31,1 31,5 32,0

Erwerbsbeteiligung im Haushalt

Personen³ in Haushalten mit …

… sehr geringer Erwerbsbeteiligung (weniger als 20 %) 52,0 51,0 52,5

… geringer Erwerbsbeteiligung (20–44 %) 31,5 33,7 27,9

… mittlerer Erwerbsbeteiligung (45–54 %) 17,1 15,3 15,5

… hoher Erwerbsbeteiligung (55–84 %) 9,7 8,0 7,4

… sehr hoher Erwerbsbeteiligung (85–100 %) 6,0 4,6 4,1

Bildungsstatus⁴

ISCED-Stufen 1 bis 2 – niedrig 28,4 26,2 25,7

ISCED-Stufen 3 bis 4 – mittel 15,2 13,9 13,8

ISCED-Stufen 5 bis 8 – hoch 8,6 8,1 7,8

Personen in Haushalten mit einer Erwerbs
intensität von mindestens 85 % die gerings-
te Armutsgefährdungsquote auf (4,1 %). 
Je höher also die Arbeitsmarktbeteiligung 
der potenziell erwerbsfähigen Haushalts-
mitglieder und damit des Haushalts ins-
gesamt ist, desto geringer ist folglich auch 
die Armutsgefährdungsquote für die Per-
sonen in diesen Haushalten. 

Neben dem Erwerbsstatus werden die 
Personen in der Erhebung EU-SILC auch 
zu ihrem erreichten Bildungsabschluss 
befragt (zum Bildungsstand siehe Kapitel 
2.1, Info 2, Seite 55). Im Jahr 2023 waren 
7,8 % der Personen mit einem hohen 
Bildungsstand, 13,8 % der Personen mit 
einem mittleren Bildungsstand und 
25,7 % der Personen mit einem niedrigen 
Bildungsstand armutsgefährdet.

 X Tab 3  Schwellenwert für Armutsgefährdung und Armutsgefährdungsquote

Einkommensreferenzjahr ist das Vorjahr der Erhebung.
1	� Kinder sind hier definiert als Personen im Alter von unter 18 Jahren sowie Personen im Alter von 18 bis einschließlich 24 Jahren, 

sofern sie ökonomisch abhängig sind.
2	 Personen ab 18 Jahre. Selbsteinschätzung.
3	 Personen unter 65 Jahre.
4	� Personen ab 18 Jahren. Bildungsstatus nach der internationalen Standardklassifikation im Bildungswesen (ISCED-2011);  

Bildungsstand siehe Kapitel 2.1, Info 2.
Datenbasis: EU-SILC

 X Info 6  
Erwerbsbeteiligung  
(»work intensity«)

Das Haushaltsmerkmal »Erwerbsbeteiligung« 
bezieht sich auf das Vorjahr der Erhebung. 
Ein Haushalt mit sehr geringer Erwerbs
beteiligung liegt dann vor, wenn die tatsäch
liche Erwerbsbeteiligung (in Monaten) der  
im Haushalt lebenden, erwerbsfähigen Haus-
haltsmitglieder im Alter von 18 bis 64 Jahren 
insgesamt weniger als 20 % ihrer maximal 
möglichen (potenziellen) Erwerbsbeteiligung 
beträgt. Ein Beispiel: Bei drei Erwerbstätigen 
zwischen 18 und 64 Jahren im Haushalt 
beträgt die potenziell mögliche Erwerbsbe
teiligung insgesamt 36 Erwerbsmonate im 
Einkommensreferenzjahr. Damit es sich nicht 
um einen Haushalt mit sehr geringer Er-
werbsbeteiligung handelt, darf die Erwerbs-
beteiligung der drei Personen insgesamt  
den Wert »7,2 Erwerbsmonate« (= 20 % von 
36 Monaten) nicht unterschreiten. Das wäre 
zum Beispiel erfüllt (eine mögliche Variante), 
wenn eine der drei Personen mindestens  
7,2 Monate lang erwerbstätig war und die an-
deren beiden Personen jeweils nicht erwerbs-
tätig waren. Wird der Grenzwert von 7,2 Mo-
naten in diesem Fallbeispiel unterschritten, 
so handelt es sich um einen Haushalt mit 
sehr niedriger Erwerbsbeteiligung. Die aus-
gewiesenen Anteilswerte beziehen sich  
auf Personen im Alter von 0 bis 64 Jahren in 
den Haushalten.
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5.2.3 Materielle und soziale 
Entbehrung

Messung der materiellen und  
sozialen Entbehrung
Während für die Definition der Armuts-
gefährdungsquote allein die monetären 
Ressourcen bei der Beschreibung der 
Lebenslage ausschlaggebend sind, geht  
es bei der Messung der materiellen und 
sozialen Entbehrung um eine Bewertung 
(Selbsteinschätzung) der eigenen Situati-
on in den verschiedenen Lebensberei-
chen. Die Messung der materiellen und 
sozialen Entbehrung erfolgt auf der 
Grundlage von 13 sogenannten Depriva-
tionskriterien. u Info 7 

Ähnlich wie bei der Messung der mone-
tären Armutsgefährdung wird das ermit-
telte Ergebnis allen Haushaltsmitgliedern 
in einem Haushalt zugeordnet und bei 
der Ergebnisdarstellung als Ergebnis für 
die Gesamtbevölkerung ausgewiesen.

Materielle und soziale Entbehrung 
nach ausgewählten Einzelkriterien
Im Jahr 2023 gaben 35,0 % der Bevölke-
rung an, unerwartet anfallende Ausgaben 
in Höhe von 1 250 Euro nicht aus eigenen 

Finanzmitteln bestreiten zu können. Ein 
Anteil von 22,8 % besaß nicht die finanzi-
ellen Mittel, jährlich eine Woche Urlaub 
woanders als zu Hause zu verbringen. Das 
Ersetzen abgewohnter Möbel konnten 
sich 16,7 % nicht leisten. Für 13,3 % der 
Bevölkerung war es aus f inanziellen 
Gründen nicht möglich, jeden zweiten 
Tag eine Mahlzeit mit Fleisch, Fisch oder 
gleichwertiger Proteinzufuhr zu essen. 
Zahlungsrückstände bei Miete, Hypothe-
ken, Konsumentenkrediten oder Rech-
nungen von Versorgungsbetrieben (zum 
Beispiel Stromrechnung, Gasrechnung) in 
den letzten zwölf Monaten gaben 8,4 % 
der Bevölkerung an. 8,2 % der Bevölke-
rung gaben an, ihre Wohnung aus finan-
ziellen Gründen nicht angemessen heizen 
zu können. 14,1 % der Bevölkerung waren 
finanziell nicht in der Lage, sich eine 
regelmäßige Freizeitbeschäftigung zu 
leisten, und 11,5 % hatten keinen gerin-
gen Geldbetrag übrig, um ihn wöchent-
lich für sich selbst auszugeben. Einmal  
im Monat mit Freunden oder der Familie 
essen oder trinken zu gehen, konnten sich 
9,8 % nicht leisten. u Tab 4

Diese Ergebnisse zeigen einerseits, 
dass für eine deutliche Mehrheit der Be-

 X Info 7  
Materielle und soziale Entbehrung

Materielle und soziale Entbehrung liegt nach 
der EU-Definition für EU-SILC dann vor, wenn 
aufgrund der Selbsteinschätzung des Haus-
halts mindestens fünf der folgenden 13 Krite-
rien erfüllt sind. Wenn sieben der folgenden 
13 Kriterien erfüllt sind, dann liegt erhebliche 
materielle und soziale Entbehrung vor:

Der Haushalt kann sich finanziell nicht leisten:

1.	 �Hypotheken, Miete, Rechnungen von Ver-
sorgungsbetrieben oder Konsum-/Ver-
braucherkredite rechtzeitig zu bezahlen,

2.	 	�die Unterkunft angemessen warm zu halten,

3.	 �jedes Jahr einen einwöchigen Urlaub an 
einem anderen Ort zu verbringen,

4.	 	�jeden zweiten Tag eine Mahlzeit mit 
Fleisch, Fisch oder gleichwertiger Protein-
zufuhr zu essen,

5.	 	�unerwartet anfallende Ausgaben aus  
eigenen Mitteln zu bestreiten,

6.	 	�ein Auto zu besitzen (kein Firmen-/
Dienstwagen),

7.	 abgewohnte Möbel zu ersetzen.

Das Individuum kann sich finanziell nicht leisten:

8.	 �abgetragene Kleidungsstücke durch neue 
(nicht Second-Hand-Kleidung) zu ersetzen,

9.	 �mindestens zwei Paar passende Schuhe 
in gutem Zustand zu besitzen,

10.	�wöchentlich einen geringen Geldbetrag  
für sich selbst aufzuwenden,

11.	 �regelmäßige Freizeitaktivitäten  
(auch wenn diese Geld kosten),

12.	 �mindestens einmal im Monat mit Freun-
den/Familie für ein Getränk / eine Mahlzeit 
zusammenzukommen,

13.	�eine Internetverbindung zu haben.

Die sechs Merkmale, die sich auf Personen 
beziehen (zum Beispiel Ersetzen abgetrage-
ner Kleidung), werden nur bei Personen im Al-
ter ab 16 Jahren erfragt. Für Kinder unter  
16 Jahren wird die Angabe aus den Informati-
onen der Haushaltsmitglieder ab 16 Jahren 
abgeleitet. Dabei wird folgende Regel an
gewendet: Wenn mindestens die Hälfte der 
Personen über 16 Jahre im Haushalt angaben, 
sich etwas finanziell nicht leisten zu können 
(zum Beispiel Ersetzen abgetragener Kleidung), 
dann wird das auch für die Kinder unter  
16 Jahren des Haushalts angenommen. 
Außerdem wird bei Kindern unter 16 Jahren 
berücksichtigt, ob diese Kinder in benach
teiligten Haushalten leben, das heißt in Haus-
halten, bei denen mindestens drei der sieben 
Merkmale zutreffen, die sich auf den Haus-
halt beziehen (zum Beispiel Unterkunft ange-
messen warm halten).

Prozent
der Bevölkerung können  
unerwartet anfallende Kosten 
von 1 250 Euro nicht aus  
eigenen Finanzmitteln bestreiten. 
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1. Quintil

2. Quintil

3. Quintil

4. Quintil

5. Quintil

17,5

9,3

4,4

2,5

0,8

insgesamt
6,9

2021 2022 2023

Der Haushalt kann es sich finanziell nicht leisten, …
… �Miete, Hypotheken, Rechnungen von Versorgungsbetrieben  

oder Konsum- / Verbraucherkrediten rechtzeitig zu bezahlen 5,6 5,9 8,4

… die Unterkunft angemessen warm zu halten 3,3 6,7 8,2
… �jedes Jahr einen einwöchigen Urlaub an einem anderen Ort  

zu verbringen 19,9 22,2 22,8

… �jeden zweiten Tag eine Mahlzeit mit Fleisch, Fisch oder  
gleichwertiger Proteinzufuhr zu essen 10,5 11,6 13,3

… �unerwartet anfallende Ausgaben aus eigenen Mitteln  
zu bestreiten 32,3 33,9 35,0

… ein Auto zu besitzen (kein Firmen- / Dienstwagen) 6,2 6,5 6,8

… abgewohnte Möbel zu ersetzen 12,5 15,4 16,7

Das Individuum kann sich finanziell nicht leisten, …
… �abgetragene Kleidungsstücke durch neue  

(nicht Second-Hand-Kleidung) zu ersetzen 5,7 7,5 7,9

… �mindestens zwei Paar passende Schuhe in gutem Zustand  
zu besitzen 2,6 3,2 3,9

… �wöchentlich einen geringen Geldbetrag für sich  
selbst aufzuwenden 7,8 10,7 11,5

… regelmäßige Freizeitaktivitäten (auch wenn diese Geld kosten) 10,5 13,8 14,1
… �mindestens einmal im Monat mit Freunden / Familie für ein  

Getränk/eine Mahlzeit zusammenzukommen 6,3 8,5 9,8

… eine Internetverbindung zu haben 2,2 2,8 2,7

rieller und sozialer Entbehrung gemein-
sam betrachtet werden. Hierfür wurde 
das Nettoäquivalenzeinkommen der Per-
sonen der Höhe nach angeordnet und die 
Bevölkerung in fünf gleich große Teile 
(Quintile; siehe Info 5) unterteilt. Danach 
waren im Jahr 2023 bei den einkommens-
ärmsten 20 % der Bevölkerung (erstes 
Quintil) 17,5 % von erheblicher materiel-

völkerung die erfragten Kriterien zum 
allgemeinen Lebensstandard dazuge
hören. Andererseits wird auch deutlich, 
dass das Bestreiten von unerwartet anfal-
lenden Ausgaben (35,0 %) und die jähr
liche Fahrt in den Urlaub (22,8 %) auch 
im Jahr 2023 für einen relativ hohen An-
teil in der Bevölkerung nicht selbstver-
ständlich waren.

Erhebliche materielle und  
soziale Entbehrung
Wie in Info 7 erwähnt, liegt materielle und 
soziale Entbehrung vor, wenn mindestens 
fünf der 13 Einzelkriterien zutreffen. Im 
Jahr 2023 waren danach 13,0 % der Bevöl-
kerung von materieller und sozialer Ent-
behrung betroffen (2021: 9,0 %). Erheb
liche materielle und soziale Entbehrung 
(mindestens sieben der 13 Kriterien) traf 
auf 7,0 % der Bevölkerung zu. Im Jahr 
2021 waren es 4,3 % (siehe Abbildung 1).

Der enge Zusammenhang zwischen 
den finanziellen Ressourcen eines Haus-
halts und der Teilhabe am allgemeinen 
Lebensstandard wird deutlich, wenn die 
Einkommenssituation der Personen und 
das Vorhandensein von erheblicher mate-

ler und sozialer Entbehrung betroffen. In 
der nächsthöheren Einkommensschicht 
(zweites Quintil) traf dies auf 9,3 % zu. 
Im dritten Quintil waren noch 4,4 % und 
im vierten Quintil 2,5 % der Bevölkerung 
von erheblicher materieller und sozialer 
Entbehrung betroffen. Im fünften Quintil 
kam erhebliche materielle und soziale 
Entbehrung kaum vor (0,8 %). u Abb 2

 X Tab 4  Materielle und soziale Entbehrung nach Einzelkriterien  
— in Prozent der Bevölkerung

Selbsteinschätzung der Haushalte.  
Datenbasis: EU-SILC

 X Abb 2  Erhebliche materielle und soziale Entbehrung  
nach Einkommensquintilen 2023 — in Prozent

Datenbasis: EU-SILC
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sehr niedrigen Erwerbsbeteiligung ein 
weiterer Indikator für die Sozialbericht-
erstattung gebildet: der AROPE-Indi
kator (At Risk Of Poverty or social 
Exclusion). Er gilt heute als die zentrale 
statistische Kennziffer für die Messung 
von Armutsgefährdung oder sozialer 
Ausgrenzung. u Info 8 

Auf der Grundlage des AROPE-Indi-
kators waren im Jahr 2023 in Deutsch-
land 21,3 % der Bevölkerung von Armut 
oder sozialer Ausgrenzung bedroht (siehe 
Abbildung 1). Im Jahr 2021 war der An-
teil mit 21,0 % etwas geringer. Von den 
einkommensärmsten 20 % (erstes Quin-
til) der Bevölkerung war im Jahr 2023 
mit 79,3 % die deutliche Mehrheit von 
Armut oder sozialer Ausgrenzung be-

droht. Im zweiten Quintil – also der 
nächsthöheren Einkommensschicht – 
betraf das nur noch 14,9 % der Personen. 
In den höheren Einkommensschichten  
war der Anteil wesentlich geringer und 
verdeutlicht damit den engen Zusam-
menhang zwischen Einkommenslage, 
Erwerbssituation sowie materieller und 
sozialer Entbehrung. u Tab 5

5.2.4 Armut oder soziale Aus
grenzung: der AROPE-Indikator
Das Merkmal der Erwerbsbeteiligung 
spielt – wie bereits erwähnt – eine wichti-
ge Rolle bei der Messung der Armutsge-
fährdungsquote. Personen aus Haushal-
ten mit einer sehr geringen Erwerbsbetei-
ligung weisen ein überdurchschnittlich 
hohes Armutsgefährdungsrisiko von 
52,5 % auf. Im Jahr 2023 lebten 9,9 % der 
Bevölkerung in einem Haushalt mit sehr 
geringer Erwerbsbeteiligung. Im Jahr 
2021 waren es 9,5 %. 

Basierend auf den bisher vorgestell-
ten beiden Sozialindikatoren zur Armuts-
gefährdung und zur erheblichen materi-
ellen und sozialen Entbehrung wurde 
unter Einbeziehung des Merkmals der 

2021 2022 2023

Personen des …
… 1. Quintils 83,8 79,8 79,3
… 2. Quintils 12,4 14,5 14,9
… 3. Quintils 5,0 6,7 7,0
… 4. Quintils 2,5 3,2 3,8
… 5. Quintils 1,1 1,4 1,7

 X Tab 5  Von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Bevölkerung  
(AROPE-Indikator) nach Einkommensquintilen — in Prozent

Datenbasis: EU-SILC

 X Info 8  
AROPE-Indikator

Die zentrale statistische Kennziffer für die Messung von Armutsgefährdung oder sozialer Ausgrenzung 
ist der AROPE-Indikator (At Risk Of Poverty or social Exclusion). Es handelt sich dabei um einen zusam-
mengesetzten Indikator, in dem neben den Aspekten der monetären Armutsgefährdung und der materi-
ellen und sozialen Entbehrung zusätzlich die gemessene Erwerbsbeteiligung im Haushalt berücksichtigt 
wird. Personen aus Haushalten mit einer sehr geringen Erwerbsbeteiligung weisen auch ein 
überdurchschnittlich hohes Armutsgefährdungsrisiko auf. Insofern wird hier angenommen, dass Haus-
halte mit einer sehr geringen Erwerbsbeteiligung der Haushaltsmitglieder – ob freiwillig oder unfreiwillig 
(zum Beispiel aufgrund von Arbeitslosigkeit oder Krankheit) – sich in einer eher prekären Lebenslage 
befinden. Damit sind sie eher von sozialer Ausgrenzung bedroht als Haushalte mit einer hohen Erwerbs-
beteiligung. Rentnerhaushalte, für die eine Erwerbsbeteiligung in der Regel nicht mehr relevant ist,  
bleiben hier unberücksichtigt. 

Für den AROPE-Indikator werden alle Personen gezählt, für die mindestens eine der drei folgenden  
Bedingungen zutrifft:

	‧ Das Einkommen der Person liegt unter der Armutsgefährdungsgrenze.
	‧ Die Person lebt in einem Haushalt, auf den erhebliche materielle und soziale Entbehrung zutrifft.
	‧ Die Person lebt in einem Haushalt mit einer sehr geringen Erwerbsbeteiligung (unter 20 %) der  

erwerbsfähigen Haushaltsmitglieder.

Trifft mindestens einer dieser drei Aspekte auf eine Person zu, so gilt diese Person als »armutsgefährdet 
oder von sozialer Ausgrenzung bedroht«.
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Die Einkommen privater Haushalte bil-
den die zentralen Ressourcen der Bevöl-
kerung für die Sicherung des individu
ellen Lebensstandards und sind maß
geblich bei der Bewältigung von Krisen. 
Die Verteilung der Einkommen in einer 
Gesellschaft gibt im zeitlichen Verlauf 
darüber Auskunft, inwieweit alle Bevöl-
kerungsteile an der Wohlstandsentwick-
lung partizipieren oder ob einzelne Be-
völkerungsgruppen gefährdet sind, von 
der gesellschaftlichen Teilhabe ausge-
schlossen zu werden. 

In diesem Kapitel werden mit den Da-
ten des Sozio-oekonomischen Panels 
(SOEP) die langjährigen Einkommens-
entwicklungen in Deutschland für den 
Zeitraum 1992 bis 2022 beschrieben. Die 
Jahre 2020 bis 2022 geben dabei Hinweise 
auf die Auswirkungen der wirtschaftli-
chen Einschnitte infolge der Coronapan-
demie sowie erste Anzeichen der politi-
schen und wirtschaftlichen Folgen des 
russischen Angriffs auf die Ukraine seit 
Februar 2022. Entsprechend uneinheit-
lich sind die Einkommenskennziffern in 
diesem krisenreichen Zeitabschnitt. Bei 
langjähriger Betrachtung sind die Real-
einkommen bis 2021 gestiegen, dann  
aber – laut der aktuell noch vorläufigen 
Daten – nach dem starken Preisauftrieb 
infolge des russischen Angriffs auf die 
Ukraine im Jahr 2022 real gesunken. Die 
Ungleichheit in der Verteilung der ver-
fügbaren Einkommen der privaten Haus-
halte wie auch der Abstand zwischen 
armen und reichen Haushalten blieben 
bis zum Jahr 2022 in Deutschland weiter-
hin hoch. Bei der Berechnung der Jahres-
einkommen werden hier – soweit nicht 
anders ausgewiesen – nur rein monetäre 
Einkünfte betrachtet. Einkommensvor-
teile durch selbstgenutztes Wohneigen-
tum (»imputed rent«) bleiben hierbei 
ebenso unberücksichtigt wie Ausgaben 
für Unterhaltsleistungen oder Wohn
kosten. Neben der allgemeinen Einkom-
mensentwicklung wird dabei auch der 
Verlauf der Angleichung der Einkommen 
zwischen Ost- und Westdeutschland so-
wie die Verteilung der Einkommen von 

Personen mit Migrations- und Fluchthin-
tergrund dokumentiert. Die Einkom-
mensungleichheit und die Betroffenheit 
von Niedrigeinkommen und Einkom-
mensarmut geben darüber hinaus Aus-
kunft über die relative Schichtung der 
Einkommen sowie über die Polarisierung 
zwischen Arm und Reich. Das Ausmaß 
der Einkommens- und Armutsdynamik 
in Deutschland, die hier ebenfalls im 
zeitlichen Verlauf dargestellt werden, gibt 
Hinweise auf die Chancen von Einkom-
mensaufstiegen und Risiken von Ein-
kommensverlusten und beschreibt so 
auch die Offenheit der Einkommens-
schichtung und deren Widerstandsfähig-
keit bei politischen und wirtschaftlichen 
Krisen. u Info 1

5.3.1 Einkommensentwicklung  
und -verteilung
Die verfügbaren durchschnittlichen Äqui-
valenzeinkommen (gemessen am Median) 
der privaten Haushalte sind nach den Da-
ten des SOEP in Deutschland nominal 
von monatlich 905 Euro im Jahr 1992 auf 
2 000 Euro im Jahr 2022 gestiegen. Legt 
man die Preise von 2022 zugrunde, haben 
sich die Monatseinkommen im selben 
Zeitraum real (zu konstanten Preisen) von 
1 544 auf 2 000 Euro erhöht. Die entspre-
chenden Vorjahreseinkommen lagen no-
minal im Jahr 2021 bei 25 518 Euro und 
real – zu den an das Einkommensjahr an-
gepassten Preisen von 2022 – bei 28 135 
Euro. Den nachfolgenden Berechnungen 
liegen Realeinkommen zu Preisen von 
2022 auf Basis der vom Statistischen Bun-
desamt ausgewiesenen Lebenshaltungs-
kosten (nach dem Wägungsschema von 
2020) zugrunde.

Während die Nominaleinkommen 
durchgehend stiegen, zeigen sich bei den 
Realeinkommen seit Beginn der 1990er-
Jahre längere Phasen mit einem eher ge-
ringen Einkommenswachstum bei deutli-
chen konjunkturellen Schwankungen. 
Nach dem mit der deutschen Vereinigung 
eingetretenen wirtschaftlichen Boom und 
den zunächst hohen Einkommenszu-
wächsen in Ostdeutschland erhöhten sich 

5.3  
Einkommens
entwicklung und 
Armut nach 
Bevölkerungs-
gruppen –  
Verteilung,  
Angleichung und 
Dynamik
Jan Goebel, Peter Krause  
Deutsches Institut für  
Wirtschaftsforschung (DIW Berlin) 

WZB / SOEP
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die Einkommen in der zweiten Hälfte der 
1990er-Jahre nur wenig. Zur Jahrtausend-
wende erfolgte erneut ein Einkommens-
anstieg, gefolgt von einer längeren Phase 
wirtschaftlicher Rezession mit zum Teil 
sogar rückläufigen Einkommensentwick-
lungen. Real – also unter Berücksichti-
gung der gestiegenen Preise für die Lebens-
haltung (Lebenshaltungskosten) – sind 
(nach den hier vorliegenden vorläufigen 
Daten) die Einkommen im Jahr 2022 im 
Jahresmittel gesunken. u Abb 1

Die Betrachtung von mittleren Ein-
kommenswerten sagt allerdings noch 
nichts darüber aus, wie gleich oder un-
gleich die Einkommen in der Bevölke-
rung verteilt sind. Allgemeine Indikato-
ren zur Beschreibung der Einkommens
ungleichheit sind die Antei le am 
Gesamteinkommen nach Einkommens-
schichten und deren Verhältnisse, die 
Verhältnisse von Einkommensschwellen 
sowie zusammenfassende Ungleichheits-
maße wie der Gini-Koeffizient (siehe Ka-
pitel 5.2, Info 5, Seite 197). Hier zeigt sich, 
dass die ärmsten 20 % der Bevölkerung 
(das unterste Quintil) bis zum Jahr 2000 

 X Info 1  
Daten und Methoden

Die Einkommen werden im Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) im Rahmen der jährlichen Befra-
gungen detailliert erfasst: Zum einen wird das monatliche Haushaltsnettoeinkommen erfragt, also 
die regelmäßigen Einkünfte nach Abzug von Steuern und Sozialabgaben zuzüglich erhaltener Sozi-
altransfers. Zum anderen werden jeweils für das zurückliegende Jahr die individuellen (Brutto-)Ein-
kommen aller aktuell im Haushalt befragten Personen erhoben. Diese individuellen Einkommens-
komponenten werden über den Haushalt aufsummiert und liefern so, mithilfe einer Schätzung der 
Steuer- und Sozialabgaben, die Jahresnettoeinkommen des Vorjahres. Bei den Jahreseinkommen 
sind neben einmaligen Sonderzahlungen (zum Beispiel 13., 14. Monatsgehalt, Weihnachtsgeld, Ur-
laubsgeld) auf diese Weise auch Steuerrückzahlungen implizit berücksichtigt.

Die erhobenen Monatseinkommen bilden die zum Interviewmonat aktuell verfügbaren ökonomi-
schen Ressourcen für alle zu diesem Zeitpunkt im Haushalt lebenden Personen ab. Die Jahresein-
kommen beschreiben demgegenüber die von jeder aktuell im Haushalt lebenden Person im Vorjahr 
erzielten Markt- und Nettoeinkünfte. Beide Einkommenskonzepte unterscheiden sich damit nicht 
nur hinsichtlich des zeitlichen Bezugsrahmens, sondern auch in ihrer Erhebungsweise und Ausrich-
tung. Im Kapitel werden deshalb Daten zu beiden Konzepten präsentiert.

Um die Einkommenssituation von Haushalten unterschiedlicher Größe und Zusammensetzung ver-
gleichbar zu machen, werden alle Haushaltseinkommen entsprechend dem EU-weit standardisier-
ten Vorgehen unter Verwendung der revidierten OECD-Skala in sogenannte »Äquivalenzeinkom-
men« (siehe Kapitel 5.2, Info 3, Seite 196) – das sind unter Bedarfsgesichtspunkten modifizierte 
Pro-Kopf-Einkommen – umgerechnet. Alle Einkommensangaben werden in Euro ausgewiesen. Die 
Einkommen wurden für Ost und West bis 1997 jeweils getrennt an die entsprechende Preisentwick-
lung angepasst. Bei der Darstellung der (realen) Einkommensentwicklung sind zwischen 2010 und 
2015 mehrere methodische Anpassungen (Zensusbruch und stufenweise Anpassung der Hoch-
rechnungsrahmen an detailliertere Informationen zum Migrationshintergrund) zu beachten. Zudem 
erfolgte zwischen 2020 und 2021 ein Wechsel des Erhebungsinstituts, sodass die dargestellten 
Einkommensentwicklungen in diesem Zeitraum höhere Schwankungen aufweisen können. Die Be-
rechnung der Armutsgrenzen erfolgt auf Grundlage der gesamtdeutschen Einkommensverteilung 
anhand der Realeinkommen zu Preisen von 2022. Die Analysen beziehen sich auf Personen und re-
präsentieren – soweit nicht anders ausgewiesen – die in privaten Haushalten lebende gesamte Be-
völkerung in Deutschland. Die Anstaltsbevölkerung (zum Beispiel in Altersheimen) bleibt unberück-
sichtigt. Bei der Darstellung der Einkommensintegration von Schutzsuchenden (Asylbewerberinnen 
und Asylbewerber sowie Geflüchtete) werden zudem auch Personen in Gemeinschaftsunterkünften 
berücksichtigt.

 X Abb 1  Entwicklung der Äquivalenzeinkommen der privaten Haushalte (Median) — in Euro

1	 Zu Preisen von 2022.
Datenbasis: SOEP v39

1992 1994 1996 1998 2000 2002 2004 2006 2008 2010 2012 2014 2016 2018 2020 2022
 0

 

12 000

14 000

16 000

18 000

20 000

22 000

24 000

26 000

28 000

30 000
MonatseinkommenVorjahreseinkommen

ACHTUNG! 
geschummelt! Es 

liegen zwei 
Datylon Grafiken 

übereinander 
(siehe Ebenen)

0

1 000

1 200

1 400

1 600

1 800

2 000

2 200

Äquivalenzeinkommen im Monat: nominal
Äquivalenzeinkommen im Vorjahr: nominal 

Äquivalenzeinkommen im Monat: real¹
Äquivalenzeinkommen im Vorjahr: real¹

204

5 /  Private Haushalte – Einkommen, Konsum und Zeitverwendung  5.3 /  Einkommensentwicklung und Armut nach Bevölkerungsgruppen



 X Tab 1  Haushaltsnettoeinkommen der privaten Haushalte

1	 Äquivalenzeinkommen im Vorjahr im Jahr 2022 nicht ausgewiesen.
2	 Prozentuale Steigerung gegenüber dem in der Vorspalte angegebenen Zeitraum beziehungsweise Zeitpunkt.
3	 Verhältnis der Einkommenssumme im 5. Quintil zur Einkommenssumme im 1. Quintil.
4	� Die jeweilige Dezilsschwelle teilt die nach steigendem Einkommen sortierten Beobachtungen, so ist P10 derjenige Einkommenswert, bei dem 10 % der Bevölkerung unterhalb dieses Wertes liegen und 90 % darüber.
5	 Verhältnis der Einkommensanteile (reichste 10 %/ärmste 40 %).
6	 Die jährlichen Preisindizes werden bis 1997 für Ost und West getrennt berechnet (im Zeitraum 1995-1999 Ost 66,08 und West 66,22). Sie beziehen sich bei (Vor-)Jahresangaben jeweils auf das Einkommens(vor)jahr.
.	 Zahlenwert nicht ausgewiesen.
Datenbasis: SOEP v39

Perioden Jahre

1995–1999 2000–2004 2005–2009 2010–2014 2015–2019 2020–2022¹ 2020 2021 2022¹

Mittelwert (mean) des Äquivalenzeinkommens  
(real, zu Preisen von 2022, in Euro)

im Monat 1 806 1 886 1 873 1 971 2 122 2 289 2 265 2 341 2 263

im Vorjahr 24 537 25 866 26 214 26 815 28 182 31 097 30 178 32 007 .

Änderungsrate (in %)²

im Monat . 4,4 – 0,7 5,2 7,7 7,9 . 3,3 – 3,3

im Vorjahr . 5,4 1,3 2,3 5,1 10,3 . 6,1 .

Median des Äquivalenzeinkommens  
(real, zu Preisen von 2022, in Euro)

im Monat 1 624 1 692 1 648 1 738 1 898 2 041 2 047 2 098 2 000

im Vorjahr 21 991 23 081 22 901 23 369 24 727 27 419 26 581 28 135 .

Änderungsrate (in %)²

im Monat . 4,2 – 2,6 5,5 9,2 7,5 . 2,5 – 4,7

im Vorjahr . 5,0 – 0,8 2,0 5,8 10,9 . 5,8 .

Einkommensanteile  
(Äquivalenzeinkommen im Monat)

der reichsten 10 % 20,8 21,5 22,4 22,3 22,1 22,5 22,0 22,9 22,5

der reichsten 20 % 34,7 35,5 36,6 36,7 36,6 36,8 36,3 37,2 36,8

der ärmsten 40 % 24,8 24,2 23,4 23,0 22,6 22,5 22,7 22,4 22,5

der ärmsten 20 % 10,0 9,7 9,4 9,2 8,8 8,6 8,7 8,5 8,5

Einkommensungleichheit  
(Äquivalenzeinkommen im Monat)

Gini-Koeefizient 0,244 0,254 0,270 0,274 0,275 0,280 0,273 0,285 0,280

Verhältnis der Einkommensanteile (Q5 / Q1)³ 3,48 3,66 3,91 3,99 4,16 4,29 4,16 4,38 4,33

Verhältnis der Dezilsschwellen (P90 / P10)⁴ 2,94 3,05 3,27 3,39 3,51 3,53 3,51 3,48 3,60

Einkommensungleichheit  
(Äquivalenzeinkommen im Vorjahr)

Gini-Koeffizient 0,253 0,260 0,283 0,285 0,291 0,298 0,294 0,303 .

Palma-Ratio⁵ 0,878 0,914 1,034 1,041 1,072 1,110 1,092 1,127 .

Preisinidizes⁶

  für Lebenshaltung in Deutschland 66,2 70,7 76,8 82,9 87,8 94,8 90,7 93,6 100,0

2022 lag der Wert weiterhin knapp unter 
37 %. Der Abstand zwischen Arm und 
Reich vergrößerte sich damit im langjäh-
rigen Verlauf und stagnierte seit 2010. u 

Tab 1

Eine ähnliche Entwicklung geht auch 
aus dem Gini-Koeffizienten, einem zusam-
menfassenden Ungleichheitsmaß, hervor: 
Dieser stieg bezogen auf die monatlich 
verfügbaren Einkommen von einem mitt-
leren Wert von 0,24 in den Jahren 1995 

über knapp 10 % des monatlichen Ge-
samteinkommens verfügten. Nach dem 
Jahr 2000 ging der Einkommensanteil 
des ärmsten Quintils bis 2021 und 2022 
auf 8,5 % stetig zurück. Die reichsten 
20 % (das oberste Quintil) hatten demge-
genüber bis 2000 etwa 35 % des monatli-
chen Gesamteinkommens zur Verfügung. 
Ab Beginn der 2000er-Jahre bis zu den 
Jahren 2005 bis 2009 stieg der Anteil all-
mählich auf fast 37 % an. Für das Jahr 

bis 1999 zunächst auf 0,27 in den Jahren 
2005 bis 2009 und erreichte mit 0,28 und 
mehr im Jahr 2021 einen neuen Hoch-
punkt. Die vorjahresbezogenen Einkom-
men der privaten Haushalte sind im All-
gemeinen etwas ungleicher verteilt als 
die enger gefassten monatlichen, da sie 
auch unregelmäßige Einkünfte oder unter-
jährige Sonderzahlungen wie Boni bein-
halten. Die Ungleichheit der verfügbaren 
Vorjahreseinkommen stieg von einem 
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Ungleichheit der in den privaten Haus
halten jeweils erwirtschafteten Marktein-
kommen (mit und ohne gesetzliche Alters-, 
Hinterbliebenen- und Unfallrenten) noch 
erheblich stärker gestiegen ist als bei den 
daraus hervorgehenden Haushaltsnetto-
einkommen: Der Gini-Koeffizient der in 
den privaten Haushalten erzielten Markt-
einkommen hat sich seit der deutschen 
Vereinigung bis 2006 stetig erhöht und 
verharrt seitdem auf hohem Niveau. Diese 
erhebliche Zunahme an Ungleichheit  
der überwiegend aus Erwerbstätigkeit er-
zielten Markteinkommen trug bis 2006 
maßgeblich zu einer zunehmend größe-
ren Ungleichheit der daraus abgeleiteten 
Nettoeinkommen der privaten Haushalte 
bei. u Abb 2

Die Ungleichheit der haushaltsbezoge-
nen Markt- und Nettoeinkommen wird 

mittleren Wert von 0,25 in den Jahren 
1995 bis 1999 auf 0,28 in den Jahren 2005 
bis 2009 und erreichte 2021 mit 0,30 
ebenfalls einen neuen Höchstwert. Über-
einstimmend zeigen alle Ungleichheitsin-
dizes einen Anstieg gegenüber den zu-
rückliegenden Dekaden bis zu den Jahren 
2005 bis 2009, der sich bis zu den Jahren 
2015 bis 2019 verhalten fortsetzt. Seit 
2020 haben sich die Ungleichheitsziffern 
leicht erhöht. 

Anhand des jahresbezogenen Ein-
kommenskonzepts lassen sich zudem Un-
gleichheitsziffern für die zugrunde liegen-
den Markteinkommen (Haushaltsbrutto-
einkommen) berechnen. Diese werden in 
den privaten Haushalten vor Eingriff des 
Staates erzielt, also ohne Berücksichti-
gung von direkten Steuern und Sozial
transfers. Hieran wird deutlich, dass die 

von den Entwicklungen am Arbeitsmarkt, 
von soziodemografischen Veränderungen 
sowie von Maßnahmen im Bereich der 
sozialstaatlichen Sicherung bestimmt. 
Die relative Differenz der beiden 
Ungleichheitskoeffizienten (Ungleichheit 
des Haushaltsbrutto- und Haushalts
nettoeinkommens) illustriert, inwieweit 
sozialstaatliche Eingriffe in Form von 
direkten Steuern und Transfers die Un-
gleichheit reduzieren. Im Zuge der deut-
schen Vereinigung stieg der Einfluss der 
sozialstaatlichen Umverteilung in den 
1990er-Jahren stark an. Die durch staatli-
che Maßnahmen erfolgte Reduzierung an 
Ungleichheit verringerte sich seit 2006 
wieder und ist insbesondere seit 2019 wei-
ter gesunken. Sie lag auch nach Einschluss 
der Rentenleistungen zuletzt unter dem 
Niveau der mittleren 1990er-Jahre.

 X Abb 2  Entwicklung der Einkommensungleichheit bei Haushaltsnetto- und Haushaltsmarkteinkommen (Gini) und der Umverteilungsraten 

1	 Umverteilungsraten in %: (Gini Markteinkommen – Gini Haushaltsnettoeinkommen)/Gini Markteinkommen.
Datenbasis: SOEP v39
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einkommens) – kennzeichnen den Bevöl-
kerungsanteil mit ausgeprägtem materiel-
len Wohlstand. 

Anhand der relativen Einkommens-
schichtung lassen sich die bei der Ein-
kommensungleichheit beschriebenen 
Trends differenzierter abbilden. Es lässt 
sich ablesen, inwieweit alle Bevölke-
rungsteile in gleicher Weise an der Wohl-
standsentwicklung des Landes teilhaben. 
Die Bevölkerungsanteile am unteren 
Rand der Einkommensverteilung erhöh-
ten sich in den vergangenen Dekaden 
kontinuierlich. Auch die Bevölkerungs-
anteile am oberen Rand erhöhten sich bis 
2009, gingen dann bis 2020 wieder etwas 
zurück und sind seit 2021 wieder gestie-
gen. Entsprechend waren die Anteile in 
den dazwischenliegenden mittleren Ein-
kommensschichten im langjährigen Ver-

5.3.2 Einkommensschichtung  
und relative Armut
Die Zunahme der Ungleichheit geht mit 
einer Veränderung der Einkommens-
schichtung einher. Bei der Schichtung der 
Bevölkerung nach Einkommen werden 
verschiedene Einkommensklassen in pro-
zentualer Relation zu einem Referenzwert, 
hier dem mittleren Wert der Einkom-
mensverteilung (Median), betrachtet. Die 
beiden untersten Einkommensschichten 
mit weniger als 60 beziehungsweise 50 % 
des bedarfsgewichteten Medianeinkom-
mens leben in relativer Einkommensar-
mut (unter 60 % des Medianeinkommens) 
oder strenger Einkommensarmut (unter 
50 % des Medianeinkommens). Die höchs-
ten Einkommensklassen – ab dem Dop-
pelten des mittleren bedarfsgewichteten 
Einkommens (also ab 200 % des Median-

lauf Schwankungen unterworfen, die aber 
nicht linear für alle Teilgruppen gleicher-
maßen erfolgten. u Tab 2

Der hier verwendete Armutsbegriff 
beruht auf dem sogenannten relativen 
Armutskonzept und orientiert sich an der 
Definition der Europäischen Union. Ge-
mäß den vom Statistischen Amt der EU 
(Eurostat) empfohlenen Schwellenwerten 
gilt demnach als arm, wer in einem Haus-
halt lebt, dessen Nettoäquivalenzeinkom-
men weniger als 60 % des Medians der 
Einkommen in der gesamten Bevölke-
rung beträgt. Genau genommen wird ab 
dieser Schwelle von einem deutlich er-
höhten Armutsrisiko gesprochen, da  
das Einkommen nur einen indirekten 
Indikator für Armut darstellt. Deshalb 
wird im EU-Kontext eher der Begriff  
»Armutsrisikoquote« genutzt. In diesem 

 X Tab 2  Einkommensschichtung und Einkommensarmut — in Prozent

1	 Äquivalenzeinkommen im Vorjahr im Jahr 2022 nicht ausgewiesen.
Datenbasis: SOEP v39

Perioden Jahre

1995–1999 2000–2004 2005–2009 2010–2014 2015–2019 2020–2022¹ 2020 2021 2022¹

Äquivalenzeinkommen im Monat (real)

Bevölkerungsanteile nach Einkommensschichten 
(Median = 100 %)

≥ 300 % 1,0 1,2 1,7 1,6 1,3 1,4 1,1 1,6 1,6

200 bis < 300 % 4,5 4,8 5,8 5,8 5,3 5,5 5,3 5,3 6,0

150 bis < 200 % 10,8 10,7 11,5 11,5 12,1 11,9 11,2 11,8 12,7

125 bis < 150 % 12,5 12,3 11,7 12,6 12,7 12,6 13,2 11,8 12,8

100 bis < 125 % 22,2 21,1 19,9 18,9 19,0 19,9 19,3 19,6 20,8

75 bis < 100 % 26,2 26,0 24,6 22,7 22,1 21,6 22,6 21,8 20,5

60 bis < 75 % 12,1 12,1 12,1 12,8 11,4 11,2 11,0 12,0 10,6

50 bis < 60 % 5,3 5,8 6,3 6,9 7,4 6,6 7,1 6,5 6,0

< 50 % 5,5 6,0 6,5 7,1 8,8 9,3 9,3 9,6 9,1

Armutsschwelle: 60 % des Medians

FGT(0) (Armutsquote) 10,9 11,8 12,9 14,0 16,1 15,9 16,4 16,1 15,1

FGT(1) (Armutslücke) 2,2 2,5 2,8 3,0 3,6 4,1 3,8 4,3 4,1

FGT(2) (Armutsintensität) 0,7 0,9 1,0 1,0 1,3 1,6 1,4 1,8 1,7

Äquivalenzeinkommen im Vorjahr (real)

Armutsschwelle: 60 % des Medians

FGT(0) (Armutsquote) 11,2 12,0 13,9 14,4 15,7 16,7 16,4 17,0 .

FGT(1) (Armutslücke) 2,7 2,9 3,3 3,3 4,0 4,6 4,3 5,0 .

FGT(2) (Armutsintensität) 1,1 1,2 1,3 1,3 1,6 2,0 1,7 2,3 .
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Vorjahreseinkommen (60 % des Medians)
Vorjahreseinkommen vor Steuern und Sozialabgaben, einschließlich Renten¹
Vorjahreseinkommen inklusive Einkommensvorteil aus selbst genutztem Wohneigentum
Vorjahreseinkommen (permanente Armut)²
Monatseinkommen (60 % des Medians)
Monatseinkommen mit zeitlich versetzter Armutsgrenze³
Monatseinkommen nach Abzug von Wohnkosten⁴

Kapitel werden die Begriffe »Armutsquo-
te« und »Armutsrisikoquote« synonym 
verwendet.

Die auf dem Median basierenden Ar-
mutsquoten werden anhand des soge-
nannten FGT-Maßes (benannt nach den 
Autoren Foster, Greer und Thorbecke) 
weiter differenziert: Neben der Armuts-
quote FGT(0), die den Umfang der Ar-
mutspopulation in Prozent ausweist, wer-
den dabei auch die Armutsintensität und 
die Armutsungleichheit berücksichtigt. 
Die Kennziffer FGT(1) entspricht der Ar-
mutslücke, das heißt dem relativen Ein-
kommensbetrag (in Prozent des Schwel-
lenwerts), der erforderlich wäre, um die 
Armutsgrenze zu überwinden. Die erwei-
terte Armutsintensität FGT(2) berück-
sichtigt zudem die Ungleichheit innerhalb 
der Armutspopulation und gewichtet Per-
sonen innerhalb der Armutspopulation 
stärker, je weiter sie von der Armutsgren-
ze entfernt sind; besonders niedrige Ein-
kommen fallen also stärker ins Gewicht 
als Einkommen, die knapp unter der 
60-Prozent-Schwelle liegen. 

Im Jahr 2021 lebten auf Grundlage 
der monatlichen Haushaltsnettoeinkom-
men 16 % der gesamtdeutschen Bevölke-
rung in relativer Einkommensarmut und 
bei Verwendung entsprechender Vorjah-
reseinkommen 17 %. Im Jahr 2022 sank 
die monatliche Armutsrisikoquote im 
Vergleich zum Vorjahr wieder auf 15 %. 
Die Armutslücke FGT(1) erreichte mit et-
was mehr als 4 % gemessen am Monats-
einkommen und 5 % bei Zugrundelegung 
des Jahreseinkommens im Jahr 2021 einen 
neuen Höchstwert. Das heißt, im Durch-
schnitt wäre in der Armutspopulation 
eine zusätzliche Steigerung der Äquiva-
lenzeinkommen um etwa 4 bis 5 % erfor-
derlich gewesen, um die Armutsschwelle 
zu überwinden. Übereinstimmend weisen 
Monats- und Jahreseinkommen auch bei 
Betrachtung der Armutslücke FGT(1) 
und der erweiterten Armutsintensität 
FGT(2) innerhalb der vergangenen 20 Jah-
re eine deutliche Erhöhung der Armuts–
risiken mit höheren Abständen zur Ar-
mutsgrenze auf, die sich auch nach 2020 
noch weiter fortsetzt.

 X Abb 3  Entwicklung der Bevölkerungsanteile in Armut nach  
unterschiedlichen Indikatoren — in Prozent

1	� Die Armutsgefährdungsquote vor Sozialtransfers zählt zu den EU-Sekundärindikatoren. Hierbei wird dieselbe Schwelle wie 
bei den verfügbaren Haushaltsnettoeinkommen (nach Sozialtransfers) verwendet.

2	� Die permanente Armutsquote wird entsprechend dem EU-Primärindikator (Quote der dauerhaften Armutsgefährdung 
[60-%-Median]) berechnet. Sie bezeichnet den Anteil der Personen mit einem Einkommen unter der Armutsgefährdungs-
schwelle im laufenden Jahr und in mindestens zwei der drei vorausgehenden Jahre.

3	� Die zeitversetzte Armutsrisikoquote zählt ebenfalls zu den EU-Sekundärindikatoren (Armutsgefährdungsquote bei zeitlicher 
Verankerung der Armutsgefährdungsschwelle). Als Armutsschwelle wurden hierbei jeweils die mittleren Werte (preisbereinigt) 
der beiden vorausgehenden Armutsschwellen (t-1 und t-2) verwendet.

4	� Bei dem Verfahren werden – ähnlich wie beim imputed-rent-Ansatz – für Haushalte mit unterschiedlicher Ausstattung und 
Zusammensetzung jeweils regionale Vergleichsmieten geschätzt. Die verfügbaren Haushaltsnettoeinkommen werden dann 
bei Mieter/-innen und Eigentümer/-innen unter Berücksichtigung der Vergleichsmieten um die tatsächlichen Wohnkosten 
bereinigt.

Datenbasis: SOEP v39

Im Jahresvergleich zeigen sich indes 
bei alternativen Armutsmessungen – 
zum Beispiel auf Basis der monatlichen 
Einkommen nach Abzug von Wohnkos-
ten oder auf Basis der Vorjahreseinkom-
men vor Steuern und Sozialabgaben oder 
mit Einkommenszuschlag für selbst ge-
nutztes Wohneigentum – neben den 
langjährigen Trends zunehmender Ar-
mutsrisiken im Dekadenvergleich auch 
immer wieder kurze Phasen rückläufiger 
Armutsrisiken. So wiesen einige Indikato-

ren zuletzt in den Jahren 2017 bis 2019, 
also unmittelbar vor der Coronapande-
mie, zeitweise stagnierende oder rückläu-
fige Tendenzen im Verlauf der Armuts
risiken und der Ungleichheit auf. Auch 
die monatliche Armutsrisikoquote war 
nach einem Jahreshöchststand 2017 im 
Jahresverlauf rückläufig. u Abb 3

Ein weiterer Indikator ist die zeit
versetzte Armutsrisikoquote, bei der als 
Armutsschwelle die mittleren Werte der 
beiden vorausgehenden Armutsschwellen 

208

5 /  Private Haushalte – Einkommen, Konsum und Zeitverwendung  5.3 /  Einkommensentwicklung und Armut nach Bevölkerungsgruppen



0

500

1000

1500

2000

2500

3000

3500

4000

1990/94 1995/99 2000/04 2005/09 2010/14 2015/19 2020/22

OstdeutschlandWestdeutschland

5.3.3 Angleichung der  
Einkommen zwischen Ost-  
und Westdeutschland
Bei der differenzierten Betrachtung der 
gesamtdeutschen Einkommensverteilung 
sind weiterhin Unterschiede zwischen 
Ost- und Westdeutschland zu beobach-
ten. Die Angleichung der Einkommens-
verhältnisse zwischen Ost und West lässt 
sich anschaulich anhand der Entwick-
lung der verschiedenen Einkommens-
schwellen der verfügbaren Haushaltsein-
kommen dokumentieren. Die jährlichen 
Angaben werden dazu bis 2022 in Perio-
den zusammengefasst. Bei dieser Darstel-
lung werden Niveau und Verteilung der 
Einkommen gleichzeitig betrachtet: Die 
schwarze mittlere Linie innerhalb der 
Blöcke in Abbildung 4 stellt den jeweili-
gen Median dar, also den Einkommens-
schwellenwert, der von jeweils der Hälfte 

verwendet wurden. Diese zeitversetzte 
Armutsrisikoquote stieg im Jahr 2022 in-
folge des hohen Preisauftriebs stark an. 
Die zeitweise eher stagnierenden Armuts-
ziffern gingen zudem einher mit höheren 
Anteilen an Personen, die auch bereits 
zurückliegende Armutsschwellen schon 
nicht mehr erreichten. Die seit 2016 weiter-
hin erhöhten Anteile an permanenter Ar-
mut deuten zudem darauf hin, dass der-
zeit weiterhin keine Anzeichen für eine 
grundlegende Umkehrung des langfristi-
gen Trends anhaltend hoher dauerhafter 
Armutsrisiken zu erkennen sind. Zu-
gleich weisen viele Indikatoren seit 2017 
auf einen moderaten und in Teilen auch 
rückläufigen Verlauf hin. Angesichts der 
seit 2020 erfolgten Krisen kann das als 
Hinweis auf eine starke Resilienz der so-
zialen Sicherungssysteme in Deutschland 
interpretiert werden. 

der Bevölkerung unter- beziehungsweise 
überschritten wird. In analoger Form ge-
ben die Ober- und Untergrenzen der far-
bigen Blöcke die Einkommensschwellen 
wieder, zwischen denen die mittleren 
50 % der Einkommen in der Bevölkerung 
liegen. Die dünnen äußeren Linien ver-
anschaulichen schließlich die sogenann-
ten Dezilschwellen, die die jeweils reichs-
ten beziehungsweise ärmsten 10 % der 
Bevölkerung abgrenzen. Sie beschreiben 
also die Einkommensspanne, die das 
Wohlstandsniveau von 80 % der jeweili-
gen Bevölkerung ohne die jeweils reichs-
ten und ärmsten 10 % umfasst und kenn-
zeichnen so auch das Ausmaß an Ein-
kommensungleichheit. u Abb 4

Die Einkommen in Ostdeutschland 
lagen in allen Jahren bei allen Einkom-
mensniveaus unter den vergleichbaren 
Schwellen in Westdeutschland. Im Zeit-
verlauf glich sich die Verteilung der Real-
einkommen in Ostdeutschland bei allen 
Einkommensgruppen schrittweise an die 
Entwicklung der Westeinkommen an. Die 
unteren Einkommensgruppen (10-Pro-
zent-Schwelle und 25-Prozent-Schwelle) 
schlossen unmittelbar nach der deut-
schen Vereinigung zunächst sehr schnell 
zu den höheren Einkommenspositionen 
in Westdeutschland auf. Im Zuge der 
wirtschaftlichen Rezessionsphasen nach 
dem Jahrtausendwechsel vergrößerten 
sich die Ost-West-Abstände hier aber bis 
zu den Jahren 2005 bis 2009 zwischen-
zeitlich wieder – die ostdeutschen Ein-
kommen lagen in den Jahren 2015 bis 
2019 wiederum bei 86 % und in den Jah-
ren 2020 bis 2022 bei über 90 % des West-
niveaus. Die mittleren und höheren Ein-
kommen (50-Prozent-Schwelle und 
75-Prozent-Schwelle) näherten sich lang-
samer an die höheren Westeinkommen 
an: In den Jahren 2015 bis 2019 erzielten 
sie 86 beziehungsweise 83 % der jeweili-
gen Westeinkommen, in den Jahren 2020 
bis 2022 betrugen die entsprechenden 
Werte bereits 89 beziehungsweise 87 %. 
Bei den Topeinkommen (90-Prozent-
Schwelle) erhöhte sich die Einkommens-
relation von 65 % in den Jahren 1990 bis 
1994 kontinuierlich auf 81 % in den Jahren 

 X Abb 3  Entwicklung der Bevölkerungsanteile in Armut nach  
unterschiedlichen Indikatoren — in Prozent

 X Abb 4  Entwicklung der monatlichen Haushaltsnettoäquivalenzeinkommen (real) 
in West- und Ostdeutschland — in Euro

Zu Preisen von 2022.
Datenbasis: SOEP v39
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Ostdeutschland das Einkommensniveau 
und die Einkommensungleichheit niedri-
ger und das Armutsrisiko der Bevölke-
rung höher waren als in den meisten 
westdeutschen Regionen – wobei sich die 
Armutsrisiken innerhalb der Regionen 
zwischen Stadt und Land in den Jahren 
2020 bis 2022 jeweils geringfügig unter-
schieden (siehe Tabelle 4a, Seite 212).

5.3.4 Einkommensunterschiede  
bei Personen mit 
Migrationshintergrund
Die Bevölkerung mit direktem (selbst 
eingewandert) oder indirektem (Eltern 
eingewandert) Migrationshintergrund 
variiert sehr stark hinsichtlich der Her-
kunftsländer und dem jeweiligen Ausbil-
dungsgrad (siehe Kapitel 7.3, Seite 273). 
Entsprechend breit streuen auch die Ein-
kommen. Im Jahr 2021 wiesen 76,8 % der 
Menschen in Deutschland keinen Migra-
tionshintergrund auf (2016: 77,3 %), 
knapp 10 % wiesen einen indirekten Mig-
rationshintergrund auf – diese Personen 
sind also in Deutschland geboren –, gut 
10 % sind bereits vor mehr als fünf Jahren 
nach Deutschland zugewandert, weniger 
als 1 % innerhalb der vergangenen fünf 
Jahre. Der Bevölkerungsanteil an Schutz-
suchenden (Asylsuchende und Geflüch-
tete), die seit mehr als fünf Jahren in 
Deutschland leben, beträgt inzwischen 
2 % und weniger als 1 % sind seit weniger 
als fünf Jahren in Deutschland. Der An-
teil derer, die (noch) in Gemeinschaftsun-
terkünften leben, ist empirisch vernach-
lässigbar. Die Bevölkerungsanteile haben 
sich von 2016 bis 2021 wenig verändert. 
Der Bevölkerungsanteil der in Deutsch-
land ansässigen Personen mit indirektem 
oder direktem Migrationshintergrund  
ist von 2016 bis 2021 leicht gestiegen, der 
Bevölkerungsanteil an Schutzsuchenden 
ist in etwa gleich geblieben, hat sich aber 
in der Zusammensetzung hinsichtlich 
der Aufenthaltsdauer geändert.

Alle Bevölkerungs- und Einkom-
mensgruppen partizipierten an der posi-
tiven Einkommensentwicklung von 2016 
bis 2021. Die Einkommen der Bevölke-
rung ohne Migrationshintergrund lagen 

2015 bis 2019 und wiesen ab 2020 einen 
weiteren Anstieg auf 84 % auf. Stellt man 
zudem weiterhin bestehende Kaufkraft-
vorteile in Ostdeutschland in Rechnung, 
so verringern sich bei fast allen Einkom-
mensgruppen die Einkommensdiskre-
panzen auf weniger als 10 %. Ungeachtet 
der Coronapandemie und ihrer Folgen 
haben sich seit 2020 die Einkommens-
schwellen zwischen Ost und West bei 
allen Einkommensschichten weiter ange-
glichen. Die höchsten Einkommensun-
terschiede zwischen Ost und West beste-
hen bei den Topeinkommen. Zudem wa-
ren Ostdeutsche weiterhin stärker von 
Niedrigeinkommen und Einkommens
armut betroffen.

In Westdeutschland erhöhten sich die 
Abstände zwischen unteren und höheren 
Einkommen über einen langen Zeitraum 
stufenweise. In Ostdeutschland waren 
die Einkommen von vornherein weit we-
niger ungleich verteilt. Die Ungleichheit 
der Osteinkommen erhöhte sich langfris-
tig aber deutlich und hat sich inzwischen 
zunehmend dem westdeutschen Niveau 
angeglichen. Die hier betrachteten Haus-
haltsnettoeinkommen sind in Ostdeutsch-
land infolge der stärkeren sozialstaatli-
chen Umverteilung auch weiterhin noch 
weniger ungleich verteilt. Die Ungleich-
heit der zugrunde liegenden Haushalts-
markteinkommen war bereits seit Mitte 
der 1990er-Jahre höher als in West-
deutschland. 

Bei einer regional differenzierteren 
Betrachtung treten auch innerhalb West-
deutschlands Unterschiede zutage. Dazu 
wurden die westlichen Bundesländer 
nach Nord (Hessen, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen, Schleswig-Holstein) und 
Süd (Bayern, Baden-Württemberg, Rhein-
land-Pfalz, Saarland) unterteilt und die 
Stadtstaaten (Berlin, Bremen, Hamburg) 
als eigene Kategorie erfasst. Insbesondere 
bei den Stadtstaaten waren erhöhte Ein-
kommensrisiken mit gestiegenen Armuts-
quoten zu beobachten. Die regionale Dif-
ferenzierung auf der Ebene der Bundes-
länder zeigt zwar weitere Variationen in 
der Einkommensverteilung und im Ar-
mutsrisiko. Es wird aber deutlich, dass in 

im Jahr 2021 bei den mittleren Einkom-
mensschichten 2 Prozentpunkte über den 
Vergleichswerten der Gesamtbevölke-
rung. Bereits länger in Deutschland le-
bende Personen mit direktem oder indi-
rektem Migrationshintergrund wiesen 
2021 im Mittel 86 beziehungsweise 88 % 
der mittleren Einkommen der Gesamt
bevölkerung auf. Bei Personen, die in den 
vergangenen fünf Jahren nach Deutsch-
land gezogen sind, lagen die mittleren 
Einkommen nur bei 77 % des gesamt-
deutschen Vergleichswerts – diese Gruppe 
umschließt auch ausländische Fachkräfte. 
Die Einkommen von Schutzsuchenden 
fielen deutlich niedriger aus. Bei längerer 
Aufenthaltsdauer lagen sie bei 52 %, bei 
erst kurzer Aufenthaltsdauer (innerhalb 
der vergangenen fünf Jahre zugezogen) 
nur bei 39 % des gesamtdeutschen Ver-
gleichswerts. Die materielle Eingliede-
rung von Personen mit Migrationshinter-
grund sowie von Schutzsuchenden vari-
iert weiterhin in Abhängigkeit von den 
Migrationsursachen sowie dem zeitlichen 
Abstand des Zuzugs. u Tab 3

5.3.5 Armut in verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen
Die Armutsrisiken unterscheiden sich er-
heblich zwischen sozialen Gruppen und 
variieren im zeitlichen Verlauf, sowohl 
hinsichtlich der Armutsbetroffenheit als 
auch hinsichtlich des Bevölkerungsan-
teils spezifischer Risikogruppen. Um die 
Differenzierungen und Trends auch für 
kleine Bevölkerungsgruppen, die von  
Armut betroffen sind, in robuster Weise 
abzubilden, werden die Armutsquoten zu 
den ausdifferenzierten Personengruppen 
über verschiedene Jahre gemittelt. Dazu 
wird neben der letzten Periode (2020 bis 
2022) auch die unmittelbar zurückliegen-
de Periode (2015–2019) betrachtet, um  
so auch potenzielle Auswirkungen der 
Coronapandemie in der Bevölkerung zu 
erfassen. Im Ergebnis zeigen sich im zeit-
lichen Verlauf zwischen dem Zeitraum 
2015 bis 2019 und der daran anknüpfen-
den Phase der Coronapandemie (2020 bis 
2022) kaum Veränderungen. Sowohl die 
gesamtdeutschen Armutsquoten als auch 
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Zuweisung nach Förderregionen erfolgt 
jeweils einheitlich anhand der davon 
ganz oder teilweise betroffenen Land
kreise (basierend auf dem Gebietsstand 
Dezember 2022) ungeachtet weiterer in-
terner Differenzierungen (prädefinierte 
oder nicht prädefinierte C-Fördergebiete 
mit oder ohne Grenzzuschlag sowie  
D-Fördergebiete). Die Bevölkerung in 
strukturschwachen Gebieten umfasst 
etwa 45 % der Gesamtbevölkerung und 
verteilt sich im gesamten Bundesgebiet 
insbesondere auf die Regionen Nord-
West, die Stadtstaaten sowie nahezu  
die gesamte Region Ost. Die nachfolgend 
beschriebenen Armutsquoten geben die 
Armutsrisiken innerhalb der jeweiligen 
Bevölkerungsgruppen wieder. Ergänzend 
werden in den Tabellen zudem die Bevöl-
kerungsanteile der jeweiligen Gruppen in 
der Gesamtbevölkerung, in Ostdeutsch-
land und den strukturschwachen Gebie-
ten ausgewiesen.

Die Armutsrisiken haben sich in der 
Gesamtbevölkerung in den Jahren 2015 
bis 2019 (16,1 %) und in den Jahren 2020 
bis 2022 (15,9 %) kaum verändert. Die 
Armutsrisikoquote in Ostdeutschland lag 
in den Jahren 2020 bis 2022 bei 19,4 % 

deren Differenzierungen nach Bevölke-
rungen bleiben in dieser Zeitspanne be-
merkenswert stabil.

Im Folgenden wird gezeigt, welche 
Bevölkerungsgruppen, Familien- und 
Haushaltsformen über- oder unterdurch-
schnittlich von Armut betroffen sind. Die 
Armutskennziffern beziehen sich auf die 
Verteilung des monatlichen Haushalts-
nettoeinkommens innerhalb der gesam-
ten Bevölkerung. Neben der gesamt
deutschen Darstellung im zeitlichen Ver-
lauf werden die Armutsrisiken der 
jeweiligen Bevölkerungsgruppen hier für 
die Periode 2020 bis 2022 auch in regio-
naler Differenzierung dargestellt. Dazu 
werden Bevölkerungsanteile und Armuts-
risiken in Ostdeutschland jeweils separat 
ausgewiesen. Zudem werden die Armuts-
risikoquoten in soziodemografischer Dif-
ferenzierung für strukturschwache Ge-
biete dargestellt – also Gebiete, die nach 
europäischen und nationalen Kriterien 
als Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe 
Förderungen zur Stärkung der regionalen 
Struktur und Wirtschaftskraft erhalten 
(Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgabe 
»Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur« im Zeitraum 2022–2027). Die 

und damit über dem gesamtdeutschen 
Wert. Die Armutsrisikoquote in struktur-
schwachen Gebieten betrug in diesem 
Zeitraum 18,6 % und lag damit ebenfalls 
noch über dem gesamtdeutschen Ver-
gleichswert. u Tab 4a

Frauen wiesen in Gesamtdeutschland 
in den Jahren 2020 bis 2022 geringfügig 
höhere Armutsrisiken auf als Männer. 
Das Armutsrisiko von Kindern, Jugend
lichen und mittleren Altersgruppen ver-
änderte sich im Zeitverlauf kaum. Die 
Armutsrisiken beim Übergang in den 
Ruhestand (60–69 Jahre) sind angestie-
gen. In Ostdeutschland waren insbe
sondere junge Erwachsene (20–29 Jahre) 
sowie Ältere beim Übergang in den Ruhe-
stand (60–69 Jahre) erhöhten Armuts
risiken ausgesetzt. Die älteste ostdeut-
sche Rentnergeneration profitierte noch 
von systembedingten Unterschieden in 
der Arbeitsmarktbeteiligung mit durch-
gehenden Beschäftigungsverhältnissen 
bei Männern wie Frauen aus der Zeit vor 
der Vereinigung. In strukturschwachen 
Gebieten waren ebenfalls insbesondere 
jüngere Altersgruppen sowie Personen 
beim Übergang in den Ruhestand stärker 
von Einkommensarmut betroffen.

Bevölkerung Einkommensschwellen in Euro¹ Einkommensrelation

Anteil in % untere Einkommen 
[p20]

mittlere Einkommen 
[Median]

obere Einkommen 
[p80]

Median,  
Gesamt = 100

2016 2021 2016 2021 2016 2021 2016 2021 2016 2021

Gesamtbevölkerung 100,0 100,0 1 198 1 365 1 856 2 094 2 726 3 052 100,0 100,0

ohne Migrationshintergrund ² 77,3 76,8 1 314 1 496 1 934 2 137 2 860 3 205 104,2 102,0

mit indirektem Migrationshintergrund ² 8,8 9,4 992 1 109 1 527 1 795 2 320 2 645 82,2 85,7

mit direktem Migrationshintergrund ²,  
> 5 Jahre in Deutschland 10,1 10,6 1 087 1 233 1 624 1 851 2 449 2 798 87,5 88,4

mit direktem Migrationshintergrund ²,  
≤ 5 Jahre in Deutschland 1,4 0,7 1 006 1 092 1 546 1 603 2 474 2 493 83,3 76,5

Schutzsuchende in Privathaushalten,  
> 5 Jahre in Deutschland 1,4 2,0 774 783 1116 1 084 1 624 1 635 60,1 51,8

Schutzsuchende in Privathaushalten,  
≤ 5 Jahre in Deutschland 0,7 0,5 469 549 618 814 803 1 157 33,3 38,9

Schutzsuchende in Gemeinschafts
unterkünften, seit 2015 in Deutschland 0,4 0,0 371 662 441 940 534 1389 23,7 /

 X Tab 3  Verteilung der monatlichen Haushalstnettoäquivalenzeinkommen bei Personen  
mit Migrationshintergrund und Schutzsuchenden 

1	 Schwellenwerte zur Abgrenzung der ärmsten [p20] beziehungsweise reichsten [p80] 20 % der Bevölkerung; der Median kennzeichnet die mittleren Einkommen [p50] in der Bevölkerung.
2	 In Privathaushalten.
/	 Keine Angabe.
Datenbasis: SOEP v39, Gewichtung unter Einschluss aller Erst-Samples, einschließlich Schutzsuchende in Gemeinschaftsunterkünften
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Deutschland (gesamt) Ostdeutschland¹ Strukturschwacher Raum²

Bevölkerungs-
anteil Armutsquote Bevölkerungs-

anteil Armutsquote Bevölkerungs-
anteil Armutsquote

2020–2022 2015–2019 2020–2022 2020–2022 2020–2022 2020–2022 2020–2022

Bevölkerung insgesamt 100,0 16,1 15,9 100,0 19,4 100,0 18,6

17,1 der Gesamtbevölkerung 45,1 der Gesamtbevölkerung

Geschlecht

männlich 49,5 16,0 15,1 49,2 19,3 49,4 18,2

weiblich 50,5 16,3 16,6 50,8 19,5 50,6 18,9

Alter

Bevölkerung ab 18 Jahren 83,3 15,4 15,1 83,9 19,2 83,8 17,7

0 – 9 Jahre 9,0 19,6 19,6 8,5 20,2 8,7 23,7

10 – 19 Jahre 9,3 21,2 20,2 9,6 22,0 9,2 24,2

20 – 29 Jahre 11,0 24,5 22,3 9,3 31,4 10,8 27,9

30 – 39 Jahre 13,4 14,7 13,6 13,9 16,0 13,2 16,3

40 – 49 Jahre 12,3 12,8 13,1 13,4 14,6 12,6 16,5

50 – 59 Jahre 16,0 12,8 12,5 14,6 17,0 14,9 14,5

60 – 69 Jahre 13,1 16,3 17,2 15,9 23,6 14,9 20,0

70 – 79 Jahre 9,6 11,7 13,5 8,8 15,9 9,5 13,0

ab 80 Jahren 6,3 13,8 12,4 5,9 13,5 6,3 11,1

Migrationshintergrund

ohne Migrationshintergrund 76,9 12,3 11,8 91,3 17,4 81,5 14,7

direkter Migrationshintergrund 13,6 30,0 30,9 5,3 41,9 10,8 35,2

indirekter Migrationshintergrund 9,5 27,4 27,1 3,4 36,9 7,6 36,3

Region³

Region Nord-West 42,8 16,6 16,6 X X 45,3 18,1

Region Süd-West 34,5 12,1 13,0 X X 8,9 17,8

Stadtstaaten 7,3 20,2 17,9 9,2 20,7 11,4 19,3

Region Ost 15,5 21,8 19,3 90,8 19,3 34,4 19,3

Regionstyp

städtisch 68,1 15,6 15,7 35,6 17,9 55,5 19,0

ländlich 31,9 17,3 16,2 64,4 20,2 44,5 18,0

Gemeindegrößenklasse

< 2 000 Einwohner /-innen 5,3 14,1 10,8 7,8 14,7 7,1 12,5

2 000 bis < 20 000 Einwohner /-innen 34,4 13,9 14,0 36,6 18,9 30,6 16,5

20 000 bis < 100 000 Einwohner / 
-innen 27,6 16,0 16,0 26,2 21,5 25,9 19,7

100 000 bis < 500 000 Einwohner / 
-innen 15,5 19,8 19,6 12,0 21,2 18,1 22,6

> 500 000 Einwohner /-innen 17,2 18,1 17,6 17,3 18,2 18,3 18,9

Mieterstatus

Eigentümerhaushalt 49,8 7,0 6,6 42,6 8,4 46,5 7,7

Mieterhaushalt 50,3 25,0 24,8 57,4 27,5 53,5 28,0

 X Tab 4a  Betroffenheit von Armut in Deutschland nach Bevölkerungsgruppen — in Prozent

Mittelwerte nach Perioden; Armutsschwelle: 60 % des Medians des monatlichen Haushaltsnettoeinkommens, äquivalenzgewichtet.
1	 Ostdeutschland inklusive Berlin-Ost und ohne Berlin-West.
2	� Die Abgrenzung orientiert sich an den GRW Fördergebieten der Gemeinschaftsaufgabe »Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur« im Zeitraum 2022–2027. Die Zuweisung nach  

Förderregionen erfolgt jeweils einheitlich anhand der davon ganz oder teilweise betroffenen Landkreise (basierend auf dem Gebietsstand Dezember 2022) ungeachtet weiterer interner  
Differenzierungen (prädefinierte oder nicht prädefinierte C-Fördergebiete mit oder ohne Grenzzuschlag sowie D-Fördergebiete).

3	� Nord-West: Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein; Süd-West: Bayern, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Saarland; Stadtstaaten: Berlin, Bremen, Hamburg;  
Ost: Brandenburg, Thüringen, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern.

X	 Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll.
Datenbasis: SOEP v39
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Verheiratet Zusammenlebende waren 
auch in den Jahren 2020 bis 2022 deutlich 
seltener von Armut betroffen. Getrenntle-
bende, Ledige und Geschiedene trugen 
hingegen ein erhöhtes Armutsrisiko ins-
besondere in Ostdeutschland und den 
strukturschwachen Gebieten. Verheiratet 
Zusammenlebende wiesen in Ostdeutsch-
land sowie den strukturschwachen Gebie-
ten nur geringfügig höhere Armutsquoten 
auf – bei Verwitweten lagen die Armuts-
ziffern hier jeweils sogar unter dem ge-
samtdeutschen Mittel. u Tab 4b

Für Personen ohne beruflichen Ab-
schluss mit Hauptschulabschluss oder 
mit sonstigem Bildungshintergrund er-
höhten sich die Armutsrisiken im Zeit-
verlauf. Diese Personen wiesen in den 
Jahren 2020 bis 2022 in Deutschland ins-
gesamt wie auch in Ostdeutschland oder 
den strukturschwachen Regionen jeweils 
eine weit überdurchschnittliche Betrof-
fenheit von Armut auf. Die Armutsrisi-
ken bei Absolventinnen und Absolventen 
von Universitäten und Fachhochschulen 
lagen demgegenüber erwartungsgemäß 
deutlich unter dem gesamtdeutschen 
Mittel, ebenso in Ostdeutschland sowie 
den strukturschwachen Regionen.

Arbeitslose tragen nach wie vor ein 
sehr hohes Armutsrisiko. Sie waren in den 
Jahren 2020 bis 2022 mit 67 % in Gesamt-
deutschland, 77 % in Ostdeutschland und 
73 % in den strukturschwachen Gebieten 
die Bevölkerungsgruppe mit der höchsten 
Armutsbetroffenheit. Auch in anderen Er-
werbsgruppen, wie den Teilzeiterwerbstä-
tigen, den in Ausbildung Befindlichen so-
wie den Nichterwerbstätigen, partizipier-
ten nicht alle in gleichem Umfang an der 
allgemeinen Wohlstandsentwicklung. Die 
Differenzierung der Armutsrisiken nach 
der Erwerbsbeteiligung gilt in gleicher 
Weise für Ostdeutschland wie auch für die 
strukturschwachen Gebiete.

Innerhalb der beruflichen Statusgrup-
pen fanden sich – abgesehen von den 
Auszubildenden sowie Volontärinnen 
und Volontären, die erwartungsgemäß 
erhöhten Armutsrisiken unterliegen – die 
höchsten Armutsquoten unter den un- 
und angelernten Arbeiterinnen und Ar-

Personen mit Migrationshintergrund 
waren in allen Zeitabschnitten einem hö-
heren Armutsrisiko ausgesetzt als die Be-
völkerung ohne Migrationshintergrund. 
Personen mit direktem Migrationshinter-
grund, sprich mit eigener Migrationser-
fahrung, wiesen etwas höhere Armutsrisi-
ken auf als Personen mit indirektem Mig-
rationshintergrund. In Ostdeutschland 
war die Armutsbetroffenheit bei Migran-
tinnen und Migranten – insbesondere mit 
direktem Migrationshintergrund − höher 
als in Deutschland insgesamt. Allerdings 
ist ihr Bevölkerungsanteil hier weiterhin 
geringer als in Westdeutschland. In 
strukturschwachen Gebieten lagen die 
Armutsrisiken bei Migrantinnen und Mi-
granten mit direktem oder indirektem 
Migrationshintergrund in den Jahren 
2020 bis 2022 ebenfalls über den (hohen) 
Werten in Deutschland insgesamt.

Nicht nur in Ostdeutschland, sondern 
auch in den Stadtstaaten waren die Ar-
mutsrisiken in den Jahren 2020 bis 2022 
weiterhin höher als in den anderen Lan-
desteilen. Auch in den nordwestlichen 
Flächenländern lagen die Armutsrisiko-
quoten noch über dem gesamtdeutschen 
Niveau. Die Bundesländer im Südwesten 
Deutschlands wiesen dagegen weiterhin 
die geringsten Armutsrisiken auf. Inner-
halb der Region Ost lagen die Armutsri-
siken in Stadtstaaten (hier Berlin-Ost) et-
was über dem regionalen Mittel. Die Ar-
mutsrisiken in strukturschwachen 
Gebieten fielen in den Stadtstaaten und 
der Region Ost am höchsten aus. Die Va-
rianz zwischen allen Regionen ist hier al-
lerdings gering.

Die Armutsquoten in städtischen und 
ländlichen Gebieten waren nahezu 
gleichauf. Großstädte ab 100 000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern wiesen höhere 
Armutsquoten auf; dies galt in Ost-
deutschland sowie in den strukturschwa-
chen Gebieten auch für Mittelstädte ab 
20 000 Einwohnerinnen und Einwohnern. 
Mieterhaushalte waren erwartungsgemäß 
weitaus stärker von Armutsrisiken be-
troffen als Eigentümerhaushalte. Dies 
galt in gleicher Weise in Ostdeutschland 
wie auch in strukturschwachen Regionen. 

beitern. Insbesondere in Ostdeutschland 
befanden sich un- und angelernte Arbei-
terinnen und Arbeiter in erheblichem 
Ausmaß in prekären Lebenslagen. Bei 
einfachen Angestellten lag das Armutsri-
siko über dem nationalen Durchschnitt. 
Im Vergleich dazu waren qualifizierte 
Angestellte oder auch Facharbeiterinnen 
und Facharbeiter sowie Meisterinnen 
und Meister seltener von Armut betrof-
fen, gefolgt von Beamtinnen und Beam-
ten sowie hoch qualifizierten und leiten-
den Angestellten, die unverändert ein 
sehr geringes Armutsrisiko trugen. 
Selbstständige wiesen insgesamt ein eher 
unterdurchschnittliches Armutsrisiko 
auf, mit allerdings etwas höheren Ar-
mutsquoten in Ostdeutschland sowie 
mittleren Risiken in strukturschwachen 
Gebieten. 

Bei der Betrachtung nach Haus-
haltstypen zeigen sich im Zeitverlauf er-
höhte Armutsquoten bei Einpersonen-
haushalten und Mehrpersonenhaushal-
ten ab fünf Personen sowie bei jüngeren 
Haushalten. In Ostdeutschland waren die 
Armutsquoten zudem bei den jüngeren 
Haushalten sowie in Haushalten beim 
Eintritt in den Ruhestand (Haushaltsvor-
stand 55 bis 74 Jahre) überdurchschnitt-
lich hoch. In strukturschwachen Regio-
nen zeigt sich ein deutliches Altersgefälle 
bei den Armutsrisiken zulasten der jün-
geren Haushalte. u Tab 4c

Ein-Eltern-Haushalte (Alleinerzie-
hende) waren 2020 bis 2022 weit über-
durchschnittlich von Armutsrisiken be-
troffen, Paarhaushalte ohne Kind demge-
genüber unterdurchschnitt lich. Die 
hohen Armutsrisiken von Alleinerzie-
henden haben sich gegenüber den Jahren 
2015 bis 2019 verringert und unterschei-
den sich in Ostdeutschland oder struk-
turschwachen Gebieten nur wenig vom 
gesamtdeutschen Mittel.

Ordnet man die unterschiedlichen 
Haushaltstypen nach dem Ablauf im Le-
benszyklus, so fallen zuerst die ver-
gleichsweise hohen Armutsquoten bei 
jungen Alleinlebenden ins Auge. In den 
Jahren 2015 bis 2019 war etwa ein Drittel 
aller jungen Einpersonenhaushalte von 
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Deutschland (gesamt) Ostdeutschland¹ Strukturschwacher Raum²
Bevölkerungs-

anteil Armutsquote Bevölkerungs-
anteil Armutsquote Bevölkerungs-

anteil Armutsquote

2020–2022 2015–2019 2020–2022 2020–2022 2020–2022 2020–2022 2020–2022
Bevölkerung ab 18 Jahren 100,0 15,4 15,1 100,0 19,2 100,0 17,7

17,2 der Bevölkerung ab 18 Jahren 45,4 der Bevölkerung ab 18 Jahren
Familienstand

verheiratet / zusammenlebend 48,4 10,1 9,8 42,9 11,7 46,7 11,1
verheiratet / getrennt lebend 2,4 22,2 18,7 2,5 22,9 2,5 21,6
ledig 31,4 21,1 19,2 35,4 24,0 32,1 23,2
geschieden 10,6 25,4 25,9 11,7 34,7 11,3 29,4
verwitwet 7,2 12,9 15,7 7,6 13,9 7,4 14,6

Bildungsabschluss
Hauptschule ohne beruflichen Abschluss 6,4 35,5 40,1 3,6 47,1 6,5 45,0
Realschule, Gymnasium ohne beruflichen 
Abschluss 3,1 18,2 20,0 2,7 30,0 3,4 23,7

Hauptschule mit beruflichem Abschluss 19,2 14,7 15,6 13,4 31,7 18,4 20,4
Realschule mit beruflichem Abschluss 24,0 12,3 11,4 38,0 18,0 28,2 13,8
Gymnasium mit beruflichem Abschluss 12,6 12,5 12,6 11,2 16,1 12,4 15,7
Fachhochschule, Universität 26,5 6,5 6,7 26,3 6,9 24,5 6,8
in Lehre, Schule, Studium 1,6 22,9 20,7 1,7 17,0 1,4 20,5
sonstige 6,6 30,6 31,7 3,1 45,9 5,2 39,4

Erwerbsstatus
erwerbstätig Vollzeit 40,3 4,7 5,0 41,8 5,5 39,2 5,7
erwerbstätig Teilzeit / gering 21,0 16,1 15,4 18,0 23,6 20,2 18,9
arbeitslos 4,7 69,3 67,1 6,0 76,7 5,8 73,3
in Ausbildung 2,9 30,5 28,3 2,6 37,5 2,7 34,4
nicht erwerbstätig 31,1 17,0 18,4 31,6 22,2 32,1 19,4

Berufliche Stellung
un- /angelernte Arbeiter /-innen 7,7 22,3 21,8 7,2 29,5 8,2 25,7
Facharbeiter /-innen, Meister /-innen 8,2 6,0 6,9 10,7 7,0 8,9 7,1
Selbstständige 8,3 10,5 11,2 9,2 18,1 8,2 16,4
Auszubildende, Volontärinnen / Volontäre 3,4 28,4 26,9 3,8 32,9 3,4 30,7
einfache Angestellte 18,7 16,2 17,8 18,9 21,1 20,2 20,3
qualifizierte Angestellte 26,9 4,2 4,4 27,1 5,5 26,3 5,2
leitende Angestellte 20,5 1,3 1,8 18,6 0,8 18,6 1,3
einfache / mittlere Beamtinnen / Beamte 1,4 2,1 1,1 1,4 2,0 1,4 1,0
gehobene / höhere Beamtinnen / Beamte 5,0 0,8 0,8 3,1 2,3 4,7 1,0

Alter von 55 bis 74 Jahren unterlagen 
ebenfalls einem erhöhten Armutsrisiko, 
das in den Jahren 2020 bis 2022 nochmals 
etwas gestiegen und vor allem in Ost-
deutschland überdurchschnittlich ausge-
prägt war. Ungeachtet der insgesamt noch 
weiterhin eher niedrigen Altersarmut gab 
es offenkundig unter den Älteren ver-
mehrt Gruppen mit erhöhten Armutsrisi-
ken. Die niedrigsten Armutsquoten hat-
ten Paarhaushalte ohne Kind. 

Einkommensarmut (34 %) betroffen. Die-
ser Anteil hat sich bis zu den Jahren 2020 
bis 2022 auf knapp 29 % verringert. Noch 
höher lag der Anteil in Ostdeutschland 
(36 %) und in strukturschwachen Gebie-
ten (33 %). Damit waren jüngere Alleinle-
bende nahezu ähnlich stark von Armut 
betroffen wie Alleinerziehende. Auch 
Paarhaushalte mit drei und mehr Kin-
dern waren überdurchschnittlich häufig 
von Armut betroffen. Singlehaushalte im 

5.3.6 Dynamik von Einkommen  
und Armut
Die Stabilität oder Dynamik von Ein-
kommen und Armut gibt Auskunft über 
die Chancen und Risiken zur Verbesse-
rung beziehungsweise Verschlechterung 
der materiellen Grundlagen in einer Ge-
sellschaft. Dies gilt insbesondere in Zei-
ten politischer und wirtschaftlicher Kri-
sen. Die Veränderung von Einkommens-
positionen im Zeitverlauf ist deshalb 

 X Tab 4b  Betroffenheit von Armut in Deutschland nach Bildungs- und Beschäftigungsmerkmalen — in Prozent

Mittelwerte nach Perioden; Armutsschwelle: 60 % des Medians des monatlichen Haushaltsnettoeinkommens, äquivalenzgewichtet. 
1	 Ostdeutschland inklusive Berlin-Ost und ohne Berlin-West.  
2	� Die Abgrenzung orientiert sich an den GRW Fördergebieten der Gemeinschaftsaufgabe »Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur« im Zeitraum 2022–2027. Die Zuweisung nach  

Förderregionen erfolgt jeweils einheitlich anhand der davon ganz oder teilweise betroffenen Landkreise (basierend auf dem Gebietsstand Dezember 2022) ungeachtet weiterer interner  
Differenzierungen (prädefinierte oder nicht prädefinierte C-Fördergebiete mit oder ohne Grenzzuschlag sowie D-Fördergebiete).

Datenbasis: SOEP v39
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Deutschland (gesamt) Ostdeutschland¹ Strukturschwacher Raum²

Bevölkerungs-
anteil Armutsquote Bevölkerungs-

anteil Armutsquote Bevölkerungs-
anteil Armutsquote

2020–2022 2015–2019 2020–2022 2020–2022 2020–2022 2020–2022 2020–2022

Bevölkerung insgesamt 100,0 16,1 15,9 100,0 19,4 100,0 18,6
17,1 der Gesamtbevölkerung 45,1 der Gesamtbevölkerung

Haushaltsgröße
1-Personen-Haushalt 21,0 22,7 23,0 24,2 31,0 22,4 27,1
2-Personen-Haushalt 33,2 11,0 10,7 35,5 13,3 34,6 12,2
3-Personen-Haushalt 17,6 13,9 14,0 17,3 14,5 18,1 14,6
4-Personen-Haushalt 19,0 12,7 11,3 16,1 12,9 16,8 15,2
ab 5-Personen-Haushalt 9,2 30,9 30,9 7,0 36,8 8,0 38,5

Alter des Haushaltsvorstands
16–34 Jahre 16,4 24,6 23,1 17,5 26,1 17,7 26,2
35–54 Jahre 41,6 15,0 14,5 41,1 17,1 39,8 18,2
55–74 Jahre 30,7 14,9 14,6 32,1 20,9 32,0 17,1
ab 75 Jahren 11,4 12,3 13,4 9,3 12,7 10,5 11,4

Personengruppen
Haushaltsvorstand 56,8 16,6 16,6 59,1 21,3 57,7 19,2
(Ehe-)Partner /-innen 19,3 10,4 9,7 19,6 11,4 19,7 11,4
Kind(er) bis 17 Jahre 15,5 19,7 19,3 14,9 20,5 15,1 23,1
Kind(er) ab 18 Jahren 6,7 19,1 16,9 5,1 21,2 5,9 21,6
weitere Haushaltsmitglieder 1,7 32,9 26,0 1,4 34,4 1,6 28,9

Haushaltstypen
Singlehaushalt 23,5 22,7 22,4 26,5 29,9 24,7 26,5
Paarhaushalt ohne Kind < 18 27,7 8,4 8,0 29,1 11,2 29,1 9,8
Paarhaushalt mit Kind(ern) < 18 29,2 14,7 14,6 26,9 13,5 28,1 17,6
Ein-Eltern-Haushalt mit Kind(ern) < 18 4,5 41,1 34,4 5,9 38,2 5,0 35,8
Post-Eltern-Haushalt mit Kind(ern) ≥ 18 12,1 15,4 15,3 8,9 18,1 10,4 17,6
anderer Haushalt 3,0 35,7 24,0 2,6 26,1 2,7 22,5

Haushalts- / Lebenszyklus
Haushaltsvorstand 16–34 Jahre

Singlehaushalt 4,9 33,8 28,5 5,9 36,4 5,2 33,3
Paarhaushalt (ohne Kind < 18) 4,0 8,6 8,6 3,9 9,8 4,2 13,6

Haushaltsvorstand 35–54 Jahre
Singlehaushalt 5,0 19,8 17,6 5,7 26,5 5,2 23,9
Paarhaushalt (ohne Kind) 4,4 5,3 6,0 3,8 8,7 4,3 9,3

Haushalt mit Kind(ern) < 18
Paarhaushalt mit 1 Kind 11,8 11,1 11,8 11,6 9,4 12,0 13,7
Paarhaushalt mit 2 Kindern 12,4 12,2 10,7 11,6 9,4 11,5 12,7
Paarhaushalt ab 3 Kindern 5,3 29,2 30,2 4,1 36,7 4,8 38,8
Ein-Eltern-Haushalt mit 1 Kind 2,6 39,0 31,7 3,6 31,7 2,9 31,4
Ein-Eltern-Haushalt ab 2 Kindern 1,9 43,8 38 2,4 48,1 2,1 41,9

Haushalt mit Kind(ern) ab 18 Jahren 12,2 15,4 15,3 9,0 18,1 10,4 17,6
Haushaltsvorstand 55–74 Jahre

Paarhaushalt ohne Kind 14,1 9,4 8,4 17,4 13,9 16,0 10,0
Singlehaushalt 7,7 23,6 25,4 9,5 34,4 8,6 31,4

Haushaltsvorstand ab 75 Jahren
Paarhaushalt (ohne Kind) 5,5 9,0 8,4 4,4 4,0 5,0 6,7
Singlehaushalt 5,1 15,5 16,8 4,6 21,0 5,0 14,5
sonstige Haushalte³ 3,0 35,7 24,0 2,6 26,1 2,7 22,5

 X Tab 4c  Betroffenheit von Armut in Deutschland nach Haushaltsmerkmalen — in Prozent

Mittelwerte nach Perioden; Armutsschwelle: 60 % des Medians des monatlichen Haushaltsnettoeinkommens, äquivalenzgewichtet. 
1	 Ostdeutschland inklusive Berlin-Ost und ohne Berlin-West.
2	� Die Abgrenzung orientiert sich an den GRW Fördergebieten der Gemeinschaftsaufgabe »Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur« im Zeitraum 2022–2027. Die Zuweisung nach  

Förderregionen erfolgt jeweils einheitlich anhand der davon ganz oder teilweise betroffenen Landkreise (basierend auf dem Gebietsstand Dezember 2022) ungeachtet weiterer interner  
Differenzierungen (prädefinierte oder nicht prädefinierte C-Fördergebiete mit oder ohne Grenzzuschlag sowie D-Fördergebiete).

3	 Haushalte, in denen weitere Personen (zum Beispiel Eltern, Großeltern, Freunde) leben.
Datenbasis: SOEP v39
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2021) bei 60 %. Der Anteil an Aufstiegen 
von der untersten in höhere Einkom-
menslagen verringerte sich entsprechend 
von 46 % zwischen 1997 und 2001 auf 
40 % in den Jahren 2007 bis 2011 und ver-
harrte auch beim Übergang in die Phase 
der Coronapandemie (2017–2021) auf 
diesem Niveau. Auch der Anteil der Per-
sonen, die im zweiten Quintil verblieben 
sind, hat sich nach einem Anstieg zu Be-
ginn der 2000er-Jahre in den Jahren von 
2017 bis 2021 nur geringfügig gegenüber 
der Vorperiode erhöht. In den mittleren 
Einkommensquintilen lag der Verbleib 
erwartungsgemäß am niedrigsten – mit 
zum Teil unterschiedlichen Mustern im 
zeitlichen Verlauf. Bei den beiden oberen 
Quintilen hat sich der Anteil der Perso-
nen, die in diesen Quintilen verblieben 
sind, in den Jahren vor und während der 
Coronapandemie (2017–2021) insgesamt 
etwas verringert. Die Risiken des Ab-
stiegs in niedrigere Einkommenslagen 
sind gleichzeitig etwas gestiegen. Im un-
teren Einkommensbereich ist in den Jah-
ren vor und während der Coronapande-
mie der Anteil der verbleibenden Perso-
nen weiter gestiegen. Bei den höheren 

auch ein entscheidender Hinweis dafür, 
inwieweit es Personen und Haushalten 
gelingt, defizitäre Positionen zu überwin-
den, und welchem Risiko sie ausgesetzt 
sind, in unzureichende Einkommensla-
gen abzusteigen oder dort zu verbleiben. 
Diese Mobilität zwischen verschiedenen 
Einkommenspositionen im zeitlichen 
Verlauf kann unter anderem durch soge-
nannte Mobilitätsmatrizen berechnet 
und dargestellt werden. Hierbei wird be-
rechnet, welcher Bevölkerungsanteil zu 
zwei Zeitpunkten in denselben Einkom-
mensklassen (Quintilen) geblieben bezie-
hungsweise in höhere oder niedrigere 
Einkommensschichten gewechselt ist.

Um die Mobilitätsmuster über länge-
re Zeitabstände vergleichend darzustel-
len, wurden Verbleib und Übergänge in 
und aus Einkommensquintilen in einem 
vierjährigen Abstand zu drei verschiede-
nen Perioden betrachtet: 1997 bis 2001, 
2007 bis 2011 sowie 2017 bis 2021. Das 
Risiko, der Personen auch nach vier Jah-
ren im untersten Quintil zu verbleiben, 
lag zwischen den Jahren 1997 und 2001 
bei 54 % und verharrte in den nachfol-
genden Dekaden (2007–2011 und 2017–

Einkommensschichten haben Verände-
rungen der Einkommenspositionen in 
dieser Phase hingegen eher zugenommen. 
Die infolge der Coronapandemie einge-
führten sozialstaatlichen Schutzmaßnah-
men haben die unteren Einkommensla-
gen offenbar besonders geschützt und so 
zu einer Stabilisierung ihrer relativen 
Einkommensposition beigetragen. u Tab 5

Abschließend wird der Frage nachge-
gangen, in welchem Umfang Personen in 
verschiedenen Einkommensschichten in 
den zurückliegenden vier Jahren Ein-
kommensarmut erfahren haben. Dabei 
bleibt unbeachtet, ob diese individuellen 
Armutserfahrungen zuvor im selben oder 
in einem anderen Haushalt gemacht wur-
den. Abbildung 5 weist die zurückliegen-
den individuellen Armutserfahrungen 
für die Ausgangsjahre 2001, 2011 und 
2021 aus. Für das Jahr 2021 werden diese 
zudem für die jüngste Altersgruppe bis 
30 Jahre und für die Älteren ab 60 Jahren 
getrennt dargestellt. u Abb 5

Von den Personen, die im Jahr 2021 in 
der untersten Einkommensschicht (weni-
ger als 60 % des Medianeinkommens) und 
damit in relativer Einkommensarmut leb-
ten, waren mehr als 80 % bereits in den 
vier Vorjahren (2017 bis 2020) zumindest 
einmal von Armut betroffen. Darunter 
war weit mehr als die Hälfte (etwa 58 %) in 
diesem Zeitraum dauerhaft arm mit Ar-
mutsepisoden von mindestens drei Jahren. 
Die Bevölkerung in relativer Einkom-
mensarmut setzte sich im Jahr 2021 (also 
während der Coronapandemie) in folgen-
der Weise zusammen: 40 % aller Personen 
in dieser Einkommensschicht waren auch 
in allen vier Jahren zuvor sowie weitere 
18 % in drei der vier vorausgehenden Jah-
re permanent arm. Insgesamt 25 % erleb-
ten in den zurückliegenden vier Jahren 
transitorische Verläufe mit Ein- und Aus-
stiegen in und aus Armut, darunter 13 % 
mit zweimaliger und 12 % mit einmaliger 
Armutserfahrung in den zurückliegenden 
vier Jahren; weitere 18 % waren Neuzu-
gänge bei der Armutspopulation.

Im Vergleich dazu setzte sich die Ein-
kommensschichtung zehn Jahre zuvor 
(2011) noch in folgender Weise zusam-

Ausgangsquintil Periode Verbleib Aufstiege Abstiege

1. Quintil 2017–2021 60,4 39,7 X
2007–2011 60,3 39,7 X
1997–2001 53,8 46,2 X

2. Quintil 2017–2021 45,8 29,8 24,4
2007–2011 43,2 33,8 23,0
1997–2001 37,8 38,8 23,4

3. Quintil 2017–2021 37,2 28,8 34,0
2007–2011 43,3 25,3 31,4
1997–2001 38,8 25,6 35,6

4. Quintil 2017–2021 41,6 18,5 39,9
2007–2011 43,3 19,4 37,3
1997–2001 45,0 20,8 34,2

5. Quintil 2017–2021 61,0 X 39,0
2007–2011 67,1 X 32,9
1997–2001 64,7 X 35,3

 X Tab 5  Einkommensdynamik: Quintilsmatrizen im Zeitverlauf, stabiler / mobiler  
Bevölkerungsanteil gegenüber Ausgangszeitpunkt — in Prozent

Lesehilfe: Von der Bevölkerung im Ausgangsquintil im Jahr A waren vier Jahre später, im Jahr B, X % der Bevölkerung im selben 
Quintil (Verbleib), sind auf- oder abgestiegen (Auf-, Abstiege).
Quintil = 20 % der nach der Höhe des Einkommens geschichteten Bevölkerung. 1. Quintil = unterstes (ärmstes) Quintil;  
5. Quintil = oberstes (reichstes Quintil).
Haushaltsnettoeinkommen im Monat, äquivalenzgewichtet.
X	 Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll.
Datenbasis: SOEP v39

216

5 /  Private Haushalte – Einkommen, Konsum und Zeitverwendung  5.3 /  Einkommensentwicklung und Armut nach Bevölkerungsgruppen



men: 36 % aller Personen in dieser Ein-
kommensschicht waren dauerhaft (in al-
len vier vorausgegangenen Jahren) arm, 
15 % waren in drei Jahren arm, 29 % hat-
ten einen transitorischen Armutsverlauf 
mit ein oder zwei Armutsepisoden in den 
zurückliegenden vier Jahren und weitere 
21 % hatten zuvor keinerlei Armutserfah-
rung. Im Ausgangsjahr 2001 war der An-
teil mit permanenter Armutserfahrung 
noch geringer und der Anteil mit transi-
torischen Armutserfahrungen höher. Der 
Anteil an Personen unter der Armuts-
schwelle mit dauerhaften Armutsepiso-
den im zurückliegenden Zeitraum von 
vier Jahren hat innerhalb der vergange-
nen Dekaden stark zugenommen.

Mit zunehmender Höhe der Einkom-
men nimmt der Personenkreis mit vorhe-
riger Armutserfahrung erwartungsgemäß 
ab. Im Bereich des prekären Wohlstands 
unmittelbar oberhalb der Armutsschwelle 
(60 bis 75 % des Medianeinkommens) leb-
ten 2021 etwa 40 % der Personen zumin-
dest einmal innerhalb der zurückliegen-
den vier Jahre unterhalb der Armutsgren-
ze − 2001 waren es 42 % und 33% im Jahr 
2011. Kurzfristige Armutserfahrungen 
reichten bis in die mittleren Einkom-
menslagen hinein. Selbst im Bereich hö-
herer Einkommen haben noch zwischen 3 
und 4 % der Personen zumindest kurzfris-
tige Armutserfahrungen gemacht. Insge-
samt erhöhten sich insbesondere die Risi-
ken anhaltender Armutsepisoden. Die 
Chancen, Armutsepisoden zu überwin-
den, haben sich folglich verringert 

Die Muster der Armutsdauer variier-
ten mit dem Lebensalter. Kinder, Jugend-
liche und junge Erwachsene (im Alter bis 
30 Jahre) wiesen im Vergleich zur Ge-
samtbevölkerung höhere Anteile an tran-
sitorischen Armutserfahrungen auf. Dies 
galt auch für die mittleren und höheren 
Einkommensschichten. Möglicherweise 
haben diese nach Abschluss der für diese 
Altersgruppe typischen Ausbildungspha-
sen temporäre Armutsphasen überwin-
den können. Ältere im untersten Ein-
kommensbereich trugen indes ein beson-
ders hohes Risiko, länger im prekären 
Einkommensbereich zu verbleiben. 

 X Abb 5  Armutsdynamik verschiedener Einkommensschichten  
im zeitlichen Verlauf — in Prozent

Lesehilfe: Von der Bevölkerung im Ausgangsquintil im Jahr A waren vier Jahre später, im Jahr B,  
X % der Bevölkerung im selben Quintil (Verbleib), sind auf- oder abgestiegen (Auf-, Abstiege).
Quintil = 20 % der nach der Höhe des Einkommens geschichteten Bevölkerung. 1. Quintil = unterstes (ärmstes) Quintil;  
5. Quintil = oberstes (reichstes Quintil).
Haushaltsnettoeinkommen im Monat, äquivalenzgewichtet.
X	 Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll.
Datenbasis: SOEPv39

Haushaltsnettoeinkommen im Monat, äquivalenzgewichtet.
Datenbasis: SOEP v39
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Mit Vermögen und Einkommen werden 
grundlegende Konzepte zur Beschrei-
bung des Wirtschaftsgeschehens einer 
Volkswirtschaft und der sozioökonomi-
schen Struktur einer Gesellschaft be-
zeichnet. Das Vermögen ist eine Be-
standsgröße, die zu einem Zeitpunkt 
(zum Beispiel am Jahresende) bestimmt 
wird; Einkommen stellt dagegen eine 
Stromgröße dar, die pro Periode (zum 
Beispiel monatlich) gemessen wird. 

Das aggregierte Volksvermögen einer 
Gesellschaft kann von verschiedenen 
Sektoren einer Volkswirtschaft gehalten 
werden, die auch Letzteigentümersekto-
ren genannt werden. Dies sind der Staat, 
das Ausland und die privaten Haushalte 
inklusive der privaten Organisationen 
ohne Erwerbszweck wie Kirchen, Ge-
werkschaften oder Stiftungen. Im Folgen-
den wird eine Beschreibung der Höhe, 
Entwicklung und Verteilung der Vermö-
gen der privaten Haushalte präsentiert; 
detaillierte Informationen zu den priva-
ten Organisationen ohne Erwerbszweck 
liegen in Deutschland nicht vor. 

Aus der Sicht der privaten Haushalte 
spricht man von sieben Funktionen, die 
private Vermögen erfüllen können: Aus 
Vermögen kann Einkommen in Form von 
Zinsen, Dividenden, Mieten, Pachten und 
ausgeschütteten Gewinnen erzielt werden 
(Einkommenserzielungsfunktion); Sach-
vermögen kann selbst genutzt werden, 
zum Beispiel eine Immobilie (Nutzungs-
funktion); durch Auf brauchen von 
Vermögen kann der Konsum bei Ein
kommensausfällen stabilisiert werden 
(Sicherungsfunktion); Vermögen kann 
verschenkt und vererbt werden (Verer-
bungsfunktion); Vermögen spielt auch 
bei der Erziehung und Ausbildung von 
Kindern oft eine wichtige Rolle (Soziali-
sationsfunktion). Der Besitz von insbe-
sondere höherem Vermögen gewährt 
gesellschaftliches Prestige und damit 
einen höheren Rang in der gesellschaftli-
chen Hierarchie (Prestigefunktion); und 
schließlich verleiht Vermögen, insbeson-
dere der Besitz von größerem Produktiv-
vermögen, wirtschaftliche und gegebe-

nenfalls auch politische Macht (Macht-
funktion). Aus dieser Vielzahl an 
Einzelfunktionen, die weit über jene des 
laufenden Einkommens hinausgehen, 
lässt sich das besondere ökonomische 
und gesellschaftliche Interesse an Vermö-
gen und dessen Verteilung ableiten.

5.4.1 Höhe des Nettovermögens
Das im Folgenden präsentierte Nettover-
mögen setzt sich aus dem Sachvermögen 
und dem Finanzvermögen abzüglich 
sämtlicher Verbindlichkeiten zusammen. 
Die Komponenten des Sachvermögens 
sind (1) das selbst genutzte Wohneigen-
tum, (2) sonstiger Immobilienbesitz (unter 
anderem unbebaute Grundstücke, Ferien- 
und Wochenendwohnungen), (3) Betriebs-
vermögen (Besitz von Einzelunternehmen 
und Beteiligung an Personen- oder Kapi-
talgesellschaften; nach Abzug von betrieb-
lichen Verbindlichkeiten), (4) der Wert 
von Fahrzeugen, Sammlungen, Gold oder 
Schmuck. Das Finanzvermögen besteht 
aus den folgenden Komponenten: (5) Spar- 
und Girokonten, Bausparguthaben, (6) 
Fondsanteile, Aktien oder Zertifikate, so-
wie (7) Guthaben aus privaten Renten- 
und Lebensversicherungen. 

Die Verbindlichkeiten setzen sich zu-
sammen aus (8) Hypotheken auf selbst 
genutzte oder sonstige Immobilien, (9) Kon-
sumentenkrediten einschließlich Kredit-
kartenschulden und Studienkrediten so-
wie (10) Krediten für Geschäftstätigkeiten. 

In dem hier verwendeten Nettover-
mögen werden Teile des Realvermögens 
nicht berücksichtigt. Dies betrifft unter 
anderem den Wert des Hausrats wie auch 
Bargeld. Darüber hinaus sind Anwart-
schaften an Alterssicherungssysteme aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung, Be-
amtenpensionen, berufsständischen Ver-
sorgungswerken oder Betriebsrenten 
nicht enthalten, obwohl diese für die 
Mehrheit der Bevölkerung den grundle-
genden Pfeiler der Altersvorsorge darstel-
len. Diese Anwartschaften werden übli-
cherweise nicht zum Nettovermögen 
gezählt, da diese die üblichen Vermö-
gensfunktionen abgesehen von der Siche-

5.4  
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Höhe, Entwicklung 
und Verteilung
Markus M. Grabka,  
Christoph Halbmeier  
Deutsches Institut für  
Wirtschaftsforschung (DIW Berlin)  
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 X Tab 1  Höhe der Nettohaushaltsvermögen und deren Verteilung 

2010/11 2014 2017 2021

Mittelwert (in Euro) 195 200 214 300 232 800 316 500

Perzentile¹ (in Euro)

95. Perzentil 661 240 722 000 861 600 1 107 000

90. Perzentil 442 320 468 000 555 400 725 900

80. Perzentil 261 080 274 700 334 000 430 700

70. Perzentil 163 460 174 900 215 400 297 000

60. Perzentil 97 240 111 900 131 000 185 400

Median 51 400 60 800 70 800 106 600

40. Perzentil 27 780 27 100 31 200 43 800

30. Perzentil 11 580 10 700 11 800 18 800

20. Perzentil 3 490 2 400 3 000 6 900

10. Perzentil 60 0 100 900

5. Perzentil –1 620 –3 000 –2 800 –700

Anteil der Haushalte mit einem Nettovermögen 
< = 0 Euro (in %) 9  10  9  6 

Gini-Koeffizient 0,76 0,76 0,74 0,73

90:50-Perzentilsverhältnis 8,6 7,8 7,8 6,8

Anteil der obersten 10 % der Vermögensvertei-
lung am gesamten Nettovermögen (in %) 59  60  55  56 

von mindestens 1,1 Millionen Euro. Die-
ser Wert dürfte aber unterschätzt sein, 
da in freiwilligen Bevölkerungsbefra-
gungen typischerweise Multimillionäre 
kaum und Milliardäre nicht erfasst wer-
den. Dies ist dadurch zu erklären, dass 
die Wahrscheinlichkeit, per Zufallsver-
fahren die sehr seltenen sehr reichen 
Personen zu ziehen, sehr gering ist und 
zudem typischerweise die Bereitschaft 
zur Teilnahme an einer solchen Befra-
gung mit der Höhe des Vermögens ab-
nimmt. u Tab 1

Über die Jahre hinweg ist das durch-
schnittliche Nettovermögen deutlich an-
gestiegen. Im Vergleich zu Beginn des 
letzten Jahrzehnts sind die Nettovermö-
gen von 195 200 Euro bis zum Jahr 2021 
um 62 % gestiegen. Berücksichtigt man 
die Preissteigerung in diesem Zeitraum 
verbleibt nach Inflationsbereinigung im-
mer noch ein Zuwachs von 39 %. Die Zu-
wächse fielen über die Vermögensvertei-
lung hinweg unterschiedlich aus. Während 
in der oberen Hälfte ohne Berücksichti-

rungsfunktion nicht erfüllen. Insbeson-
dere sind Anwartschaften nicht beleihbar 
und können nicht veräußert werden. 

Die Datenbasis, die für die folgende 
Analyse primär verwendet wird, ist die 
Umfrage »Private Haushalte und ihre Fi-
nanzen«, die seit 2010 von der Deutschen 
Bundesbank durchgeführt wird. Derzeit 
liegen Informationen aus vier Erhebungs-
wellen vor, zuletzt für das Jahr 2021. Be-
fragt wurden private Haushalte zum 
Haushaltsvermögen. Werden personen-
bezogene Informationen ausgewiesen, 
handelt es sich um Angaben zur Refe-
renzperson im Haushalt. Diese ist defi-
niert als diejenige mit dem höchsten Ein-
kommen. Die Angaben zur Höhe von 
Vermögen oder Schulden basieren auf 
Selbsteinschätzungen der befragten 
Haushalte und weisen damit Schätzunge-
nauigkeiten auf. 

Im Jahr 2021 hatten die privaten 
Haushalte in Deutschland (ohne die An-
staltsbevölkerung zum Beispiel in Alters- 
oder Studentenheimen) ein aggregiertes 
Nettovermögen von rund 13,2 Billionen 
Euro, wobei Grund- und Immobilienbe-
sitz mit 9,2 Billionen Euro den überwie-
genden Anteil ausmachte. Die Verbind-
lichkeiten der privaten Haushalte belie-
fen sich nach dieser Abgrenzung auf 
rund 1,3 Billionen Euro, vorrangig beste-
hend aus Hypothekarkrediten in Höhe 
von rund 1,1 Billionen Euro. 

Das durchschnittliche Nettovermögen 
je Haushalt lag 2021 bei gut 316 500 Euro. 
Der Median der Vermögensverteilung, 
also der Wert, der die reichsten 50 % der 
Bevölkerung von der ärmeren Hälfte 
trennt, lag bei einem Vermögen von 
106 600 Euro. Dieser Wert ist wesentlich 
niedriger als der Durchschnitt – ein In-
diz für die ungleiche Verteilung des Ver-
mögens. Am unteren Ende der Vermö-
gensverteilung gab es etwa 6 % Haushalte, 
die entweder kein oder ein negatives Net-
tovermögen aufwiesen, das bedeutet, die 
Verbindlichkeiten waren sogar höher als 
das Bruttovermögen. Die reichsten 5 % 
der Haushalte (dies entspricht dem 
95.  Perzentil) besaßen ein Nettovermögen 

gung der Inflation Zuwächse von 60 bis 
70 % zu verzeichnen waren, fällt der Zu-
wachs in der Mitte der Verteilung – dem 
Median – mit etwa einer Verdoppelung 
am größten aus. Auch am 20. Perzentil 
liegt ein vergleichbar großer Zuwachs vor. 
Dieser Zuwachs erklärt sich vor allem aus 
Wertsteigerungen von Immobilien, Be-
triebsvermögen sowie auch den gestiege-
nen Preisen von Aktien. 

5.4.2 Vermögensungleichheit
Ein Standardmaß zur Messung von Ver-
mögensungleichheit ist der Gini-Koeffizi-
ent. Dieser ist auf den Wertebereich zwi-
schen 0 (vollkommene Gleichverteilung) 
und 1 (vollkommene Ungleichverteilung) 
normiert, das heißt, je höher der Wert ist, 
desto stärker ausgeprägt ist die gemesse-
ne Ungleichheit. Für 2021 ergab sich ein 
Koeffizient von 0,73 (siehe Tabelle 1). In 
Deutschland ist die Ungleichheit der Ver-
mögensverteilung damit im Vergleich zur 
Verteilung der verfügbaren Haushaltsein-
kommen mehr als doppelt so hoch (siehe 

1	 Perzentile unterteilen einen geordneten Datensatz in hundert Teile.  
Datenbasis: Private Haushalte und ihre Finanzen
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 X Tab 2  Portfoliostruktur der Privathaushalte 2021

Anteil der Haushalte mit 
Vermögens- / Schulden-

komponenten in %
Bedingter Mittelwert  

in Euro¹

Sachvermögen 83 323 400

selbst genutztes Wohneigentum 45 343 200

sonstige Immobilien 17 390 700

Betriebsvermögen 8 502 800

Fahrzeuge 78 15 300

Finanzvermögen 100 77 900

Girokonten 99 12 700

Sparkonten 71 30 900

private Altersvorsorge (u. a. Lebensversicherungen) 42 42 100

Fondsanteile 21 44 600

Aktien 15 65 100

Schulden 41 72 400

Hypothekenkredite für selbstgenutzte Immobilien 16 117 200

Hypothekenkredite für sonstige Immobilien 4 222 200

unbesicherte Kredite 29 11 300

5.4.3 Zusammensetzung  
des Vermögens 
Die Betrachtung reiner Nettogrößen ver-
deckt im Allgemeinen wichtige Unterschie-
de bezüglich der Zusammensetzung des 
Vermögens und eventueller Schulden. So 
kann ein niedriges Nettovermögen schlicht 
ein niedriges Geldvermögen ausdrücken, 
es kann aber auch das Ergebnis eines hohen 
Bruttovermögens bei gleichzeitig hohem 
Schuldenstand sein (zum Beispiel bei jun-
gen Familien kurz nach dem Erwerb eines 
mit Hypotheken belasteten Eigenheims). 

Das Portfolio eines Privathaushalts 
beschreibt den Bestand an einzelnen Ver-
mögens- beziehungsweise Schuldenkom-
ponenten, den dieser hält. Für das Jahr 
2021 zeigt sich, dass alle Haushalte über 
Finanzvermögen verfügten. Die größte 
Verbreitung hatten dabei Girokonten mit 
99 %. Am zweithäufigsten innerhalb die-
ser Gruppe waren Sparkonten verbreitet 
(71 %). In private Altersvorsorge, zum 
Beispiel in Form von Lebensversicherun-
gen oder sogenannten Riesterverträgen, 
hatten 42 % investiert. Fondsanteile be-
saß etwa ein Fünftel aller Haushalte. Ak-
tien besaßen 15 %. u Tab 2

Kapitel 5.3.1, Seite 203). Im Zeitraum von 
2010/11 bis 2014 war die Vermögensun-
gleichheit zunächst stabil mit einem Wert 
von 0,76. Anschließend war ein Rück-
gang auf 0,74 im Jahr 2017 zu beobachten, 
der sich bis 2021 auf ein Niveau von 0,73 
fortsetzte. 

Ein alternatives Verteilungsmaß ist 
das 90:50-Perzentilsverhältnis. Perzenti-
le erhält man, indem man die Privat-
haushalte nach der Höhe des Vermögens 
sortiert und in hundert Gruppen einteilt. 
Das 90. Perzentil gibt dann beispielswei-
se den Wert des Nettovermögens an, der 
mindestens erreicht sein muss, um zu 
den reichsten 10 % der Bevölkerung zu 
gehören. Das 90:50-Perzentilsverhältnis 
zeigt an, wie viel reicher die ärmste Per-
son des 90. Perzentils im Verhältnis zur 
reichsten Person des 50. Perzentils ist. 
Im Jahr 2021 lag dieser Faktor bei  
6,8. Mit anderen Worten: Die reichsten 
zehn Prozent der Privathaushalte ver-
fügten über knapp das Siebenfache des 
Nettovermögens der Haushalte, die sich 
in der Mitte der Vermögensverteilung 
befanden. Auch dieses Maß zeigt einen 
Rückgang der Ungleichheit an. Dieser 
setzte aber bereits zu Beginn des vergan-
genen Jahrzehnts ein, als das 90:50-Per-
zentilsverhältnis noch bei einem Wert 
von 8,6 lag. 

Des Weiteren lässt sich die Ungleich-
heit der Vermögensverteilung auch mit-
tels der Anteile am Gesamtvermögen 
darstellen. Sortiert man die Privathaus-
halte nach der Höhe des Vermögens und 
teilt sie in zehn gleich große Gruppen ein, 
erhält man Dezile. Das oberste, oder auch 
10. Dezil genannt, beschreibt demnach 
den Anteil der reichsten 10 % der Privat-
haushalte am Gesamtvermögen. Der 
höchste Anteil am Gesamtvermögen 
während des vergangenen Jahrzehnts 
wurde im Jahr 2014 mit einem Wert von 
60 % erreicht. Im Jahr 2017 war dann ein 
merklicher Rückgang auf 55 % zu ver-
zeichnen. Im Jahr 2021 ist dieser Wert 
auf 56 % leicht angestiegen. Letztlich 
deutet auch dieser Indikator auf eine ins-
gesamt abnehmende Konzentration der 
Nettovermögen hin. 

Sachvermögen hatte mit 83 % eben-
falls eine relativ hohe Verbreitung. Hier 
spielten Fahrzeuge mit 78 % die größte 
Rolle. Dagegen war weniger als die Hälfte 
(45 %) der Privathaushalte Besitzer einer 
selbst genutzten Immobilie beziehungs-
weise einer sonstigen Immobilie (17 %). 
Dies können Ferienwohnungen, vermie-
tete Immobilien oder unbebaute Grund-
stücke sein. Betriebsvermögen spielte im 
Portfolio der Privathaushalte mit 8 % eine 
geringe Rolle. 

Verbindlichkeiten – häufig auch Schul-
den genannt – hatte deutlich weniger als 
die Hälfte (41 %) der Privathaushalte. 
Am häufigsten wiesen Haushalte Schul-
den in Form von unbesicherten Krediten 
auf (29 %). Dies sind Schulden, bei denen 
keine Sicherheit in Vermögenswerten zu 
hinterlegen ist. Als Beispiele sind hier 
Konsumentenkredite zur Anschaffung 
von Konsumgütern wie Möbeln oder 
Fahrzeugen zu nennen. Hypotheken-
schulden für selbst genutzte Immobilien 
wurden mit 16 % eher selten von Privat-
haushalten aufgenommen. Noch seltener 
waren Hypothekenkredite für sonstige 
Immobilien (4 %). 

1	 Mittelwert bezogen auf nur diejenigen Haushalte mit betreffender Vermögens- oder Schuldenkomponente.
Datenbasis: Private Haushalte und ihre Finanzen
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samtbevölkerung quantitativ bedeutsame 
Vermögen in Form selbst genutzter Im-
mobilien kam bei den unteren 40 % der 
Vermögensverteilung nahezu nicht vor. Je 
höher das Nettovermögen, desto häufiger 
besaßen die Haushalte auch selbst ge-
nutzte Immobilien. 

5.4.4 Unterschiede nach Alter  
und Region 
Ein Vergleich der Nettovermögen nach Al-
tersgruppen der Referenzpersonen in ei-
nem Haushalt zeigt für das Jahr 2021 ein 
deutliches Lebenszyklusmuster. Bis zu ei-
nem Alter von 25 Jahren verfügen junge 
Erwachsene über sehr geringes oder gar 
kein Vermögen. Mit Abschluss der Ausbil-
dungsphase und dem Eintritt in das Er-
werbsleben besteht die Möglichkeit,  
zu sparen und eigenes Vermögen aufzu-
bauen. Weist ein Haushalt erst einmal 
Vermögen auf, kann dieser zudem von 
Wertsteigerungen profitieren. Mit zuneh-
mendem Lebensalter steigt das durch-
schnittliche Nettovermögen deutlich. In 
der Altersgruppe der 45- bis 54-Jährigen 

Betrachtet man nur die Haushalte, 
die eine bestimmte Vermögenskompo-
nente halten, so waren im Jahr 2021 die 
höchsten Werte beim Betriebsvermögen 
mit einem Durchschnittswert von rund 
500 000 Euro zu beobachten. Deutlich 
dahinter folgte mit 390 700 Euro der 
Wert sonstiger Immobilien beziehungs-
weise mit 343 200 Euro der Wert selbst 
genutzter Immobilien. Weiteres Sachver-
mögen in Form von Fahrzeugen fiel mit 
15 300 Euro je Haushalt gering aus. 

Das gesamte Finanzvermögen der 
Privathaushalte betrug im Mittel knapp 
78 000 Euro und machte damit etwa ein 
Viertel des gesamten Nettovermögens aus. 
Innerhalb des Finanzvermögens wiesen 
Aktien mit durchschnittlich 65 100 Euro 
den höchsten Wert auf, gefolgt von 
Fondsanteilen mit 44 600 Euro. Private 
Altersvorsorge kam auf einen Wert von 
42 100 Euro. Auf Sparkonten lagen durch-
schnittlich rund 31 000 Euro und auf Gi-
rokonten 12 700 Euro. 

Aufseiten der Verbindlichkeiten war 
die höchste Verschuldung bei Hypotheken 
auf sonstige Immobilien mit 222 200 Euro 
zu beobachten. Im Gegensatz dazu fiel die 
Verschuldung bei Hypotheken auf selbst 
genutzte Immobilien mit 117 200 Euro 
deutlich geringer aus. Unbesicherte Kredi-
te bezifferten sich auf einen durchschnitt-
lichen Wert in Höhe von 11 300 Euro. 

Die Zusammensetzung des Portfolios 
war über die Vermögensverteilung hin-
weg unterschiedlich. Während Finanz-
vermögen über die ganze Vermögensver-
teilung hinweg verbreitet war, lassen sich 
an den Rändern der Verteilung deutliche 
Unterschiede erkennen. Am untersten 
Rand der Vermögensverteilung finden 
sich überdurchschnittlich häufig unbesi-
cherte Kredite. Das Fünftel der Haushal-
te mit den geringsten Nettovermögen 
hatte gut zur Hälfte solche unbesicherten 
Kredite. Auf der Habenseite standen Gi-
rokonten oder Fahrzeuge mit geringen 
Beträgen. Am anderen Ende der Vermö-
gensverteilung wurden dagegen sowohl 
Betriebsvermögen, sonstige Immobilien 
als auch Aktien überdurchschnittlich 
häufig gehalten. Das bezogen auf die Ge-

wurde 2021 ein Höchstwert mit knapp 
450 000 Euro erreicht. Anschließend zie-
hen beispielsweise erwachsene Kinder aus 
Familienhaushalten aus, die Erwerbsbetei-
ligung beginnt langsam zu sinken, sodass 
in der Altersgruppe der 55- bis 64-Jähri-
gen ein etwas geringeres durchschnittli-
ches Nettovermögen von 424 500 Euro 
vorlag. Mit dem Übergang in die Renten-
phase geht das Vermögen weiter zurück, 
weil Lebensversicherungen ausgezahlt 
werden und Vermögen verzehrt wird, um 
das wegfallende Erwerbseinkommen zu 
kompensieren. In der höchsten Alters-
gruppe ab 75 Jahren hatte sich der ent-
sprechende Wert auf 343 600 Euro redu-
ziert. Dies ist auch das Ergebnis von Ver-
mögensübertragungen auf Kinder oder 
Enkelkinder. Zudem kommen im höheren 
Lebensalter häufig private Ausgaben für 
Gesundheit und Pflege hinzu. Die gesetzli-
che Pflegeversicherung bietet beispielswei-
se nur einen Teilkaskoschutz bei Pflegebe-
dürftigkeit. Nicht alle Kosten werden 
übernommen und restliche Ausgaben 
müssen selbst getragen werden. u Abb 1

 X Abb 1  Nettovermögen nach Alter der Referenzperson 2021  
— in tausend Euro

Mittelwerte. Die Referenzperson ist dabei in der Regel die Person mit dem höchsten Einkommen im Haushalt.
Datenbasis: Private Haushalte und ihre Finanzen
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niedriger als im Westteil des Landes. Zu-
dem wirkt sich die Alters- und demogra-
fische Struktur negativ auf die Nettover-
mögen in Ostdeutschland aus. Der Anteil 
älterer Menschen ist in Ostdeutschland 
deutlich höher. Damit verbunden hat die 
Bevölkerung in weiten Teilen Ost-
deutschlands lange Jahre abgenommen. 
Beide Faktoren wirken sich negativ auf 
Immobilienpreise aus. Letztlich wirken 
auch historische Ursachen nach. So wur-
de der Vermögensauf bau in der DDR 
nicht gefördert und war im Fall von Be-
triebsvermögen polit isch nicht er-
wünscht. Auch gab es keine Aktien oder 
andere Finanzanlagen in der DDR. Der 
private Immobilienbesitz wurde zwar ge-
duldet, jedoch nicht gefördert. Im Ergeb-
nis lag die Eigentümerquote mit gerade 
einmal rund 25 % im Jahr 1990 deutlich 
unter der in Westdeutschland. Bis zum 
Jahr 2021 konnte dieser Unterschied 
nicht aufgeholt werden, denn weiterhin 

Auch mehr als 30 Jahre nach der deut-
schen Vereinigung bestehen noch große 
Unterschiede in der Höhe des Nettover-
mögens zwischen Ost- und Westdeutsch-
land. Im Jahr 2021 erreichten ostdeutsche 
Haushalte mit 43 % nicht einmal die 
Hälfte des Durchschnitts der westdeut-
schen Haushalte (150 900 gegenüber 
359 800 Euro). Gemessen am Median fiel 
der Unterschied noch größer aus. Wäh-
rend der Median des Nettovermögens in 
Ostdeutschland bei 43 400 Euro lag, fiel 
dieser in Westdeutschland mit 127 900 Euro 
annähernd drei Mal so hoch aus. Über 
die vergangenen zehn Jahre hinweg ist es 
nur zu einer geringfügigen Angleichung 
der Vermögen gekommen. u Abb 2 

Die Ursachen für die ausgeprägten 
Vermögensunterschiede zwischen den 
Regionen sind vielfältig. Für den Vermö-
gensaufbau ist dabei die Höhe der Gehäl-
ter von zentraler Bedeutung. So ist das 
Lohnniveau in Ostdeutschland weiterhin 

halten nur 35 % der Haushalte in Ost-
deutschland selbst genutztes Wohneigen-
tum gegenüber 47 % in Westdeutschland. 
Auch mittelfristig werden Vermögensun-
terschiede zwischen Ost- und West-
deutschland bestehen bleiben, da sich 
diese in Form von Erbschaften und 
Schenkungen auf die folgenden Generati-
onen fortschreiben. 

5.4.5 Vermögen und Wohneigentum 
Deutschland ist im europäischen Ver-
gleich eines der Länder mit dem gerings-
ten Anteil von Eigentümerinnen und Ei-
gentümern einer selbst genutzten Immo-
bilie. Immobilien stellen gleichzeitig die 
quantitativ bedeutendste Anlageform dar, 
bei der es zudem in den vergangenen Jah-
ren deutliche Wertsteigerungen gab. Da-
her lohnt eine Analyse des Vermögens 
nach Wohneigentum. Zu berücksichtigen 
ist dabei, ob eine Immobilie mit Hypo-
theken belastet ist, die das Nettovermö-
gen der Haushalte verringern. 

Der Anteil der Haushalte mit selbst 
genutzten Immobilien lag im Jahr 2021 
bei 45 %. Bei zwei Dritteln dieser Eigentü-
merinnen und Eigentümer war die Im-
mobilie voll entschuldet. Deren Nettover-
mögen fiel 2021 mit 670 000 Euro weit 
überdurchschnittlich aus. Das verbleiben-
de Drittel der Eigentümerinnen und Ei-
gentümer hatte noch Hypothekenschul-
den zurückzuzahlen. Das Nettovermögen 
dieser Gruppe summierte sich auf 514 800 
Euro. Anders verhielt es sich mit Mieter-
haushalten, die etwas mehr als die Hälfte 
(55 %) aller Haushalt ausmachten. Deren 
Nettovermögen bezifferte sich im Durch-
schnitt im Jahr 2021 auf 76 700 Euro. Dies 
entspricht gerade einmal etwas mehr als 
einem Zehntel des Vermögens der voll 
entschuldeten Eigentümerhaushalte. 
Zieht man alternativ den Median heran, 
so verschärft sich diese Relation auf ein 
Verhältnis von nur noch 4 % (16 200 Euro 
versus 396 100 Euro). Über die vergange-
nen zehn Jahre hinweg hat sich an diesen 
Relationen kaum etwas geändert. Be-
trachtet man aber die absoluten Vermö-
gensunterschiede, so fiel der Zuwachs im 
Nettovermögen bei Eigentümerhaushalten 

 X Abb 2  Nettovermögen nach Region — in tausend Euro

Datenbasis: Private Haushalte und ihre Finanzen 
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Mieterhaushalte

2010/11 2014 2017 2021

256 262
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396
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218

326

10 10 10 16

Mittelwert Median

Mittelwert Median

Berufliche Position
Selbstständige 821 300 225 400
Beamtinnen/Beamte 424 000 295 300
Angestellte 293 600 105 000
Arbeiter/-innen 193 300 55 600
Arbeitslose 67 000 3 000
Nichterwerbstätige 296 800 114 400

Rentner/-innen 309 000 130 500
Pensionärinnen/Pensionäre 539 900 411 300

Schulbildung
ohne Schulabschluss 36 100 1 700
Haupt-/Volksschulabschluss 236 000 63 600
Realschulabschluss 315 800 115 400
(Fach-)Hochschulreife 401 300 137 300

entsprechend für Arbeiterinnen und Ar-
beiter aus, gefolgt von Angestellten mit 
einem durchschnittlichen Vermögen von 
293 600 Euro. Bei Beamtinnen und Beam-
ten lag das Nettovermögen bei 424 000 
Euro. An der Spitze standen Selbstständi-
ge mit im Schnitt 821 300 Euro. Der hohe 
Wert liegt zum einen daran, dass Selbst-
ständige zumeist nicht gesetzlich renten-

mit mehr als 200 000 Euro deutlich grö-
ßer aus als bei den Mieterhaushalten mit 
knapp 29 000 Euro. u Abb 3

Der hohe Wert des Nettovermögens 
bei Haushalten mit selbst genutzten Im-
mobilien ergibt sich primär aus Wertstei-
gerungen derselben. Zudem verpflichten 
sich Eigentümerinnen und Eigentümer 
mit einer Hypothek zu einer langfristigen 
Vermögensbildung, da sie über lange Zeit-
räume – häufig 20 bis 25 Jahre – regelmä-
ßige Zins- und Tilgungsleistungen tätigen. 
Von Bedeutung ist schließlich auch ein Se-
lektionsmechanismus auf dem Immobili-
enmarkt, der bewirkt, dass Personen mit 
einem eher überdurchschnittlichen Ein-
kommen eine höhere Kreditwürdigkeit 
aufweisen und somit eher in der Lage 
sind, eine Immobilie zu erwerben. 

5.4.6 Vermögen nach  
sozialer Position
Das Ausbildungsniveau und der ausgeüb-
te Beruf haben einen maßgeblichen Ein-
fluss auf die Höhe des Einkommens einer 
Person und damit auch auf ihre Spar-
möglichkeiten. Somit lassen sich Unter-
schiede in der Höhe des Nettovermögens 
zwischen Personen mit unterschiedlicher 
sozialer Position erwarten. In Haushalten 
mit mehreren Personen wird diejenige 
Person als Referenzperson herangezogen, 
die das höchste Einkommen erzielt. 

Generell gilt, dass mit steigendem 
schulischen Bildungsniveau auch das 
Nettovermögen zunimmt. Denn je höher 
das Qualifikationsniveau, desto höher 
fällt im Regelfall auch die Entlohnung 
aus. So hielten Haushalte, deren Refe-
renzperson über keine Schulbildung ver-
fügte, nur ein Nettovermögen in Höhe 
von 36 100 Euro. Lag zumindest ein Ab-
schluss einer Haupt- oder Volksschule 
vor, erhöhte sich das durchschnittliche 
Nettovermögen auf 236 000 Euro. Am 
höchsten fiel das Nettovermögen mit 
401 300 Euro für Haushalte mit Fach- be-
ziehungsweise Hochschulreife aus. u Tab 3

Dieses Ergebnis spiegelt sich auch bei 
Betrachtung der beruflichen Position wi-
der. Im Verhältnis niedrig fiel das Netto-
vermögen mit im Schnitt 193 300 Euro 

versichert sind und stärker private Alters-
vorsorge in Form von privaten Versiche-
rungen oder Immobilien betreiben; zum 
anderen handelt es sich dabei auch um 
Betriebsvermögen. 

Über ein geringes durchschnittliches 
Nettovermögen verfügten Arbeitslose 
mit rund 67 000 Euro beziehungsweise 
nur 3 000 Euro gemessen am Median. Bei 

 X Abb 3  Nettovermögen nach selbstgenutztem Immobilienbesitz — in tausend Euro

Datenbasis: Private Haushalte und ihre Finanzen 

 X Tab 3  Nettovermögen nach sozialer Stellung der Referenzperson 2021 — in Euro

Die Referenzperson ist dabei in der Regel die Person mit dem höchsten Einkommen im Haushalt.
Datenbasis: Private Haushalte und ihre Finanzen
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In Deutschland gab im Jahr 2017 je-
der zehnte Erwachsene an, in den vergan-
genen 15 Jahren eine Erbschaft oder grö-
ßere Schenkung erhalten zu haben. Dabei 
haben vornehmlich Personen im mittle-
ren Erwachsenenalter (von 25 bis 54 Jah-
ren) größere Schenkungen erhalten. Erb-
schaften wurden vorwiegend von älteren 
Personen (ab 55 Jahren) bezogen. Die 
durchschnittliche Höhe dieser Erbschaf-
ten und größeren Schenkungen belief 
sich auf rund 84 000 Euro je Person. Ver-
gleicht man die Höhe des Nettovermö-
gens der Personen, die angaben, eine Erb-
schaft oder größere Schenkung erhalten 
zu haben, mit den Personen, bei denen es 
keinen solchen Transfer gab, so ist er-
kennbar, dass das Nettovermögen der 
Ersteren in allen Altersgruppen zum Teil 
deutlich höher ausfällt. Über alle Er-
wachsenen hinweg machte diese Diffe-
renz etwa 140 000 Euro aus. Auch hier 
gilt, dass Personen, die selbst bereits ein 

dieser Gruppe dürfte vorhandenes Ver-
mögen auch für den Konsum herangezo-
gen worden sein, um den Ausfall des Er-
werbseinkommens zu kompensieren. Zu-
dem gilt, dass bei Bezieherinnen und 
Beziehern von Arbeitslosengeld II (ab 
dem Jahr 2023 wurde dieses vom Bürger-
geld abgelöst) zunächst privates Vermö-
gen zum Teil aufgebraucht werden muss, 
bevor staatliche Transferleistungen be-
willigt werden. Unter den Nichterwerbs-
tätigen hielten Rentnerhaushalte ein Net-
tovermögen von im Schnitt 309 000 Euro 
gegenüber 539 900 Euro bei Pensionärs-
haushalten. 

5.4.7 Die Relevanz von Erbschaften 
und Schenkungen
Vermögensaufbau kann auf unterschied-
liche Weise geschehen. Eine Möglichkeit 
ist das regelmäßige Sparen. Je höher das 
Haushaltsnettoeinkommen ist, desto 
eher kann Geld zur Seite gelegt werden, 
um Vermögen aufzubauen. Dabei nimmt 
nicht nur der Anteil der Sparerinnen 
und Sparer mit der Höhe des Einkom-
mens zu, sondern auch die Höhe des 
Sparbetrags. Vermögensveränderungen 
ergeben sich aber auch durch Wertsteige-
rungen. Hierbei ist nicht nur an kurzfris-
tige Veränderungen bei den Aktienkur-
sen zu denken. Auch andere Vermögens-
arten können ihren Wert über die Zeit 
hinweg deutlich ändern. Dies gilt zum 
Beispiel für Wertsachen wie Kunstgegen-
stände oder Sammlungen, aber auch für 
das Betriebsvermögen oder den Wert 
von Immobilien. Letztere haben in wei-
ten Teilen Deutschlands vor allem seit 
2010 erhebliche Wertsteigerungen erfah-
ren, die sich primär aus einer veränder-
ten Nachfrage ergaben, die besonders in 
den städtischen Regionen Deutschlands 
hoch war. Neben dem Vermögensaufbau 
durch regelmäßiges Sparen oder Wert-
steigerungen spielen auch intergenera
tionale Transfers eine wichtige Rolle. 
Solche Transfers können sowohl inter vi-
vos in Form von Schenkungen stattfin-
den als auch post mortem, das heißt in 
Form von Erbschaften nach dem Tod ei-
ner Person. 

überdurchschnittliches Vermögen anspa-
ren konnten, häufig auch höhere Erb-
schafts- beziehungsweise Schenkungsbe-
träge erhalten. Hier spielt die familiäre 
Herkunft eine relevante Rolle, da die ei-
gene soziale Stellung über intergeneratio-
nale Transfers an die nachfolgende Gene-
ration übertragen werden kann. u Abb 4

5.4.8 Vermögen im europäischen 
Vergleich
Für einen Vergleich der Höhe des Netto-
vermögens innerhalb europäischer Län-
der stellt die Europäische Zentralbank 
(EZB) seit dem Beginn des vergangenen 
Jahrzehnts harmonisierte Mikrodaten zur 
Verfügung. Mittels eines standardisierten 
Fragebogens werden alle relevanten Ver-
mögenskomponenten erfasst, um das 
Nettovermögen der Privathaushalte zu 
beschreiben und vergleichbar zu machen. 
Auch hier wird das Nettohaushaltsvermö-
gen ausgewiesen. Dabei ist zu beachten, 

 X Abb 4  Durchschnittliches Nettovermögen nach Altersgruppen und  
nach Erhalt einer Erbschaft oder Schenkung 2017 — in tausend Euro

Datenbasis: SOEP v35, Personen ab 17 Jahren in Privathaushalten 
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dass die Haushaltsgröße je nach Land un-
terschiedlich groß ausfällt. Insbesondere 
in südeuropäischen Ländern leben mehr 
Personen in einem Haushalt als in Län-
dern Mitteleuropas. Bei einer Pro-Kopf-
Betrachtung würden damit die Unter-
schiede zwischen den Ländern etwas 
geringer ausfallen im Vergleich zu der 
im Folgenden verwendeten Analyse des 
Nettohaushaltsvermögens.

Zieht man zunächst den Median des 
Nettohaushaltsvermögens heran, also 
den Wert, der die reichsten 50 % der 
Haushalte von der ärmeren Hälfte trennt, 
so lag dieser für die betrachteten europä-
ischen Länder im Jahr 2021 bei 123 500 
Euro. Das höchste Median des Netto-
haushaltsvermögens fand sich in Luxem-
burg mit mehr als 710 000 Euro, gefolgt 
von Malta mit rund 274 000 Euro und 
Belgien mit 242 000 Euro. Aber auch die 
von der Finanzmarkt- und Wirtschafts-
krise 2008/09 schwer getroffenen Staaten 
Spanien und Italien wiesen mit gut 
128 000 Euro beziehungsweise 159 000 
Euro ein relativ hohes mittleres Netto-
haushaltsvermögen auf. Am anderen 
Ende hatte Lettland mit 31 000 Euro das 
geringste Nettohaushaltsvermögen. Nur 
wenig mehr wiesen Litauen und Ungarn 
mit jeweils rund 55 000 Euro auf. Für 
Griechenland, das durch die Finanz-
markt- und die sich daran anschließende 
Eurokrise ab 2008 besonders stark getrof-
fen wurde, lag ein Wert von etwa 85 000 
Euro vor. Für Deutschland betrug der 
Median des Nettohaushaltsvermögens 
rund 106 600 Euro. Dieser Wert liegt et-
was unterhalb des mittleren Bereichs der 
betrachteten Länder und fällt damit in 
etwa so hoch aus wie in den Niederlan-
den mit 106 000 Euro oder Slowenien mit 
knapp 119 000 Euro. u Abb 5

Wird alternativ der Mittelwert anstel-
le des Medians herangezogen – der Mit-
telwert kann stark von einzelnen Ausrei-
ßern wie Milliardären beeinflusst sein, 
was beim Median nicht der Fall ist – und 
sortiert man die Länder nach der Höhe 
dieses Wertes, so ändert sich die Reihung 
der Länder am unteren und oberen Rand 
kaum. Ein Land verbessert seine Position 

 X Abb 5  Nettohaushaltsvermögen in europäischen Ländern 2021  
— in tausend Euro

Datenbasis: Europäische Zentralbank (EZB) 2023, Household Finance and Consumption Survey (HFCS), eigene Darstellung 

225

Private Vermögen – Höhe, Entwicklung und Verteilung  / 5.4  Private Haushalte – Einkommen, Konsum und Zeitverwendung / 5



32,6

39,1

40,0

41,3

44,5

45,9

46,1

46,3

46,8

46,9

47,1

47,9

49,6

49,8

49,9

50,9

51,5

53,2

53,4

54,6

55,1

55,5

59,0

Slowakei

Tschechien

Malta

Griechenland

Slowenien

Belgien

Zypern

Ungarn

Litauen

Niederlande

Kroatien

Luxemburg

Finnland

Irland

Frankreich

Portugal

Österreich

Spanien

Länder gesamt

Italien

Lettland

Deutschland

Estland

44,5

47,6

56,9

57,5

61,7

65,2

65,6

69,6

70,0

71,1

72,0

72,4

73,9

75,7

77,4

77,5

77,8

78,9

79,0

79,2

85,8

89,7

94,0

Deutschland

Österreich

Niederlande

Frankreich

Länder gesamt

Finnland

Luxemburg

Irland

Portugal

Zypern

Griechenland

Belgien

Spanien

Tschechien

Slowenien

Italien

Lettland

Estland

Malta

Kroatien

Ungarn

Slowakei

Litauen

Estland. Die unterschiedliche Positionie-
rung bei der Reihung der Euroländer, je 
nachdem ob der Median oder der Mittel-
wert herangezogen wird, ergibt sich aus 
dem Ausmaß an Ungleichheit des Ver-
mögens. Deutschland und Estland sind 
zwei Länder mit einem überdurch-
schnittlichen Ausmaß an Vermögensun-
gleichheit, bei dem wenige Haushalte 
sehr hohe Vermögen besitzen. 

in dieser Reihung um fünf Ränge. Dies 
ist Deutschland, das ein eher geringes 
Median-, aber ein deutlich höheres 
Durchschnittsvermögen aufweist. So lag 
der Wert des Durchschnitts des Netto-
haushaltsvermögens in Deutschland bei 
316 500 Euro und damit über dem Schnitt 
aller betrachteten europäischen Länder 
mit 292 100 Euro. Ein anderes Land, das 
sich um drei Positionen verändert, ist 

Um das Ausmaß an Vermögensun-
gleichheit zu beschreiben, wird im Fol-
genden der Anteil der reichsten 10 % aller 
Haushalte am Gesamtvermögen darge-
stellt. Je höher der Wert ausfällt, desto 
größer ist die Ungleichheit. Innerhalb der 
von der EZB betrachteten europäischen 
Länder lag dieser Anteil im Jahr 2021 bei 
etwa 53 %. Mit anderen Worten: Die 
reichsten 10 % der Haushalte besaßen  

 X Abb 6  Anteil der reichsten 10 % aller Haushalte am  
Gesamtvermögen in europäischen Ländern 2021 — in Prozent

 X Abb 7  Anteil der Haushalte mit selbst genutztem Immobilien- 
besitz in europäischen Ländern 2021 — in Prozent

Datenbasis: Europäische Zentralbank (EZB) 2023, Household Finance and 
Consumption Survey (HFCS); eigene Darstellung

Datenbasis: Europäische Zentralbank (EZB) 2023, Household Finance and 
Consumption Survey (HFCS); eigene Darstellung
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Pommern und Schlesien die Bevölke-
rungszahl stark an, sodass Wohnraum 
fehlte. Im Ergebnis herrschte lange Jahre 
nach dem Krieg Wohnungsmangel in 
Deutschland. Diesem Mangel wurde un-
ter anderem durch den öffentlich geför-
derten Mietwohnungsbau begegnet. In 
der DDR lag die Quote selbst nutzender 
Immobilienbesitzerinnen und -besitzer 
nochmals deutlich niedriger als in West-
deutschland. Hier machte sich die Woh-
nungspolitik der DDR bemerkbar, die 
eine Nivellierung der Lebensformen zu-
gunsten eines sozialistischen Familien-
bilds anstrebte, bei dem privater Immo-
bilienbesitz verpönt war. Zudem zeich-
net sich Deutschland im internationalen 
Vergleich durch einen hohen Mieter-
schutz aus, der einen Verbleib in einer 
Mietwohnung attraktiv macht. 

5.4.9 Ausblick
Dem privaten Vermögen kommt für die 
private Altersvorsorge eine wachsende 
Bedeutung zu, da mit den zu Beginn der 
2000er-Jahre beschlossenen Reformen 
der Alterssicherung das Sicherungsni-
veau in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung abgesenkt wurde und private Vor-
sorge zum Beispiel in Form von privaten 
Versicherungen wie Riesterrenten an Be-
deutung gewinnt. Der durchschnittliche 
Vermögenswert der privaten Altersvor-
sorge in Form von privaten Versicherun-
gen belief sich 2021 aber nur auf knapp 
18 000 Euro je Haushalt. Ob damit die 
Lücken in der Absicherung der gesetzli-
chen Rentenversicherung geschlossen 
werden können, bleibt fraglich. Ungewiss 
ist auch, ob die zusätzliche private Alters-
vorsorge zu einem zusätzlichen Vermö-
gensauf bau führt oder ob die privaten 
Haushalte bisherige Sparformen zuguns-
ten der Riesterrenten umschichten. In 
letzterem Fall werden sich Lücken in der 
Altersversorgung kommender Rentner-
kohorten in Deutschland auftun und zu 
einem Anstieg der Altersarmut führen 
(siehe dazu auch Kapitel 9.2, Seite 330). 

Problematisch ist zudem, dass die im 
internationalen Vergleich hohe Vermö-
gensungleichheit sich nur langsam ändert 

etwas mehr als die Hälfte des Nettover-
mögens innerhalb aller betrachteten Län-
der. Ein ähnlicher Wert lag für Länder 
wie Italien oder Spanien vor. Eine geringe 
Vermögensungleichheit wiesen einige 
osteuropäische Länder wie die Slowakei, 
Tschechien oder Slowenien auf. Aber 
auch Griechenland mit einem Wert von 
etwa 41 % wies eine eher geringe Vermö-
genskonzentration auf. Im Gegensatz 
dazu war die Vermögensungleichheit be-
sonders hoch in Ländern wie Deutsch-
land und Estland. In Deutschland hatten 
die reichsten 10 % aller Haushalte einen 
Anteil am Nettogesamtvermögen von 
rund 56 %; in Estland lag der Anteil bei 
59 %. u Abb 6

Eine der Ursachen für das unter-
schiedliche Ausmaß an Vermögensun-
gleichheit zwischen den Ländern besteht 
in Unterschieden im Besitz selbst genutz-
ter Immobilien. Diese Vermögensart ist 
von besonderer Bedeutung in allen Län-
dern. Dabei findet sich ein gewisses Mus-
ter: Länder mit einem geringeren Anteil 
von Eigentümerinnen und Eigentümern 
selbst genutzter Immobilien weisen typi-
scherweise auch ein höheres Maß an Ver-
mögensungleichheit auf. Dies gilt insbe-
sondere für Deutschland und Österreich, 
in denen nur 45 beziehungsweise 48 % al-
ler Haushalte auch eine selbst genutzte 
Immobilie besitzen. In Ländern mit einem 
hohen Anteil an Haushalten mit selbst ge-
nutzten Immobilien ist die Vermögensun-
gleichheit dagegen eher gering. Dies trifft 
beispielsweise auf Länder wie die Slowa-
kei oder auch Malta zu, wobei die Slowa-
kei einen Anteil von etwa 90 % und Malta 
immerhin von rund 79 % selbst nutzender 
Eigentümerinnen und Eigentümer von 
Immobilien aufwies. u Abb 7

Dass der Immobi l ienbesitz in 
Deutschland so gering ausfällt, hat auch 
historische Gründe. So wurden durch 
den Zweiten Weltkrieg große Teile des 
Immobilienbestands stark beschädigt 
oder zerstört. Nach dem Zweiten Welt-
krieg stieg zudem aufgrund der Vertrei-
bung von deutschstämmigen Personen 
vornehmlich aus den ehemaligen deut-
schen Ostgebieten wie Ostpreußen, 

und durch intergenerationale Transfers 
in Form von Erbschaften und Schenkun-
gen soziale Unterschiede über Generatio-
nen hinweg fortgeschrieben werden. Dies 
gilt vor allem deshalb, da in Deutschland 
die Besteuerung von Vermögen gering 
ausfällt: Zum einen sind bestimmte Ver-
mögensarten steuerlich privilegiert, wie 
das Betriebsvermögen, das unter be-
stimmten Voraussetzungen komplett 
steuerfrei übertragen werden kann. Zum 
anderen gelten in Deutschland hohe Frei-
beträge. So können zum Beispiel Eltern 
gemeinsam an ein Kind 800 000 Euro 
steuerfrei übertragen. Zudem kann dieser 
Freibetrag alle zehn Jahre erneut in An-
spruch genommen werden, sodass suk-
zessive auch Millionenbeträge ohne eine 
Besteuerung über Generationen hinweg 
übertragen werden können. Im Hinblick 
auf Gewährung von Chancengleichheit 
hat Deutschland daher Nachholbedarf 
für diejenigen, die in der Geburtslotterie 
benachteiligt wurden. 

 X Abb 7  Anteil der Haushalte mit selbst genutztem Immobilien- 
besitz in europäischen Ländern 2021 — in Prozent
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Wie verbringen die Menschen in Deutsch-
land ihre Zeit? Wie viel Zeit wenden Frau-
en und Männer für unbezahlte (Sorge-)
Arbeit auf, wie groß ist der Gender Care 
Gap? Wofür wünschen sich die Menschen 
mehr Zeit und wer ist von Einsamkeit be-
troffen? Antworten auf diese und viele 
weitere Fragen geben die Ergebnisse der 
Zeitverwendungserhebung (ZVE), die seit 
1991 in etwa zehnjährigen Abständen 
durchgeführt wird. In der nunmehr vier-
ten ZVE 2022 haben rund 10 000 Haushal-
te mit 20 000 Personen ab 10 Jahren detail-
liert Auskunft darüber gegeben, wie viel 
Zeit sie für ihre täglichen Aktivitäten auf-
wenden. Keine andere Quelle liefert dazu 
so umfassende Daten wie die ZVE. Verän-
derungen im Alltag der Bevölkerung, die 
immer auch ein Stück weit Ausdruck ge-
sellschaftlicher Entwicklungen sind, kön-
nen so nachvollzogen werden. Die Daten 
sind insbesondere für die Wissenschaft 
und Forschung interessant, um die All-
tagsgewohnheiten der Menschen, aber 
auch gesellschaftliche Zustände und deren 
Veränderung zu analysieren. u Info 1

Abschnitt 5.5.1 gibt einen Überblick 
über den durchschnittlichen Tagesablauf 
der Menschen in Deutschland. Im 
Schwerpunkt widmet sich Abschnitt 
5.5.2 der Frage, wie die Arbeit – gemeint 
sind hier sowohl die bezahlte als auch 
unbezahlte Arbeit – zwischen Männern 
und Frauen verteilt ist. Dabei wird auch 
auf die geäußerten Zeitwünsche einge-
gangen. Abschließend beleuchtet Ab-
schnitt 5.5.3 das Thema »Einsamkeit«, 

das seit den Jahren der Coronapandemie 
besonders im Fokus steht und bei der 
ZVE 2022 erstmals erfasst wurde.

5.5.1 Zeitverwendung im Überblick
In der Zeit zwischen 22:30 Uhr und 
8:00  Uhr waren Schlafen und Körperpfle-
ge die häufigste »Tätigkeit«, mit einem 
Höhepunkt von 98 % zwischen 3:00 Uhr 
und 4:00 Uhr in den frühen Morgenstun-
den. Während dieser Anteil im Verlauf 
des Morgens immer weiter abnahm, 
wuchs der Anteil für (bezahlte und unbe-
zahlte) Arbeit oder Bildung: Ab 8:10 Uhr 
waren dann mehr Personen mit Arbeit 
oder Bildung beschäftigt als mit Schlafen 
und Körperpf lege. Zwischen 10:10 Uhr 
und 11:50 Uhr war dieser Anteil mit rund 
60 % am höchsten. Um 17:00 Uhr domi-
nierten erstmals am Tag die Freizeitakti-
vitäten und erreichten den Höchststand 
um 20:50 Uhr mit 74 %. Um 22:30 Uhr 
war dann gut die Hälfte aller Personen 
wieder mit Körperpflege beschäftigt oder 
schlief schon. Rund 40 % waren noch 
wach und verbrachten ihre Zeit mit Frei-
zeitaktivitäten. u Abb 1

Wenn die durchschnittliche Vertei-
lung der 24 Stunden des Tages auf die we-
sentlichen Aktivitätskategorien betrach-
tet wird, so entfiel mit mehr als 11 Stun-
den fast die Hälfte des Tages auf die 
persönlichen Grundbedürfnisse, also auf 
Schlafen, Essen und Körperpflege. Mehr 
als 6 Stunden und damit gut ein Viertel 
des Tages entfiel auf Erwerbstätigkeit, 
Bildung und unbezahlte Arbeit. u Abb 2

5.5  
Zeitverwendung
Nelli Krüger, Kristina Kott,  
Sylvia Behrends

Statistisches Bundesamt  
(Destatis)

 X Info 1  
Zeitverwendungserhebung 2022

Auf Grundlage des Zeitverwendungserhebungsgesetzes (ZVEG) haben vom 1. Januar bis 31. Dezember 
2022 rund 10 000 Haushalte mit 20 000 Personen ab 10 Jahren auf freiwilliger Basis an drei vorgegebenen 
Tagen ein Zeit-Tagebuch geführt oder ihre verbrachte Zeit in einer App protokolliert. So haben sie in Zehn-
Minuten-Schritten aufgezeichnet, wie sie ihre Tage verbracht haben – protokolliert wurden die Haupt- und 
Nebentätigkeiten an jeweils zwei Wochentagen und einem Tag am Wochenende. Jede Angabe wurde  
für die Auswertung einer von insgesamt 174 Aktivitäten zugeordnet, die wiederum in neun Hauptkategorien 
gegliedert sind. Das Spektrum reicht von der Kategorie »Persönlicher Bereich und physiologische Re
generation« über »Erwerbstätigkeit« und »Haushaltsführung und Betreuung der Familie« bis hin zur »Medien
nutzung«. Die Zeitverwendungserhebung (ZVE) ist eine Quotenstichprobe, bei der durch eine differenzierte 
Quotierung und Hochrechnung anhand des Mikrozensus ein höchstmöglicher Grad an Repräsentativität 
der ZVE-Ergebnisse für die Gesamtheit der privaten Haushalte in Deutschland sichergestellt wird. Die ZVE 
2022 war die vierte Erhebung dieser Art – nach 1991/92, 2001/02 und 2012/13. 

228

5 /  Private Haushalte – Einkommen, Konsum und Zeitverwendung  5.5 /  Zeitverwendung

228



00:00 04:00 08:00 12:00 16:00 20:00 00:00
0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

Schlafen/Körperpflege Essen Arbeit/Bildung Freizeit

 

Freizeit

06:10 (25,7 %)

Sonstiges

00:06 (0,4 %)

Schlafen und 
Körperpflege

09:36 (40,0 %)

Essen

01:40 (6,9 %)

unbezahlte Arbeit

03:25 (14,2 %)

Erwerbstätigkeit 
und Bildung

03:03 (12,7 %)

 

Freizeit

06:06 (25,4 %)

Sonstiges

00:07 (0,5 %)

Schlafen und 
Körperpflege

09:31 (39,7 %)

Essen

01:41 (7,0 %)

unbezahlte Arbeit

03:18 (13,8 %)

Erwerbstätigkeit 
und Bildung

03:16 (13,6 %)

2022

2012/13

Ebenfalls mehr als 6 Stunden oder ein 
Viertel des Tages wurde für Freizeitakti-
vitäten verwendet. Der größte Teil dieser 
Zeit entfiel mit fast 3 Stunden auf die Me-
diennutzung, zum Beispiel Fernsehen, 
Streaming-Dienste und Lesen, gefolgt 
von der Zeit für soziales Leben und Un-
terhaltung mit knapp 2 Stunden. Für 
Sport, Hobbys und Spiele wurde mit 
durchschnittlich gut 1 Stunde pro Tag 
die wenigste freie Zeit aufgewendet. u Info 2

 X Info 2  
Unbezahlte Arbeit

 Zu unbezahlter Arbeit zählen zum einen Tätigkeiten 
der Haushaltsführung wie das Zubereiten von Mahl
zeiten, die Instandhaltung von Haus und Woh-
nung, die Textilpflege, handwerkliche Tätigkeiten 
und das Einkaufen. Darüber hinaus umfasst sie 
auch die Betreuung von Kindern des Haushalts 
und von anderen Haushaltsmitgliedern, die Unter-
stützung von Personen in anderen Haushalten 
sowie ehrenamtliches und freiwilliges Engagement. 
Mit diesen Tätigkeiten verbundene Wegezeiten 
werden ebenfalls berücksichtigt.

 Zur Abgrenzung der unbezahlten Arbeit von persön-
lichen Tätigkeiten und Freizeitaktivitäten wird das 
sogenannte »Dritt-Personen-Kriterium« heran
gezogen. Danach zählen alle Aktivitäten, die auch 
von einer anderen Person gegen Bezahlung über-
nommen werden können, zur unbezahlten Arbeit. 
Dieses Vorgehen ist international üblich und ent-
spricht den Empfehlungen des Statistischen Amtes 
der Europäischen Union (Eurostat).

Bezahlte Arbeit, Erwerbsarbeit

Hierunter fallen die bezahlte Arbeitszeit in Haupt- 
und Nebenerwerbstätigkeit einschließlich Pausen 
und Wegezeiten. Auch die Suche nach einer Arbeits
stelle wird der bezahlten Arbeit zugeordnet. 

Bildung

Hierzu zählen Unterrichtszeiten in der Schule, 
Lehrveranstaltungen an einer Hochschule oder 
Weiterbildungsmaßnahmen im Beruf oder in der 
Freizeit. Auch Pausen, Lernzeiten, die Teilnahme 
an schulischen Betreuungsangeboten sowie mit 
den Bildungsaktivitäten verbundene Wegezeiten 
werden hier zugeordnet. 

Freizeit

Hierzu zählt die Mediennutzung, zum Beispiel 
Fernsehen, Streaming-Dienste und Lesen, weiter-
hin der Bereich soziales Leben und Unterhaltung, 
zum Beispiel Treffen im Freundes- und Familienkreis, 
Besuche von Kultur- oder Sportveranstaltungen, 
aber auch Ausruhen sowie die Nutzung sozialer 
Medien. Auch der Bereich Sport, Hobbys und 
Spiele sowie die mit Freizeitaktivitäten verbundenen 
Wegezeiten werden einbezogen. 

 X Abb 1  Zeitverwendung im Tagesverlauf von Personen ab 10 Jahren 2022  
— in Prozent

 X Abb 2  Durchschnittliche Zeitverwendung von Personen ab 10 Jahren  
— in Stunden pro Tag

Essen 0:00 bis 4:30 Uhr: Daten aufgrund zu geringer Fallzahlen teilweise nicht oder nur eingeschränkt aussagekräftig.
Datenbasis: Zeitverwendungserhebung

Abweichungen von 24 Stunden beziehungsweise 100 % rundungsbedingt.  
Datenbasis: Zeitverwendungserhebung
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Im Folgenden wird die Zeitverwendung 
für bezahlte und unbezahlte Arbeit be-
trachtet, mit denen die meisten Menschen 
in Deutschland von morgens bis zum 
Abend den Großteil ihrer Zeit verbringen. 
Hier zeigen sich im Zehnjahresvergleich 
durchaus nennenswerte Veränderungen.

5.5.2 Zeitverwendung für  
bezahlte und unbezahlte Arbeit, 
Gender Care Gap

Bezahlte und unbezahlte Arbeit  
von Personen ab 18 Jahren
Pro Woche arbeiteten Erwachsene im 
Jahr 2022 durchschnittlich rund 45 Stun-
den. Das war fast die gleiche Stundenzahl 
wie zehn Jahre zuvor. Arbeit umfasst 
hierbei sowohl die Erwerbsarbeit als auch 
die unbezahlte Arbeit wie Haushaltsfüh-
rung, Kinderbetreuung, die Sorge für 
pflegebedürftige Angehörige, ehrenamtli-
ches Engagement oder die Unterstützung 
von Personen, die nicht im eigenen Haus-
halt leben. Von den 45 Stunden Arbeit 

Bei diesen Zeitangaben ist zu berück-
sichtigen, dass es sich um Durchschnitts-
werte beispielsweise über Jung und Alt, 
Männer und Frauen, Erwerbstätige und 
Nichterwerbstätige handelt. Hier fließt 
also die Zeitverwendung so unterschied-
licher Gruppen wie Schulkinder, Vollzeit
erwerbstätige oder Rentnerinnen und 
Rentner ein. Zudem wurde der Durch-
schnitt über Werktage und Wochenen-
den hinweg gebildet. Daraus resultiert 
zum Beispiel ein über alle Personen ab 
10 Jahren gerechneter Durchschnittswert 
für Erwerbstätigkeit von rund 2,5 Stun-
den am Tag. Wenn man jedoch nur dieje-
nigen betrachtet, die in der Erhebung 
überhaupt Zeitangaben für Erwerbstätig-
keit gemacht haben, dann liegt die durch-
schnittliche Erwerbstätigkeit dieser Per-
sonen bei gut 7,5 Stunden pro Tag. Die 
Betrachtung von Durchschnittsangaben 
über alle Befragten mag alltagsfern an-
muten. Sie macht aber generelle Verschie-
bungen in der Zeitverwendung der Be-
völkerung im Zeitvergleich sichtbar.

Im Vergleich zur Erhebung 2012/13 
sind sowohl der durchschnittliche Tages-
ablauf als auch die Grundstruktur der 
Zeitverwendung nahezu identisch geblie-
ben. Innerhalb der Kategorien gibt es je-
doch Veränderungen: So wurden 2022 im 
Schnitt über alle Personen ab 10 Jahren 
hinweg pro Tag 13 Minuten weniger für 
Erwerbstätigkeit und Bildung aufgewen-
det als zehn Jahre zuvor. Gut die Hälfte 
dieses Rückgangs hat seine Ursache in ge-
ringeren Wegezeiten. Hier liegt ein Zu-
sammenhang mit dem verstärkten Arbei-
ten aus dem Homeoffice auch nach der 
Coronapandemie nahe. Demgegenüber 
wendeten die Menschen 2022 im Schnitt 
5 Minuten mehr für die persönlichen 
Grundbedürfnisse auf als 2012/13. Mit 
Freizeitaktivitäten verbrachten sie 4 Mi-
nuten mehr. Im Schnitt 7 Minuten mehr 
als zehn Jahre zuvor wurden für unbe-
zahlte Arbeit aufgewendet, hier beson-
ders für die Kinderbetreuung.

Je enger man die Betrachtung auf ein-
zelne Personengruppen und Aktivitäts
bereiche eingrenzt, desto sichtbarer werden 
Veränderungen in der Zeitverwendung. 

entfielen über alle Befragten ab 18 Jahren 
betrachtet knapp 20 Stunden auf die Er-
werbsarbeit einschließlich Arbeitssuche 
und Wegen zur Arbeit. Den größeren An-
teil machte jedoch mit knapp 25,5 Stun-
den die unbezahlte Arbeit aus. u Abb 3

Dies sind wohlgemerkt Durch-
schnittswerte für Erwachsene aller Al-
tersgruppen sowie ungeachtet des Er-
werbs-, Bildungs- und Familienstatus. Be-
trachtet man den Umfang und die 
Verteilung von bezahlter und unbezahlter 
Arbeit getrennt für Frauen und Männer, 
so zeigen sich Ungleichheiten zwischen 
den Geschlechtern. Frauen ab 18 Jahren 
arbeiteten 2022 im Schnitt fast 46 Stun-
den pro Woche. Bei Männern waren es 
44,5 Stunden. Auch zehn Jahre zuvor ha-
ben Frauen mehr gearbeitet als Männer. 
Der Umfang der geleisteten Arbeit insge-
samt ist über die Zeit bei den Männern 
nahezu gleich geblieben und bei den Frau-
en etwas gestiegen. Damit hat sich der 
Unterschied zwischen den Geschlechtern 
vergrößert: Im Jahr 2022 arbeiteten Frauen 

 X Abb 3  Erwerbsarbeit und unbezahlte Arbeit von Personen ab 18 Jahren  
— in Stunden pro Woche

Abweichungen rundungsbedingt.  
Datenbasis: Zeitverwendungserhebung
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knapp 1,5 Stunden mehr als Männer. 
Zehn Jahr zuvor hatte der Unterschied 
nur etwa 1 Stunde betragen. 

Frauen ab 18 Jahren leisten nicht nur 
weiterhin mehr Arbeit pro Woche als Män-
ner. Ihre Arbeit besteht auch weiterhin 

zum größeren Teil aus unbezahlter Ar-
beit  – dazu zählt vor allem die Sorgear-
beit in der Haushaltsführung, Kinderbe-
treuung und Pf lege von Angehörigen, 
aber auch ehrenamtliches oder freiwilli-
ges Engagement sowie die Unterstützung 

haushaltsfremder Personen. Fast zwei 
Drittel ihrer 46-Stunden-Woche bestan-
den aus unbezahlter Arbeit. Dies ent-
spricht knapp 30 Stunden. Bei Männern 
waren es mit knapp 21 Stunden weniger 
als die Hälfte ihrer 44,5-Stunden-Woche. 
Somit leisteten Frauen im Schnitt pro 
Woche rund 9 Stunden mehr unbezahlte 
Arbeit als Männer. Daraus resultiert für 
das Jahr 2022 ein Gender Care Gap von 
44,3 %. Frauen leisteten also 44,3 % mehr 
unbezahlte Arbeit als Männer. Dies ent-
spricht einem Mehraufwand von 1 Stun-
de und 19 Minuten pro Tag. Im Jahr 
2012/13 hatte der Gender Care Gap bei 
52,4 % gelegen. Frauen verrichteten da-
mals pro Tag 1 Stunde und 27 Minuten 
mehr unbezahlte Arbeit als Männer. u Info 3

Das heißt: Die Lücke zwischen Frauen 
und Männern bei der unbezahlten Arbeit 
wurde im Zeitvergleich kleiner, sie ist aber 
nach wie vor beträchtlich. Dabei erhöhte 
sich die Zeit, die Frauen wöchentlich mit 
unbezahlter Arbeit verbringen, gegenüber 
2012/13 sogar um gut 20 Minuten. Aller-
dings stieg der Zeitaufwand bei den Män-
nern noch stärker, nämlich um gut 1 Stun-
de und 20 Minuten pro Woche. u Abb 4

Fast die Hälfte der unbezahlten Ar-
beit setzte sich bei Frauen aus Tätigkeiten 
der klassischen Hausarbeit wie Kochen, 
Putzen und Wäsche waschen zusammen. 
Mehr als 13 Stunden pro Woche oder fast 
2 Stunden pro Tag wendeten Frauen im 
Schnitt für diese Tätigkeiten auf. Männer 
verbrachten nur halb so viel Zeit damit. 
Auch mit der Betreuung, Pflege und Un-
terstützung von Kindern und erwachse-
nen Haushaltsmitgliedern verbrachten 
Frauen fast doppelt so viel Zeit wie Män-
ner. Pro Woche wendeten sie hierfür 
mehr als 3,5 Stunden auf, Männer nur 
knapp 2 Stunden. Mit Einkaufen und 
Haushaltsorganisation verbrachten Frau-
en fast 5 Stunden pro Woche, Männer 
hingegen 4 Stunden. Für die weiteren un-
bezahlten Tätigkeiten wie Gartenarbeit, 
handwerkliche Tätigkeiten, ehrenamtli-
ches und freiwilliges Engagement sowie 
die Unterstützung anderer Haushalte 
wendeten Frauen und Männer insgesamt 
etwa gleich viel Zeit auf. u Abb 5

 X Abb 4  Zeitaufwand für unbezahlte Arbeit von Frauen und Männern 2022  
— in Stunden pro Woche

 X Abb 5  Unbezahlte Arbeit nach Arbeitsbereichen von Personen ab 18 Jahren 2022  
— in Stunden pro Woche

Personen ab 18 Jahren.  
Datenbasis: Zeitverwendungserhebung

Datenbasis: Zeitverwendungserhebung

 X Info 3  
Gender Care Gap

Der Gender Care Gap zeigt den unterschiedlichen Zeitaufwand, den Frauen und Männer für un
bezahlte Arbeit aufbringen. Damit ist diese Kennziffer ein wichtiger Indikator zum Stand der Gleich-
stellung von Frauen und Männern (siehe auch Kapitel 7.6, Seite 294).

Wird die Differenz beim Zeitaufwand für unbezahlte Arbeit von Frauen und Männern ins Verhältnis 
zum Zeitaufwand für unbezahlte Arbeit der Männer gesetzt, ergibt sich daraus der Gender Care 
Gap. Dabei gilt, je höher der Gender Care Gap ausfällt, desto höher ist die durchschnittliche  
Zeitverwendung für unbezahlte Arbeit der Frauen im Vergleich zu denen der Männer. Umgekehrt 
gilt, dass der Gender Care Gap dann negativ ist, wenn Männer mehr Zeit für unbezahlte Arbeit  
aufwenden als Frauen.
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29:52

20:42

Gender Care Gap
44,3 %

Bitte die untere Grafik 
nehmen!
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Die Ergebnisse zeigen: Während Väter 
mehr Erwerbsarbeit leisten als Männer 
ohne Kind, leisten insbesondere die Müt-
ter kleiner Kinder weniger Erwerbsarbeit 
als Frauen ohne Kind im Haushalt. Statt-
dessen werden Kinderbetreuung und 
Haushaltsführung vor allem in den ers-
ten Lebensjahren der Kinder vorrangig 
von den Müttern übernommen, während 
Väter tendenziell die traditionelle Rolle 
des Hauptverdieners einnehmen. Diese 
Aufteilung hat sich im Zehnjahresver-
gleich kaum verändert. u Abb 7 

Bezahlte und unbezahlte Arbeit  
von Müttern und Vätern
Betrachtet man nur die Haushalte mit 
Kindern sowie die bezahlte und unbe-
zahlte Arbeit in der Summe, zeigt sich 
eine Art Gleichstellung des Arbeitspen-
sums zwischen Müttern und Vätern im 
Alter von 18 bis 64 Jahren: Sowohl Mütter 
als auch Väter leisteten im Jahr 2022 im 
Schnitt gut 57,5 Stunden Arbeit pro Woche. 

Bezahlte und unbezahlte Arbeit  
von Personen mit und ohne Kind(er) 
im Haushalt
Der Umfang an geleisteter Arbeit von 
Erwachsenen im Erwerbsalter von 18 bis 
64 Jahren unterscheidet sich je nachdem, 
ob sie in einem Haushalt mit oder ohne 
Kind(er) leben. Betrachtet man Haushal-
te mit Kindern – also sowohl Haushalte 
von Alleinerziehenden als auch von Paa-
ren mit einem oder mehreren Kindern –, 
zeigt sich, dass die Elternteile im Schnitt 
gut 57,5 Stunden pro Woche arbeiteten. 
Damit leisteten Väter und Mütter etwa 
11 Stunden mehr Arbeit a ls 18- bis 
64-jährige Erwachsene, die in einem 
Haushalt ohne Kind leben. Die Mehrar-
beitszeit ist in erster Linie durch einen 
größeren Umfang an unbezahlter Arbeit 
bedingt – schließlich fallen zusätzliche 
Aufgaben wie Kinderbetreuung an und 
die Haushaltsführung erfordert in ei-
nem größeren Haushalt ebenfalls mehr 
Zeit. u Abb 6 

Besonders groß ist der Unterschied 
zwischen Vätern, deren Kinder im Haus-
halt leben, und Männern ohne Kind im 
Haushalt. Väter arbeiteten im Schnitt 
12 Stunden mehr pro Woche als Männer 
ohne Kind. Dabei leisteten sie 4,5 Stun-
den mehr Erwerbsarbeit und 7,5 Stunden 
mehr unbezahlte Arbeit. Der Unterschied 
zwischen Müttern mit Kindern im Haus-
halt und Frauen ohne Kind betrug 
10  Stunden pro Woche. Dabei leisteten 
Mütter 15 Stunden mehr unbezahlte Ar-
beit pro Woche und 5 Stunden weniger 
Erwerbsarbeit als Frauen ohne Kind.

Der Unterschied bei der Erwerbsar-
beit von Frauen mit und ohne Kind(er) 
hängt stark vom Alter des jüngsten Kin-
des ab. Mütter von Kindern im Alter von 
6 bis unter 18 Jahren gingen im Schnitt 
nur 1 Stunde weniger bezahlter Arbeit 
nach als Frauen ohne Kind. Zehn Jahre 
zuvor hatte der Abstand noch 4,5 Stun-
den betragen. Mütter von Kindern unter 
6 Jahren leisteten hingegen 10 Stunden 
weniger Erwerbsarbeit pro Woche als 
Frauen ohne Kind im Haushalt, hier ist 
der Abstand gegenüber 2012/13 um eine 
halbe Stunde geringer geworden. 

Zehn Jahre zuvor leisteten Väter gut zwei 
Stunden mehr Arbeit als Mütter. 

Die Aufteilung der Arbeit auf Er-
werbsarbeit und unbezahlte Arbeit ist 
zwischen Müttern und Vätern aber auch 
nach den Daten des Jahres 2022 unter-
schiedlich. Während bei Vätern die Ar-
beit zu mehr als der Hälfte (57 %) aus Er-
werbsarbeit bestand, waren es bei Müt-
tern zu mehr als zwei Dritteln (68 %) 
unbezahlte Tätigkeiten. Es ist daher nicht 
verwunderlich, dass jede vierte erwerbs-
tätige Mutter (24,1 %) ihre für Erwerbsar-
beit zur Verfügung stehende Zeit als zu 
knapp bemessen einschätzte. Zugleich 
fand jeder vierte erwerbstätige Vater 
(25,5 %), dass er zu viel Zeit mit Erwerbs-
arbeit verbringt. Anders gesagt: Eine von 
vier erwerbstätigen Müttern würde gern 
mehr Zeit für Beruf und Karriere haben, 
einer von vier erwerbstätigen Vätern 
würde demgegenüber gern weniger Zeit 
damit verbringen und sich stattdessen 
lieber anderen Dingen widmen. u Abb 8 

 X Abb 6  Erwerbsarbeit und unbezahlte Arbeit von Personen zwischen  
18 und 64 Jahren in ausgewählten Haushaltstypen 2022 — in Stunden pro Woche

Abweichungen rundungsbedingt.  
Datenbasis: Zeitverwendungserhebung
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Väter

insgesamt

24,1

17,6

20,6

60,8

56,9

58,8

15,1

25,5

20,6

zu wenig ausreichend zu viel

Beim Arbeitspensum der Mütter und 
Väter fällt auf, dass Väter unabhängig 
vom Alter des jüngsten Kindes rund 
33 Stunden pro Woche für Erwerbsarbeit 
aufwendeten. Bei Müttern hängt der Um-
fang der Erwerbsarbeit mit dem Alter des 
jüngsten Kindes zusammen. Mütter von 
Kindern unter 6 Jahren gingen nur knapp 
13,5 Stunden pro Woche bezahlter Arbeit 
nach. Bei älteren Kindern (6 bis 17 Jahre) 
lag die durchschnittliche Erwerbsarbeits-
zeit der Mütter mit 22 Stunden pro Wo-
che bereits deutlich höher.

Das Alter des jüngsten Kindes wirkt 
sich auch auf den Umfang der unbezahl-
ten Arbeit aus. Das betrifft sowohl Mütter 
als auch Väter. Während Eltern von jünge-
ren Kindern unter 6 Jahren im Schnitt 40 
Stunden pro Woche unbezahlte Tätigkei-
ten verrichteten, lag das Pensum bei Eltern 
von Kindern ab 6 Jahren mit 27 Stunden 
deutlich niedriger.

Im Durchschnitt verbrachten Väter 
und Mütter fast 3 Stunden pro Tag mit 
der Betreuung von Kindern unter 18 Jah-
ren. Davon entfiel rund 1 Stunde auf Tä-
tigkeiten, die nebenbei laufen, zum Bei-
spiel die Beaufsichtigung beim Spielen, 
während das Elternteil der Hausarbeit 
nachgeht. Betrachtet man die Kinderbe-
treuung nur als Hauptaktivität, verbrach-
ten Eltern im Schnitt rund 2 Stunden täg-
lich damit. Dabei wendeten Mütter mit 
2,5 Stunden rund 1 Stunde mehr für die 
Kinderbetreuung auf als Väter. 

Deutlich größer sind die Unterschiede 
in Abhängigkeit vom Alter des jüngsten 
Kindes. Mütter von Kindern unter 6 Jah-
ren verbrachten im Schnitt fast 4 Stunden 
pro Tag mit Kinderbetreuung. Bei Kin-
dern im Alter von 6 bis 17 Jahren sank der 
Zeitaufwand auf rund 1 Stunde pro Tag. 
Väter von Kindern unter 6 Jahren wende-
ten hingegen im Schnitt gut 2 Stunden pro 
Tag für die Kinderbetreuung auf – also 
etwa halb so viel Zeit wie Mütter von 
gleichaltrigen Kindern. Erreicht das 
jüngste Kind das Schulalter, sank der Zeit-
aufwand für die Kinderbetreuung bei Vä-
tern auf rund eine halbe Stunde pro Tag – 
also auch hier nur halb so viel Zeit wie bei 
den Müttern gleichaltriger Kinder.  u Abb 9 

 X Abb 7  Erwerbsarbeit und unbezahlte Arbeit von Frauen zwischen  
18 und 64 Jahren mit und ohne Kind(er) im eigenen Haushalt 2022 und 2012/13  
— in Stunden pro Woche

 X Abb 8  Selbsteinschätzung, inwieweit Zeit für Erwerbsarbeit ausgereicht hat,  
von erwerbstätigen Eltern zwischen 18 und 64 Jahren 2022 — in Prozent

Datenbasis: Zeitverwendungserhebung

Datenbasis: Zeitverwendungserhebung
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Mütter

Väter

insgesamt

0.0

0.0

0.0

0.0

0.0

0.0

0.0

0.0

0.0

0.0

0.0

0.0

0.0

0.0

0.0

0.0

0.0

0.0

Körperpflege, Füttern, Anziehen, medizinische Versorgung
Beaufsichtigung drinnen und draußen
Spielen und Sport

Begleiten, Termine wahrnehmen, Wege
Gespräche, Vorlesen, Geschichten erzählen
Hausaufgabenbetreuung, Anleitungen geben

Mütter

Väter

insgesamt

Körperpflege, Füttern, Anziehen, medizinische Versorgung
Beaufsichtigung drinnen und draußen
Spielen und Sport

Begleiten, Termine wahrnehmen, Wege
Gespräche, Vorlesen, Geschichten erzählen
Hausaufgabenbetreuung, Anleitungen geben

00:38

00:15

00:27

00:31

00:23

00:27

00:27

00:20

00:24

00:20

00:11

00:16 

00:14

00:08

00:11

00:07

00:03

00:05

01:19

02:18

01:50

der Coronapandemie wurde vielen be-
wusst, dass Einsamkeit die Menschen je-
den Alters treffen kann. Das Thema 
»Einsamkeit« ist deshalb in den vergan-
genen Jahren verstärkt in den Fokus der 
Öffentlichkeit gerückt (siehe auch Kapi-
tel 7.5, Seite 288). Einsamkeit umfasst 
das Einschätzen der eigenen Lebenslage 
als isoliert, zu wenig von sozialen Kon-
takten, Gesprächen und gemeinsamer 
Zeit mit anderen Menschen geprägt. 
Erstmals bei einer Zeitverwendungserhe-
bung (ZVE) wurden im Jahr 2022 die 
Personen ab 10 Jahren zum Thema »Ein-
samkeit« befragt.

Demnach fühlte sich jede sechste Per-
son (16 %) häufig einsam. Das entspricht 
knapp 12,2 Millionen Menschen in 
Deutschland. Im Altersgruppenvergleich 
waren junge Erwachsene im Alter von 
18 bis 29 Jahren am stärksten von Einsam-
keit betroffen. Jede vierte Person (24 %) 
dieses Alters fühlte sich oft einsam. Hier-
bei ist zu beachten, dass die ZVE im ge-
samten Jahr 2022 stattfand und zu Jahres-
beginn noch gewisse Corona-Beschrän-
kungen bestanden. Zudem wirkten unter 
Umständen gerade bei jüngeren Menschen 
die Jahre 2020 und 2021 noch deutlich 
nach, die mit Kontaktbeschränkungen, 

Bei Eltern insgesamt entfiel rund ein 
Viertel der Kinderbetreuungstätigkeiten 
auf die Körperpflege, das Füttern und 
Anziehen. Jeweils rund ein weiteres Vier-
tel bestand zum einen aus der Beaufsich-
tigung der Kinder und zum anderen aus 
Spielen und Sport mit den Kindern. Das 
verbleibende Viertel der Kinderbetreu-
ung umfasste das Wahrnehmen von Ter-
minen, zum Beispiel das Begleiten zum 
Sporttraining, die Teilnahme an Eltern-
abenden, aber auch Gespräche und Vorle-
sen sowie Hausaufgabenbetreuung. Bei 
Müttern machte dabei die Körperpflege, 
das Füttern und Anziehen der Kinder ei-
nen größeren Anteil der Kinderbetreu-
ungszeit aus als bei Vätern. Väter ver-
brachten dagegen anteilig mehr Zeit mit 
Spielen und Sport mit den Kindern.

Jeweils rund 4 von 10 Müttern (43,6 %) 
und Vätern (39,2 %) schätzten die Zeit für 
die eigenen Kinder im Haushalt als aus-
reichend ein. Fast 6 von 10 Vätern (58,3 %) 
und mehr als die Hälfte der Mütter 
(51,9 %) bewerteten diese als zu wenig.

5.5.3 Einsamkeit
Das Thema »Einsamkeit« wurde lange Zeit 
insbesondere als ein Problem im hohen 
Alter betrachtet. Doch vor allem während 

harten Lockdowns, Homeschooling, ge-
schlossenen Restaurants, Clubs und so 
weiter einhergingen. Soziale Kontakte, 
gemeinsames Erleben und Feiern, neue 
Leute kennenlernen, sprich: vieles, was 
gerade jüngeren Menschen wichtig ist, 
war auch 2022 noch nicht vollständig in 
der sonst üblichen Form möglich.

Am wenigsten ausgeprägt war das Ge-
fühl der Einsamkeit bei Personen ab 
65 Jahren. In dieser Gruppe fühlt sich nur 
jede zehnte Person (10 %) oft einsam. Bei 
diesem Ergebnis für die ab 65-Jährigen 
ist allerdings zu beachten, dass Hochbe-
tagte in der Stichprobe unterrepräsentiert 
sind und Personen in Alten- und Pflege-
heimen nicht in die Befragung einbezo-
gen wurden. u Abb 10 

Die Einsamkeitsbetroffenheit ist bei 
Frauen und Männern unterschiedlich. 
18 % der Frauen gaben an, sich oft einsam 
zu fühlen, während es bei den Männern 
rund 15 % waren. Sowohl bei Frauen als 
auch Männern zeigt sich ein ähnliches 
Bild nach den Altersgruppen. Unter den 
Frauen waren die in der Altersgruppe 
von 18 bis 29 Jahren am stärksten von 
Einsamkeit betroffen. Hier stimmte jede 
Vierte (26 %) zu, sich oft einsam zu füh-
len. Bei den Frauen ab 65 Jahren gab das 

 X Abb 9  Bereiche der Kinderbetreuung von Vätern und Müttern 2022 — Hauptaktivitäten in Stunden pro Tag

Abweichungen rundungsbedingt.
Datenbasis: Zeitverwendungserhebung
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10–17 Jahre

18–29 Jahre

30–44 Jahre

45–64 Jahre

65 Jahre und älter

insgesamt

15,0

23,6

19,4

16,4

9,8

16,4

10–17 Jahre

18–29 Jahre

30–44 Jahre

45–64 Jahre

65 Jahre und älter

insgesamt

18,9

25,7

21,7

17,9

11,6

18,2

11,4

21,6

17,2

14,8

(7,6)

14,5

weiblich männlich

Alleinlebende

Paare ohne Kind

alleinerziehende
Mütter/Väter

Kinder in Alleinerziehenden-
Haushalten

Mütter/Väter in
Paarhaushalten mitKind(ern)

Kinder in Paarhaushalten

26,2

9,1

39,7

18,7

14,1

15,2

hingegen nur jede neunte Frau (12 %) an. 
Am wenigsten einsam fühlten sich Män-
ner ab 65 Jahren mit rund 8 %. Mögli-
cherweise neigen Männer auch eher dazu, 
ihre empfundene Einsamkeit zu bagatel-
lisieren. Auch hier sei nochmals auf die 
Unterrepräsentanz der Hochbetagten 
hingewiesen. u Abb 11

Der Haushaltskontext, in dem Perso-
nen leben, beeinflusst ebenfalls das Ge-
fühl der Einsamkeit. Mit 40 % fühlten 
sich die Mütter und Väter in Alleinerzie-
henden-Haushalten am häufigsten ein-
sam. Von den 10- bis 17-Jährigen in die-
sem Haushaltstyp sagten 19 %, dass sie 
oft einsam sind. Bei den Alleinlebenden 
war es jede vierte Person (26 %). In Paar-
haushalten mit Kind(ern) fühlten sich 
14 % der Elternteile oft einsam. Bei den 
10- bis 17-Jährigen in diesen Haushalten 
waren es 15 %. Mit 9 % am seltensten ein-
sam fühlten sich Personen in Paarhaus-
halten ohne Kind. u Abb 12 

 X Abb 10  Personen ab 10 Jahren, die sich oft einsam fühlen, nach Altersklassen 2022  
— in Prozent

 X Abb 12  Personen ab 10 Jahren, die sich oft einsam fühlen, in ausgewählten  
Haushaltstypen 2022 — in Prozent

 X Abb 11  Personen ab 10 Jahren, die sich oft einsam fühlen, nach Altersklassen  
und Geschlecht 2022 — in Prozent

Datenbasis: Zeitverwendungserhebung

Datenbasis: Zeitverwendungserhebung

( )	 Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist.
Datenbasis: Zeitverwendungserhebung
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